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A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  

E l t e r n g e l d  E l t e r n g e l d  

§ 1 § 1 

Berechtigte Berechtigte 

(1) Anspruch auf Elterngeld hat, wer  (1) u n v e r ä n d e r t  

1. einen Wohnsitz oder seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt in Deutschland hat, 

 

2. mit seinem Kind in einem Haushalt 
lebt, 

 

3. dieses Kind selbst betreut und erzieht 
und 

 

4. keine oder keine volle Erwerbstätigkeit 
ausübt. 

 

Bei Mehrlingsgeburten besteht nur ein An-
spruch auf Elterngeld. 

 

(2) Anspruch auf Elterngeld hat auch, 
wer, ohne eine der Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 zu erfüllen,  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. nach § 4 des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch dem deutschen Sozialversi-
cherungsrecht unterliegt oder im Rah-
men seines in Deutschland bestehen-
den öffentlich-rechtlichen Dienst- oder 
Amtsverhältnisses vorübergehend ins 
Ausland abgeordnet, versetzt oder 
kommandiert ist, 
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2. Entwicklungshelfer oder Entwicklungs-
helferin im Sinne des § 1 des Entwick-
lungshelfer-Gesetzes ist oder als Mis-
sionar oder Missionarin der Missions-
werke und -gesellschaften, die Mitglie-
der oder Vereinbarungspartner des 
Evangelischen Missionswerkes Ham-
burg, der Arbeitsgemeinschaft Evange-
likaler Missionen e. V. oder der Ar-
beitsgemeinschaft pfingstlich-
charismatischer Missionen sind, tätig 
ist oder 

 

3. die deutsche Staatsangehörigkeit be-
sitzt und nur vorübergehend bei einer 
zwischen- oder überstaatlichen Ein-
richtung tätig ist, insbesondere nach 
den Entsenderichtlinien des Bundes 
beurlaubte Beamte und Beamtinnen, 
oder wer vorübergehend eine nach § 
123a des Beamtenrechtsrahmenge-
setzes oder § 29 des Bundesbeamten-
gesetzes zugewiesene Tätigkeit im 
Ausland wahrnimmt. 

 

Dies gilt auch für mit der nach Satz 1 be-
rechtigten Person in einem Haushalt le-
bende Ehegatten oder Ehegattinnen. 

 

(3) Anspruch auf Elterngeld hat ab-
weichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
auch, wer  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. mit einem Kind in einem Haushalt lebt, 
das er mit dem Ziel der Annahme als 
Kind aufgenommen hat, 

 

2. ein Kind des Ehegatten oder der Ehe-
gattin in seinen Haushalt aufgenom-
men hat oder 

 

3. mit einem Kind in einem Haushalt lebt 
und die von ihm erklärte Anerkennung 
der Vaterschaft nach § 1594 Absatz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs noch 
nicht wirksam oder über die von ihm 
beantragte Vaterschaftsfeststellung 
nach § 1600d des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs noch nicht entschieden ist. 
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Für angenommene Kinder und Kinder im 
Sinne des Satzes 1 Nummer 1 sind die 
Vorschriften dieses Gesetzes mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass statt des Zeit-
punktes der Geburt der Zeitpunkt der Auf-
nahme des Kindes bei der berechtigten 
Person maßgeblich ist. 

 

(4) Können die Eltern wegen einer 
schweren Krankheit, Schwerbehinderung 
oder Todes der Eltern ihr Kind nicht be-
treuen, haben Verwandte bis zum dritten 
Grad und ihre Ehegatten oder Ehegattin-
nen Anspruch auf Elterngeld, wenn sie die 
übrigen Voraussetzungen nach Absatz 1 
erfüllen und wenn von anderen Berechtig-
ten Elterngeld nicht in Anspruch genom-
men wird. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Anspruch auf Elterngeld bleibt 
unberührt, wenn die Betreuung und Erzie-
hung des Kindes aus einem wichtigen 
Grund nicht sofort aufgenommen werden 
kann oder wenn sie unterbrochen werden 
muss. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Eine Person ist nicht voll erwerbs-
tätig, wenn  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. ihre Arbeitszeit 32 Wochenstunden im 
Durchschnitt des Lebensmonats nicht 
übersteigt, 

 

2. sie eine Beschäftigung zur Berufsbil-
dung ausübt oder 

 

3. sie als eine im Sinne der §§ 23 und 43 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
geeignete Kindertagespflegeperson tä-
tig ist. 

 

(6a) Als erwerbstätig im Sinne 
dieses Gesetzes gelten auch Personen, die 
vorübergehend nicht arbeiten, solange sie  

(6a) Als erwerbstätig im Sinne 
dieses Gesetzes gelten auch Personen, die 
vorübergehend nicht arbeiten, solange sie  

1. sich in einem Arbeitsverhältnis befin-
den oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. selbständig erwerbstätig sind. 2. selbstständig erwerbstätig sind. 

(7) Ein nicht freizügigkeitsberechtigter 
Ausländer oder eine nicht freizügigkeitsbe-
rechtigte Ausländerin ist nur anspruchsbe-
rechtigt, wenn diese Person  

(7) u n v e r ä n d e r t  
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1. eine Niederlassungserlaubnis oder 
eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-
EU besitzt, 

 

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, 
eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Auf-
enthaltserlaubnis besitzt, die für einen 
Zeitraum von mindestens sechs Mona-
ten zur Ausübung einer Erwerbstätig-
keit berechtigen oder berechtigt haben 
oder diese erlauben, es sei denn, die 
Aufenthaltserlaubnis wurde  

 

a) nach § 16e des Aufenthaltsgeset-
zes zu Ausbildungszwecken, nach 
§ 19c Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes zum Zweck der Beschäfti-
gung als Au-Pair oder zum Zweck 
der Saisonbeschäftigung, nach § 
19e des Aufenthaltsgesetzes zum 
Zweck der Teilnahme an einem 
Europäischen Freiwilligendienst 
oder nach § 20a Absatz 5 Satz 1 
des Aufenthaltsgesetzes zur Su-
che nach einer Erwerbstätigkeit 
oder nach Maßnahmen zur Aner-
kennung ausländischer Berufsqua-
lifikationen erteilt, 

 

b) nach § 16b des Aufenthaltsgeset-
zes zum Zweck eines Studiums, 
nach § 16d des Aufenthaltsgeset-
zes für Maßnahmen zur Anerken-
nung ausländischer Berufsqualifi-
kationen, nach § 20 des Aufent-
haltsgesetzes zur Suche nach ei-
ner Erwerbstätigkeit oder nach § 
20a Absatz 5 Satz 2 des Aufent-
haltsgesetzes zur Suche nach ei-
ner Erwerbstätigkeit oder nach 
Maßnahmen zur Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikatio-
nen erteilt und die Person ist we-
der erwerbstätig noch nimmt sie 
Elternzeit nach § 15 dieses Geset-
zes oder laufende Geldleistungen 
nach dem Dritten Buch Sozialge-
setzbuch in Anspruch, 
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c) nach § 23 Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes wegen eines Krie-
ges im Heimatland dieser Person 
oder nach § 23a oder § 25 Absatz 
3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes 
erteilt, 

 

3. eine in Nummer 2 Buchstabe c ge-
nannte Aufenthaltserlaubnis besitzt 
und im Bundesgebiet berechtigt er-
werbstätig ist oder Elternzeit nach § 15 
dieses Gesetzes oder laufende Geld-
leistungen nach dem Dritten Buch So-
zialgesetzbuch in Anspruch nimmt, 

 

4. eine in Nummer 2 Buchstabe c ge-
nannte Aufenthaltserlaubnis besitzt 
und sich seit mindestens 15 Monaten 
erlaubt, gestattet oder geduldet im 
Bundesgebiet aufhält oder 

 

5. eine Beschäftigungsduldung gemäß § 
60d in Verbindung mit § 60a Absatz 2 
Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes be-
sitzt. 

 

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste 
Alternative ist ein minderjähriger nicht frei-
zügigkeitsberechtigter Ausländer oder eine 
minderjährige nicht freizügigkeitsberechtig-
te Ausländerin unabhängig von einer Er-
werbstätigkeit anspruchsberechtigt. 

 

(8) Ein Anspruch entfällt, wenn die be-
rechtigte Person im letzten abgeschlosse-
nen Veranlagungszeitraum vor der Geburt 
des Kindes ein zu versteuerndes Einkom-
men nach § 2 Absatz 5 des Einkommen-
steuergesetzes in Höhe von mehr als 175 
000 Euro erzielt hat. Erfüllt auch eine ande-
re Person die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 1 Nummer 2 oder der Absätze 3 
oder 4, entfällt abweichend von Satz 1 der 
Anspruch, wenn die Summe des zu ver-
steuernden Einkommens beider Personen 
mehr als 175 000 Euro beträgt. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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§ 2 § 2 

Höhe des Elterngeldes Höhe des Elterngeldes 

(1) Elterngeld wird in Höhe von 67 
Prozent des Einkommens aus Erwerbstä-
tigkeit vor der Geburt des Kindes gewährt. 
Es wird bis zu einem Höchstbetrag von 
1 800 Euro monatlich für volle Lebensmo-
nate gezahlt, in denen die berechtigte Per-
son kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
hat. Das Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
errechnet sich nach Maßgabe der §§ 2c bis 
2f aus der um die Abzüge für Steuern und 
Sozialabgaben verminderten Summe der 
positiven Einkünfte aus  

(1) Elterngeld wird für die ersten vier 
Monate seiner Inanspruchnahme in Hö-
he von 80 Prozent des Einkommens der 
berechtigten Person aus Erwerbstätigkeit 
vor der Geburt des Kindes gewährt. Für 
jeden weiteren Monat wird Elterngeld in 
Höhe von 50 Prozent des Einkom-mens 
aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt des 
Kindes gewährt. Es wird bis zu einem 
monatlichen Höchstbetrag von 1 900 Euro 
für volle Lebensmonate gezahlt, in denen 
die berechtigte Person kein Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit hat. Das Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit errechnet sich nach 
Maßgabe der §§ 2c bis 2f aus der um die 
Abzüge für Steuern und Sozialabgaben 
verminderten Summe der positiven Ein-
künfte aus 

1. nichtselbständiger Arbeit nach § 2 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 des Einkom-
mensteuergesetzes sowie 

1. nichtselbstständiger Arbeit nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Ein-
kommensteuergesetzes sowie 

2. Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-
trieb und selbständiger Arbeit nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes, 

2. Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-
trieb und selbstständiger Arbeit nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
des Einkommensteuergesetzes, 

die im Inland zu versteuern sind und die die 
berechtigte Person durchschnittlich monat-
lich im Bemessungszeitraum nach § 2b 
oder in Lebensmonaten der Bezugszeit 
nach § 2 Absatz 3 hat. 

die im Inland zu versteuern sind und die die 
berechtigte Person durchschnittlich monat-
lich im Bemessungszeitraum nach § 2b 
oder in Lebensmonaten der Bezugszeit 
nach § 2 Absatz 3 hat. 
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(2) In den Fällen, in denen das Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit vor der Ge-
burt geringer als 1 000 Euro war, erhöht 
sich der Prozentsatz von 67 Prozent um 
0,1 Prozentpunkte für je 2 Euro, um die 
dieses Einkommen den Betrag von 1 000 
Euro unterschreitet, auf bis zu 100 Prozent. 
In den Fällen, in denen das Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt höher 
als 1 200 Euro war, sinkt der Prozentsatz 
von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte für je 
2 Euro, um die dieses Einkommen den 
Betrag von 1 200 Euro überschreitet, auf 
bis zu 65 Prozent. 

(2) In den Fällen, in denen das Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit vor der Ge-
burt geringer als 1 000 Euro war, erhöht 
sich der Prozentsatz nach Absatz 1 Satz 1 
für die ersten vier Monaten der Inan-
spruchnahme von Elterngeld von 80 
Prozent um 0,1 Prozentpunkte für je 2 Eu-
ro, um die dieses Einkommen den Betrag 
von 1 000 Euro unterschreitet, auf bis zu 
100 Prozent und in jedem weiteren Monat 
erhöht sich der Prozentsatz nach Absatz 
1 Satz 2 von 50 Prozent um 0,1 Prozent-
punkte für je 2 Euro, um die dieses Ein-
kommen den Betrag von 1 000 Euro un-
terschreitet.  

(3) Für Lebensmonate nach der Ge-
burt des Kindes, in denen die berechtigte 
Person ein Einkommen aus Erwerbstätig-
keit hat, das durchschnittlich geringer ist 
als das Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
vor der Geburt, wird Elterngeld in Höhe des 
nach Absatz 1 oder 2 maßgeblichen Pro-
zentsatzes des Unterschiedsbetrages die-
ser Einkommen aus Erwerbstätigkeit ge-
zahlt. Als Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
vor der Geburt ist dabei höchstens der Be-
trag von 2 770 Euro anzusetzen. Der Un-
terschiedsbetrag nach Satz 1 ist für das 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit in Le-
bensmonaten, in denen die berechtigte 
Person Basiselterngeld in Anspruch nimmt, 
und in Lebensmonaten, in denen sie El-
terngeld Plus im Sinne des § 4a Absatz 2 
in Anspruch nimmt, getrennt zu berechnen. 

(3) Für Lebensmonate des Kindes 
nach dessen Geburt , in denen die berech-
tigte Person ein Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit hat, das durchschnittlich geringer 
ist als das Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
vor der Geburt, wird Elterngeld in Höhe des 
nach Absatz 1 oder 2 maßgeblichen Pro-
zentsatzes des Unterschiedsbetrages die-
ser Einkommen aus Erwerbstätigkeit ge-
zahlt. Als Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
vor der Geburt des Kindes ist dabei in den 
Fällen des Absatz 1 Satz 1 höchstens der 
Betrag von 2 375  Euro anzusetzen; in den 
Fällen des Absatz 1 Satz 2 der Betrag 
von 3 800 Euro.Der Unterschiedsbetrag 
nach Satz 1 ist für das Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit in Lebensmonaten, in de-
nen die berechtigte Person Basiselterngeld 
in Anspruch nimmt, und in Lebensmonaten, 
in denen sie Elterngeld Plus im Sinne des § 
4a Absatz 2 in Anspruch nimmt, getrennt 
zu berechnen. 

(4) Elterngeld wird mindestens in Hö-
he von 300 Euro gezahlt. Dies gilt auch, 
wenn die berechtigte Person vor der Ge-
burt des Kindes kein Einkommen aus Er-
werbstätigkeit hat. 

(4) Elterngeld wird mindestens in Hö-
he von 330 Euro gezahlt. Dies gilt auch, 
wenn die berechtigte Person vor der Ge-
burt des Kindes kein Einkommen aus Er-
werbstätigkeit hat. 

§ 2a § 2a 

Geschwisterbonus und Mehrlingszu-
schlag 

Geschwisterbonus und Mehrlingszu-
schlag 

(1) Lebt die berechtigte Person in ei-
nem Haushalt mit  

(1) u n v e r ä n d e r t  
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1. zwei Kindern, die noch nicht drei Jahre 
alt sind, oder 

 

2. drei oder mehr Kindern, die noch nicht 
sechs Jahre alt sind, 

 

wird das Elterngeld um 10 Prozent, min-
destens jedoch um 75 Euro erhöht (Ge-
schwisterbonus). Zu berücksichtigen sind 
alle Kinder, für die die berechtigte Person 
die Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 und 
3 erfüllt und für die sich das Elterngeld 
nicht nach Absatz 4 erhöht. 

 

(2) Für angenommene Kinder, die 
noch nicht 14 Jahre alt sind, gilt als Alter 
des Kindes der Zeitraum seit der Aufnahme 
des Kindes in den Haushalt der berechtig-
ten Person. Dies gilt auch für Kinder, die 
die berechtigte Person entsprechend § 1 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 mit dem Ziel 
der Annahme als Kind in ihren Haushalt 
aufgenommen hat. Für Kinder mit Behinde-
rung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch liegt die 
Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 bei 14 
Jahren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Anspruch auf den Geschwis-
terbonus endet mit Ablauf des Monats, in 
dem eine der in Absatz 1 genannten An-
spruchsvoraussetzungen entfällt. 

(3) Der Anspruch auf den Geschwis-
terbonus endet mit dem Ablauf des Le-
bensmonats, in dem der Bezug von El-
terngeld für das Kind, für das Elterngeld 
gezahlt wird, endet. 

(4) Bei Mehrlingsgeburten erhöht sich 
das Elterngeld um je 300 Euro für das 
zweite und jedes weitere Kind (Mehrlings-
zuschlag). Dies gilt auch, wenn ein Ge-
schwisterbonus nach Absatz 1 gezahlt 
wird. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 2b § 2b 

Bemessungszeitraum Bemessungszeitraum 

(1) Für die Ermittlung des Einkom-
mens aus nichtselbstständiger Erwerbstä-
tigkeit im Sinne von § 2c vor der Geburt 
sind die zwölf Kalendermonate vor dem 
Kalendermonat der Geburt des Kindes 
maßgeblich. Bei der Bestimmung des Be-
messungszeitraums nach Satz 1 bleiben 
Kalendermonate unberücksichtigt, in denen 
die berechtigte Person  

(1) Für die Ermittlung des Einkom-
mens aus nichtselbstständiger Erwerbstä-
tigkeit im Sinne des § 2c vor der Geburt ist 
das Kalenderjahr vor der Geburt des Kin-
des maßgeblich. Abweichend von Satz 1 
ist auf Antrag der berechtigten Person 
nicht das Kalenderjahr vor der Geburt 
maßgeblich, sondern das Kalenderjahr, 
das den Zeiten vorangegangen ist, in 
denen die berechtigte Person 

1. im Zeitraum nach § 4 Absatz 1 Satz 2 
und 3 und Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 
Buchstabe b, Nummer 2 Buchstabe b, 
Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 4 
Buchstabe b Elterngeld für ein älteres 
Kind bezogen hat, 

1. Basiselterngeld bezogen hat für ein 
älteres Kind 

 a) im Fall des § 4 Absatz 1 Satz 3 
bis zur Vollendung seines 12. 
Lebensmonats oder 

 b) in den Fällen des § 4 Absatz 5 
Satz 3 Nummer 1 Buchstabe b, 
Nummer 2 Buchstabe b, Num-
mer 3 Buchstabe b oder Num-
mer 4 Buchstabe b bis zur Voll-
endung seines 13., 14., 15. be-
ziehungsweise 16. Lebensmo-
nats, 

2. während der Schutzfristen nach § 3 
des Mutterschutzgesetzes nicht be-
schäftigt werden durfte oder Mutter-
schaftsgeld nach dem Fünften Buch 
Sozialgesetzbuch oder nach dem 
Zweiten Gesetz über die Krankenver-
sicherung der Landwirte oder Kranken-
tagegeld nach § 192 Absatz 5 Satz 2 
des Versicherungsvertragsgesetzes 
bezogen hat, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. eine Krankheit hatte, die maßgeblich 
durch eine Schwangerschaft bedingt 
war, oder 

3. u n v e r ä n d e r t  



 - 10 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

4. Wehrdienst nach dem Wehrpflichtge-
setz oder nach dem Vierten Abschnitt 
des Soldatengesetzes oder Zivildienst 
nach dem Zivildienstgesetz geleistet 
hat. 

4. u n v e r ä n d e r t  

Abweichend von Satz 2 sind Kalendermo-
nate im Sinne des Satzes 2 Nummer 1 bis 
4 auf Antrag der berechtigten Person zu 
berücksichtigen. Abweichend von Satz 2 
bleiben auf Antrag bei der Ermittlung des 
Einkommens für die Zeit vom 1. März 2020 
bis zum Ablauf des 23. September 2022 
auch solche Kalendermonate unberück-
sichtigt, in denen die berechtigte Person 
aufgrund der COVID-19-Pandemie ein ge-
ringeres Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
hatte und dies glaubhaft machen kann. 
Satz 2 Nummer 1 gilt in den Fällen des § 
27 Absatz 1 Satz 1 mit der Maßgabe, dass 
auf Antrag auch Kalendermonate mit El-
terngeldbezug für ein älteres Kind nach 
Vollendung von dessen 14. Lebensmonat 
unberücksichtigt bleiben, soweit der Eltern-
geldbezug von der Zeit vor Vollendung des 
14. Lebensmonats auf danach verschoben 
wurde. 

 

(2) Für die Ermittlung des Einkom-
mens aus selbstständiger Erwerbstätigkeit 
im Sinne von § 2d vor der Geburt sind die 
jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungs-
zeiträume maßgeblich, die dem letzten 
abgeschlossenen steuerlichen Veranla-
gungszeitraum vor der Geburt des Kindes 
zugrunde liegen. Haben in einem Ge-
winnermittlungszeitraum die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 Satz 2 oder Satz 4 
vorgelegen, sind auf Antrag die Gewinner-
mittlungszeiträume maßgeblich, die dem 
diesen Ereignissen vorangegangenen ab-
geschlossenen steuerlichen Veranlagungs-
zeitraum zugrunde liegen. 

(2) Für die Ermittlung des Einkom-
mens aus selbstständiger Erwerbstätigkeit 
im Sinne des § 2d vor der Geburt sind die 
jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungs-
zeiträume maßgeblich, die dem letzten 
abgeschlossenen steuerlichen Veranla-
gungszeitraum vor der Geburt des Kindes 
zugrunde liegen. Haben in einem Ge-
winnermittlungszeitraum Zeiten nach Ab-
satz 1 Satz 2 vorgelegen, so sind auf An-
trag der berechtigten Person diejenigen 
Gewinnermittlungszeiträume maßgeblich, 
die dem diesen Zeiten vorangegangenen 
abgeschlossenen steuerlichen Veranla-
gungszeitraum zugrunde liegen. 
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(3) Abweichend von Absatz 1 ist für 
die Ermittlung des Einkommens aus nicht-
selbstständiger Erwerbstätigkeit vor der 
Geburt der letzte abgeschlossene steuerli-
che Veranlagungszeitraum vor der Geburt 
maßgeblich, wenn die berechtigte Person 
in den Zeiträumen nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 Einkommen aus selbstständiger Er-
werbstätigkeit hatte. Haben im Bemes-
sungszeitraum nach Satz 1 die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 Satz 2 oder Satz 4 
vorgelegen, ist Absatz 2 Satz 2 mit der zu-
sätzlichen Maßgabe anzuwenden, dass für 
die Ermittlung des Einkommens aus nicht-
selbstständiger Erwerbstätigkeit vor der 
Geburt der vorangegangene steuerliche 
Veranlagungszeitraum maßgeblich ist. 

(3) Hatte die berechtigte Person vor 
der Geburt sowohl Einnahmen aus nicht-
selbstständiger Erwerbstätigkeit im 
Sinne des § 2c und als auch Einkünfte 
aus selbstständiger Erwerbstätigkeit im 
Sinne des § 2d, so gilt für die Ermittlung 
des gesamten Einkommens vor der Ge-
burt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Abweichend von Absatz 3 ist auf 
Antrag der berechtigten Person für die Er-
mittlung des Einkommens aus nichtselbst-
ständiger Erwerbstätigkeit allein der Be-
messungszeitraum nach Absatz 1 maßgeb-
lich, wenn die zu berücksichtigende Sum-
me der Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbebetrieb und selbstständiger 
Arbeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
bis 3 des Einkommensteuergesetzes  

entfällt 

1. in den jeweiligen steuerlichen Ge-
winnermittlungszeiträumen, die dem 
letzten abgeschlossenen steuerlichen 
Veranlagungszeitraum vor der Geburt 
des Kindes zugrunde liegen, durch-
schnittlich weniger als 35 Euro im Ka-
lendermonat betrug und 

 

2. in den jeweiligen steuerlichen Ge-
winnermittlungszeiträumen, die dem 
steuerlichen Veranlagungszeitraum der 
Geburt des Kindes zugrunde liegen, 
bis einschließlich zum Kalendermonat 
vor der Geburt des Kindes durch-
schnittlich weniger als 35 Euro im Ka-
lendermonat betrug. 
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Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 2 ist für die Berechnung des El-
terngeldes im Fall des Satzes 1 allein das 
Einkommen aus nichtselbstständiger Er-
werbstätigkeit maßgeblich. Die für die Ent-
scheidung über den Antrag notwendige 
Ermittlung der Höhe der Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb 
und selbstständiger Arbeit erfolgt für die 
Zeiträume nach Satz 1 Nummer 1 entspre-
chend § 2d Absatz 2; in Fällen, in denen 
zum Zeitpunkt der Entscheidung kein Ein-
kommensteuerbescheid vorliegt, und für 
den Zeitraum nach Satz 1 Nummer 2 er-
folgt die Ermittlung der Höhe der Einkünfte 
entsprechend § 2d Absatz 3. Die Entschei-
dung über den Antrag erfolgt abschließend 
auf der Grundlage der Höhe der Einkünfte, 
wie sie sich aus den gemäß Satz 3 vorge-
legten Nachweisen ergibt. 

 

§ 2c § 2c 

Einkommen aus nichtselbstständiger 
Erwerbstätigkeit 

Einkommen aus nichtselbstständiger 
Erwerbstätigkeit 

(1) Der monatlich durchschnittlich zu 
berücksichtigende Überschuss der Ein-
nahmen aus nichtselbstständiger Arbeit in 
Geld oder Geldeswert über ein Zwölftel des 
Arbeitnehmer-Pauschbetrags, vermindert 
um die Abzüge für Steuern und Sozialab-
gaben nach den §§ 2e und 2f, ergibt das 
Einkommen aus nichtselbstständiger Er-
werbstätigkeit. Nicht berücksichtigt werden 
Einnahmen, die im Lohnsteuerabzugsver-
fahren nach den lohnsteuerlichen Vorga-
ben als sonstige Bezüge zu behandeln 
sind. Die zeitliche Zuordnung von Einnah-
men erfolgt nach den lohnsteuerlichen 
Vorgaben für das Lohnsteuerabzugsverfah-
ren. Maßgeblich ist der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a des Einkommensteuergeset-
zes in der am 1. Januar des Kalenderjah-
res vor der Geburt des Kindes für dieses 
Jahr geltenden Fassung. 

(1) Der monatlich durchschnittlich zu 
berücksichtigende Überschuss der Ein-
nahmen aus nichtselbstständiger Arbeit in 
Geld oder Geldeswert über ein Zwölftel des 
Arbeitnehmer-Pauschbetrags, vermindert 
um die Abzüge für Steuern und Sozialab-
gaben nach den §§ 2e und 2f, ergibt das 
Einkommen aus nichtselbstständiger Er-
werbstätigkeit. Die zeitliche Zuordnung von 
Einnahmen erfolgt nach den lohnsteuerli-
chen Vorgaben für das Lohnsteuerabzugs-
verfahren. Maßgeblich ist der Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe a des Einkommensteuer-
gesetzes in der am 1. Januar des Kalen-
derjahres vor der Geburt des Kindes für 
dieses Jahr geltenden Fassung. 
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(2) Grundlage der Ermittlung der Ein-
nahmen sind die Angaben in den für die 
maßgeblichen Kalendermonate erstellten 
Lohn- und Gehaltsbescheinigungen des 
Arbeitgebers. Die Richtigkeit und Vollstän-
digkeit der Angaben in den maßgeblichen 
Lohn- und Gehaltsbescheinigungen wird 
vermutet. 

(2) Grundlage für die Ermittlung der 
im Bemessungszeitraum zu berücksich-
tigenden Einnahmen sind 

 1. die Angaben in der Lohnsteuerbe-
scheinigung nach § 41b des Ein-
kommensteuergesetzes für das 
maßgebliche Kalenderjahr oder 

 2. die mit dem nach § 108a des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch vorgese-
henen Verfahren übermittelten Ent-
geltbescheinigungsdaten oder 

 3. die für die maßgeblichen Zeiträume 
erstellten Lohn- und Gehaltsbe-
scheinigungen des Arbeitgebers. 

 Die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
Angaben nach Satz 1 wird vermutet. 

(3) Grundlage der Ermittlung der nach 
den §§ 2e und 2f erforderlichen Abzugs-
merkmale für Steuern und Sozialabgaben 
sind die Angaben in der Lohn- und Ge-
haltsbescheinigung, die für den letzten Ka-
lendermonat im Bemessungszeitraum mit 
Einnahmen nach Absatz 1 erstellt wurde. 
Soweit sich in den Lohn- und Gehaltsbe-
scheinigungen des Bemessungszeitraums 
eine Angabe zu einem Abzugsmerkmal 
geändert hat, ist die von der Angabe nach 
Satz 1 abweichende Angabe maßgeblich, 
wenn sie in der überwiegenden Zahl der 
Kalendermonate des Bemessungszeit-
raums gegolten hat. § 2c Absatz 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(3) Grundlage für die Ermittlung der 
in den Bezugsmonaten zu berücksichti-
genden Einnahmen sind  

 1. die Angaben in den für die maßgeb-
lichen Kalendermonate erstellten 
Lohn- und Gehaltsbescheinigungen 
des Arbeitgebers oder 

 2. die mit dem nach § 108a des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch vorgese-
henen Verfahren übermittelten Ent-
geltbescheinigungsdaten. 

 § 2c Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
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 (4) Grundlage für die Ermittlung der 
nach den §§ 2e und 2f erforderlichen 
Abzugsmerkmale für Steuern und Sozi-
alabgaben sind 

 1. die Angaben in der Lohnsteuerbe-
scheinigung nach § 41b des Ein-
kommensteuergesetzes für das 
maßgebliche Kalenderjahr oder 

 2. die mit dem nach § 108a Absatz 1 
des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch vorgesehenen Verfahren 
übermittelten Entgeltbescheini-
gungsdaten oder 

 3. die für die maßgeblichen Zeiträume 
erstellten Lohn- und Gehaltsbe-
scheinigungen des Arbeitgebers. 

 Soweit sich in den Entgeltbescheini-
gungsdaten oder in den Lohn- und Ge-
haltsbescheinigungen des Bemes-
sungszeitraums eine Angabe zu einem 
Abzugsmerkmal geändert hat, ist die 
von der Angabe nach Satz 1 Nummer 2 
oder 3 abweichende Angabe maßgeb-
lich, wenn sie in der überwiegenden 
Zahl der Kalendermonate des Bemes-
sungszeitraums gegolten hat. § 2c Ab-
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Der anteilige Arbeitnehmer-
Pauschbetrag nach Absatz 1 Satz 1 ist 
nicht zu berücksichtigen, wenn dem An-
sässigkeitsstaat der berechtigten Person 
nach einem Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung das Besteuerungs-
recht für das Elterngeld zusteht und wenn 
das aus Deutschland gezahlte Elterngeld 
nach den maßgebenden Vorschriften des 
Ansässigkeitsstaats der Steuer unterliegt. 
Unterliegt das Elterngeld im Ansässigkeits-
staat nach dessen maßgebenden Vor-
schriften nicht der Steuer, so ist der Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag nach Absatz 1 ent-
sprechend zu berücksichtigen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 2d § 2d 

Einkommen aus selbstständiger Er-
werbstätigkeit 

Einkommen aus selbstständiger Er-
werbstätigkeit 

(1) Die monatlich durchschnittlich zu 
berücksichtigende Summe der positiven 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb und selbstständiger Arbeit 
(Gewinneinkünfte), vermindert um die Ab-
züge für Steuern und Sozialabgaben nach 
den §§ 2e und 2f, ergibt das Einkommen 
aus selbstständiger Erwerbstätigkeit. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bei der Ermittlung der im Bemes-
sungszeitraum zu berücksichtigenden Ge-
winneinkünfte sind die entsprechenden im 
Einkommensteuerbescheid ausgewiesenen 
Gewinne anzusetzen. Ist kein Einkommen-
steuerbescheid zu erstellen, werden die 
Gewinneinkünfte in entsprechender An-
wendung des Absatzes 3 ermittelt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Grundlage der Ermittlung der in 
den Bezugsmonaten zu berücksichtigen-
den Gewinneinkünfte ist eine Gewinner-
mittlung, die mindestens den Anforderun-
gen des § 4 Absatz 3 des Einkommensteu-
ergesetzes entspricht. Als Betriebsausga-
ben sind 25 Prozent der zugrunde gelegten 
Einnahmen oder auf Antrag die damit zu-
sammenhängenden tatsächlichen Be-
triebsausgaben anzusetzen. 

(3) Grundlage für die Ermittlung der 
in den Bezugsmonaten zu berücksichti-
genden Gewinneinkünfte ist eine Ge-
winnermittlung, die mindestens den Anfor-
derungen des § 4 Absatz 3 des Einkom-
mensteuergesetzes entspricht. Als Be-
triebsausgaben sind 25 Prozent der zu-
grunde gelegten Einnahmen oder auf An-
trag die damit zusammenhängenden tat-
sächlichen Betriebsausgaben anzusetzen. 

(4) Soweit nicht in § 2c Absatz 3 et-
was anderes bestimmt ist, sind bei der Er-
mittlung der nach § 2e erforderlichen Ab-
zugsmerkmale für Steuern die Angaben im 
Einkommensteuerbescheid maßgeblich. § 
2c Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Soweit nicht in § 2c Absatz 4 et-
was anderes bestimmt ist, sind bei der Er-
mittlung der nach § 2e erforderlichen Ab-
zugsmerkmale für Steuern die Angaben im 
Einkommensteuerbescheid maßgeblich. § 
2c Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Die zeitliche Zuordnung von Ein-
nahmen und Ausgaben erfolgt nach den 
einkommensteuerrechtlichen Grundsätzen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 2e § 2e 

Abzüge für Steuern Abzüge für Steuern 

(1) Als Abzüge für Steuern sind Be-
träge für die Einkommensteuer, den Solida-
ritätszuschlag und, wenn die berechtigte 
Person kirchensteuerpflichtig ist, die Kir-
chensteuer zu berücksichtigen. Die Abzüge 
für Steuern werden einheitlich für Einkom-
men aus nichtselbstständiger und selbst-
ständiger Erwerbstätigkeit auf Grundlage 
einer Berechnung anhand des am 1. Janu-
ar des Kalenderjahres vor der Geburt des 
Kindes für dieses Jahr geltenden Pro-
grammablaufplans für die maschinelle Be-
rechnung der vom Arbeitslohn einzubehal-
tenden Lohnsteuer, des Solidaritätszu-
schlags und der Maßstabsteuer für die Kir-
chenlohnsteuer im Sinne von § 39b Absatz 
6 des Einkommensteuergesetzes nach den 
Maßgaben der Absätze 2 bis 5 ermittelt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bemessungsgrundlage für die Er-
mittlung der Abzüge für Steuern ist die mo-
natlich durchschnittlich zu berücksichtigen-
de Summe der Einnahmen nach § 2c, so-
weit sie von der berechtigten Person zu 
versteuern sind, und der Gewinneinkünfte 
nach § 2d. Bei der Ermittlung der Abzüge 
für Steuern nach Absatz 1 werden folgende 
Pauschalen berücksichtigt:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. der Arbeitnehmer-Pauschbetrag nach 
§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
des Einkommensteuergesetzes, wenn 
die berechtigte Person von ihr zu ver-
steuernde Einnahmen hat, die unter § 
2c fallen, und 

 

2. eine Vorsorgepauschale   

a) mit den Teilbeträgen nach § 39b 
Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buch-
stabe b, c und e des Einkommen-
steuergesetzes, falls die berechtig-
te Person von ihr zu versteuernde 
Einnahmen nach § 2c hat, ohne in 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder einer vergleichbaren 
Einrichtung versicherungspflichtig 
gewesen zu sein, oder 
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b) mit den Teilbeträgen nach § 39b 
Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buch-
stabe a bis c und e des Einkom-
mensteuergesetzes in allen übri-
gen Fällen, 

 

wobei die Höhe der Teilbeträge ohne 
Berücksichtigung der besonderen Re-
gelungen zur Berechnung der Beiträge 
nach § 55 Absatz 3 und § 58 Absatz 3 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
bestimmt wird. 

 

(3) Als Abzug für die Einkommens-
teuer ist der Betrag anzusetzen, der sich 
unter Berücksichtigung der Steuerklasse 
und des Faktors nach § 39f des Einkom-
mensteuergesetzes nach § 2c Absatz 3 
ergibt; die Steuerklasse VI bleibt unberück-
sichtigt. War die berechtigte Person im 
Bemessungszeitraum nach § 2b in keine 
Steuerklasse eingereiht oder ist ihr nach § 
2d zu berücksichtigender Gewinn höher als 
ihr nach § 2c zu berücksichtigender Über-
schuss der Einnahmen über ein Zwölftel 
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags, ist als 
Abzug für die Einkommensteuer der Betrag 
anzusetzen, der sich unter Berücksichti-
gung der Steuerklasse IV ohne Berücksich-
tigung eines Faktors nach § 39f des Ein-
kommensteuergesetzes ergibt. 

(3) Als Abzug für die Einkommens-
teuer ist der Betrag anzusetzen, der sich 
unter Berücksichtigung der Steuerklasse 
und des Faktors nach § 39f des Einkom-
mensteuergesetzes nach § 2c Absatz 4 
ergibt; die Steuerklasse VI bleibt unberück-
sichtigt. War die berechtigte Person im 
Bemessungszeitraum nach § 2b in keine 
Steuerklasse eingereiht oder ist ihr nach § 
2d zu berücksichtigender Gewinn höher als 
ihr nach § 2c zu berücksichtigender Über-
schuss der Einnahmen über ein Zwölftel 
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags, ist als 
Abzug für die Einkommensteuer der Betrag 
anzusetzen, der sich unter Berücksichti-
gung der Steuerklasse IV ohne Berücksich-
tigung eines Faktors nach § 39f des Ein-
kommensteuergesetzes ergibt. 

(4) Als Abzug für den Solidaritätszu-
schlag ist der Betrag anzusetzen, der sich 
nach den Maßgaben des Solidaritätszu-
schlagsgesetzes 1995 für die Einkom-
mensteuer nach Absatz 3 ergibt. Freibeträ-
ge für Kinder werden nach den Maßgaben 
des § 3 Absatz 2a des Solidaritätszu-
schlagsgesetzes 1995 berücksichtigt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Als Abzug für die Kirchensteuer ist 
der Betrag anzusetzen, der sich unter An-
wendung eines Kirchensteuersatzes von 8 
Prozent für die Einkommensteuer nach 
Absatz 3 ergibt. Freibeträge für Kinder 
werden nach den Maßgaben des § 51a 
Absatz 2a des Einkommensteuergesetzes 
berücksichtigt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 
werden Freibeträge und Pauschalen nur 
berücksichtigt, wenn sie ohne weitere Vo-
raussetzung jeder berechtigten Person 
zustehen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Abzüge für Steuern nach Absatz 1 
Satz 1 sind nicht zu berücksichtigen, wenn 
dem Ansässigkeitsstaat der berechtigten 
Person nach einem Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung das Be-
steuerungsrecht für das Elterngeld zusteht 
und wenn das aus Deutschland gezahlte 
Elterngeld nach den maßgebenden Vor-
schriften des Ansässigkeitsstaats der 
Steuer unterliegt. Unterliegt das Elterngeld 
im Ansässigkeitsstaat nach dessen maß-
gebenden Vorschriften nicht der Steuer, so 
sind die Abzüge für Steuern nach den Ab-
sätzen 1 bis 6 entsprechend zu berücksich-
tigen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 2f § 2f 

Abzüge für Sozialabgaben u n v e r ä n d e r t  

(1) Als Abzüge für Sozialabgaben 
sind Beträge für die gesetzliche Sozialver-
sicherung oder für eine vergleichbare Ein-
richtung sowie für die Arbeitsförderung zu 
berücksichtigen. Die Abzüge für Sozialab-
gaben werden einheitlich für Einkommen 
aus nichtselbstständiger und selbstständi-
ger Erwerbstätigkeit anhand folgender Bei-
tragssatzpauschalen ermittelt:  

 

1. 9 Prozent für die Kranken- und Pflege-
versicherung, falls die berechtigte Per-
son in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 
bis 12 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch versicherungspflichtig gewe-
sen ist, 

 

2. 10 Prozent für die Rentenversicherung, 
falls die berechtigte Person in der ge-
setzlichen Rentenversicherung oder 
einer vergleichbaren Einrichtung versi-
cherungspflichtig gewesen ist, und 

 



 - 19 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

3. 2 Prozent für die Arbeitsförderung, falls 
die berechtigte Person nach dem Drit-
ten Buch Sozialgesetzbuch versiche-
rungspflichtig gewesen ist. 

 

(2) Bemessungsgrundlage für die Er-
mittlung der Abzüge für Sozialabgaben ist 
die monatlich durchschnittlich zu berück-
sichtigende Summe der Einnahmen nach § 
2c und der Gewinneinkünfte nach § 2d. 
Einnahmen aus Beschäftigungen im Sinne 
des § 8, des § 8a oder des § 20 Absatz 3 
Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch werden nicht berücksichtigt. Für Ein-
nahmen aus Beschäftigungsverhältnissen 
im Sinne des § 20 Absatz 2 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch ist der Betrag 
anzusetzen, der sich nach § 344 Absatz 4 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch für 
diese Einnahmen ergibt, wobei der Faktor 
im Sinne des § 20 Absatz 2a Satz 2 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch unter 
Zugrundelegung der Beitragssatzpauscha-
len nach Absatz 1 bestimmt wird. 

 

(3) Andere Maßgaben zur Bestim-
mung der sozialversicherungsrechtlichen 
Beitragsbemessungsgrundlagen werden 
nicht berücksichtigt. 

 

§ 3 § 3 

Anrechnung von anderen Einnahmen Anrechnung von anderen Einnahmen 

(1) Auf das der berechtigten Person 
nach § 2 oder nach § 2 in Verbindung mit § 
2a zustehende Elterngeld werden folgende 
Einnahmen angerechnet:  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. Mutterschaftsleistungen   

a) in Form des Mutterschaftsgeldes 
nach dem Fünften Buch Sozialge-
setzbuch oder nach dem Zweiten 
Gesetz über die Krankenversiche-
rung der Landwirte mit Ausnahme 
des Mutterschaftsgeldes nach § 
19 Absatz 2 des Mutterschutzge-
setzes oder 
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b) in Form des Zuschusses zum Mut-
terschaftsgeld nach § 20 des Mut-
terschutzgesetzes, die der berech-
tigten Person für die Zeit ab dem 
Tag der Geburt des Kindes zu-
stehen, 

 

2. Dienst- und Anwärterbezüge sowie 
Zuschüsse, die der berechtigten Per-
son nach beamten- oder soldaten-
rechtlichen Vorschriften für die Zeit ei-
nes Beschäftigungsverbots ab dem 
Tag der Geburt des Kindes zustehen, 

 

3. dem Elterngeld oder den Mutter-
schaftsleistungen vergleichbare Leis-
tungen, auf die eine nach § 1 berech-
tigte Person außerhalb Deutschlands 
oder gegenüber einer über- oder zwi-
schenstaatlichen Einrichtung Anspruch 
hat, 

 

4. Elterngeld, das der berechtigten Per-
son für ein älteres Kind zusteht, oder 
dem Elterngeld oder den Mutter-
schaftsleistungen vergleichbare Leis-
tungen für ein älteres Kind, auf die die 
berechtigte Person außerhalb 
Deutschlands oder gegenüber einer 
über- oder zwischenstaatlichen Ein-
richtung Anspruch hat, 

 

5. Einnahmen, die der berechtigten Per-
son als Ersatz für Erwerbseinkommen 
zustehen und  

 

a) die nicht bereits für die Berech-
nung des Elterngeldes nach § 2 
berücksichtigt werden oder 

 

b) bei deren Berechnung das Eltern-
geld nicht berücksichtigt wird. 
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Stehen der berechtigten Person die Ein-
nahmen nur für einen Teil des Lebensmo-
nats des Kindes zu, sind sie nur auf den 
entsprechenden Teil des Elterngeldes an-
zurechnen. Für jeden Kalendermonat, in 
dem Einnahmen nach Satz 1 Nummer 4 
oder Nummer 5 im Bemessungszeitraum 
bezogen worden sind, wird der Anrech-
nungsbetrag um ein Zwölftel gemindert. 
Beginnt der Bezug von Einnahmen nach 
Satz 1 Nummer 5 nach der Geburt des 
Kindes und berechnen sich die anzurech-
nenden Einnahmen auf der Grundlage ei-
nes Einkommens, das geringer ist als das 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit im Be-
messungszeitraum, so ist der Teil des El-
terngeldes in Höhe des nach § 2 Absatz 1 
oder 2 maßgeblichen Prozentsatzes des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem 
durchschnittlichen monatlichen Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit im Bemessungszeit-
raum und dem durchschnittlichen monatli-
chen Bemessungseinkommen der anzu-
rechnenden Einnahmen von der Anrech-
nung freigestellt. 

 

(2) Bis zu einem Betrag von 300 Euro 
ist das Elterngeld von der Anrechnung 
nach Absatz 1 frei, soweit nicht Einnahmen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 auf 
das Elterngeld anzurechnen sind. Dieser 
Betrag erhöht sich bei Mehrlingsgeburten 
um je 300 Euro für das zweite und jedes 
weitere Kind. 

(2) Bis zu einem Betrag von 330 Euro 
ist das Elterngeld von der Anrechnung 
nach Absatz 1 frei, soweit nicht Einnahmen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 auf 
das Elterngeld anzurechnen sind. Dieser 
Betrag erhöht sich bei Mehrlingsgeburten 
um je 300 Euro für das zweite und jedes 
weitere Kind. 

(3) Solange kein Antrag auf die in Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 genannten ver-
gleichbaren Leistungen gestellt wird, ruht 
der Anspruch auf Elterngeld bis zur mögli-
chen Höhe der vergleichbaren Leistung. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 4 § 4 

Bezugsdauer, Anspruchsumfang Bezugsdauer, Anspruchsumfang 

(1) Elterngeld wird als Basiselterngeld 
oder als Elterngeld Plus gewährt. Es kann 
ab dem Tag der Geburt bezogen werden. 
Basiselterngeld kann bis zur Vollendung 
des 14. Lebensmonats des Kindes bezo-
gen werden. Elterngeld Plus kann bis zur 
Vollendung des 32. Lebensmonats bezo-
gen werden, solange es ab dem 15. Le-
bensmonat in aufeinander folgenden Le-
bensmonaten von zumindest einem Eltern-
teil in Anspruch genommen wird. Für an-
genommene Kinder und Kinder im Sinne 
des § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 kann 
Elterngeld ab Aufnahme bei der berechtig-
ten Person längstens bis zur Vollendung 
des achten Lebensjahres des Kindes be-
zogen werden. 

(1) Elterngeld wird als Basiselterngeld 
oder als Elterngeld Plus gewährt. Es kann 
ab dem Tag der Geburt des Kindes bezo-
gen werden. Basiselterngeld kann bis zur 
Vollendung des 14. Lebensmonats des 
Kindes bezogen werden. Elterngeld Plus 
kann bis zur Vollendung des 28. Lebens-
monats des Kindes bezogen werden, so-
lange es ab dem 15. Lebensmonat des 
Kindes in aufeinander folgenden Lebens-
monaten von zumindest einem Elternteil in 
Anspruch genommen wird. Für angenom-
mene Kinder sowie für Kinder im Sinne 
des § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 kann 
Elterngeld ab Aufnahme bei der berechtig-
ten Person längstens bis zur Vollendung 
des achten Lebensjahres des Kindes be-
zogen werden. 

(2) Elterngeld wird in Monatsbeträgen 
für Lebensmonate des Kindes gezahlt. Der 
Anspruch endet mit dem Ablauf des Le-
bensmonats, in dem eine Anspruchsvo-
raussetzung entfallen ist. 

(2) Elterngeld wird in Monatsbeträgen 
für Lebensmonate des Kindes gezahlt. Der 
Anspruch auf Elterngeld endet mit dem 
Ablauf des Lebensmonats des Kindes, in 
dem eine Anspruchsvoraussetzung entfal-
len ist. Die Eltern können die jeweiligen 
Monatsbeträge abwechselnd oder 
gleichzeitig beziehen. 

(3) Die Eltern haben gemeinsam An-
spruch auf zwölf Monatsbeträge Basisel-
terngeld. Ist das Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit eines Elternteils in zwei Lebens-
monaten gemindert, haben die Eltern ge-
meinsam Anspruch auf zwei weitere Mona-
te Basiselterngeld (Partnermonate). Statt 
für einen Lebensmonat Basiselterngeld zu 
beanspruchen, kann die berechtigte Per-
son jeweils zwei Lebensmonate Elterngeld 
Plus beziehen. 

(3) Die Eltern des Kindes haben ge-
meinsam Anspruch auf acht Monatsbeträ-
ge Basiselterngeld, die sie untereinander 
aufteilen können (flexible Monate). Je-
der Elternteil hat darüber hinaus An-
spruch auf vier weitere Monate Basisel-
terngeld, die nicht übertragbar sind (re-
servierte Monate). Statt für einen Le-
bensmonat Basiselterngeld zu beanspru-
chen, kann die berechtigte Person jeweils 
zwei Lebensmonate Elterngeld Plus bezie-
hen. 
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(4) Ein Elternteil hat Anspruch auf 
höchstens zwölf Monatsbeträge Basisel-
terngeld zuzüglich der höchstens vier zu-
stehenden Monatsbeträge Partnerschafts-
bonus nach § 4b. Ein Elternteil hat nur An-
spruch auf Elterngeld, wenn er es mindes-
tens für zwei Lebensmonate bezieht. Le-
bensmonate des Kindes, in denen einem 
Elternteil nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 anzurechnende Leistungen 
oder nach § 192 Absatz 5 Satz 2 des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes Versiche-
rungsleistungen zustehen, gelten als Mo-
nate, für die dieser Elternteil Basiseltern-
geld nach § 4a Absatz 1 bezieht. 

(4) Ein Elternteil hat Anspruch auf 
höchstens zehn Monatsbeträge Basisel-
terngeld. Ein Elternteil hat nur Anspruch 
auf Elterngeld, wenn er es mindestens für 
zwei Lebensmonate bezieht. Lebensmona-
te des Kindes, in denen einem Elternteil 
anzurechnende Leistungen nach § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 oder Versi-
cherungsleistungen nach § 192 Absatz 5 
Satz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes 
zustehen, gelten als Monate, für die dieser 
Elternteil Basiselterngeld nach § 4a Absatz 
1 bezieht. 

(5) Abweichend von Absatz 3 Satz 1 
beträgt der gemeinsame Anspruch der El-
tern auf Basiselterngeld für ein Kind, das  

(5) Abweichend von Absatz 3 Satz 1 
beträgt der gemeinsame Anspruch der El-
tern auf Basiselterngeld für ein Kind, das  

1. mindestens sechs Wochen vor dem 
voraussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 13 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld; 

1. mindestens sechs Wochen vor dem 
voraussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 7 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld; 

2. mindestens acht Wochen vor dem vo-
raussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 14 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld; 

2. mindestens acht Wochen vor dem vo-
raussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 8 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld; 

3. mindestens zwölf Wochen vor dem 
voraussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 15 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld; 

3. mindestens zwölf Wochen vor dem 
voraussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 9 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld; 

4. mindestens 16 Wochen vor dem vo-
raussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 16 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld. 

4. mindestens 16 Wochen vor dem vo-
raussichtlichen Tag der Entbindung 
geboren wurde: 10 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld. 

Für die Berechnung des Zeitraums zwi-
schen dem voraussichtlichen Tag der Ent-
bindung und dem tatsächlichen Tag der 
Geburt ist der voraussichtliche Tag der 
Entbindung maßgeblich, wie er sich aus 
dem ärztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis 
einer Hebamme oder eines Entbindungs-
pflegers ergibt. 
Im Fall von  

Für die Berechnung des Zeitraums zwi-
schen dem voraussichtlichen Tag der Ent-
bindung und dem tatsächlichen Tag der 
Geburt ist der voraussichtliche Tag der 
Entbindung maßgeblich, der sich aus dem 
ärztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer 
Hebamme oder eines Entbindungspflegers 
ergibt. 
Im Fall von 

1. Satz 1 Nummer 1  1. Satzes 1 Nummer 1  
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a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 13 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld zuzüglich der höchs-
tens vier zustehenden Monatsbe-
träge Partnerschaftsbonus nach § 
4b, 

a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 11 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld, 

b) kann Basiselterngeld abweichend 
von Absatz 1 Satz 3 bis zur Voll-
endung des 15. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) kann Elterngeld Plus abweichend 
von Absatz 1 Satz 4 bis zur Voll-
endung des 32. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden, so-
lange es ab dem 16. Lebensmonat 
in aufeinander folgenden Lebens-
monaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen 
wird; 

c) u n v e r ä n d e r t  

2. Satz 1 Nummer 2  2. Satzes 1 Nummer 2  

a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 14 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld zuzüglich der höchs-
tens vier zustehenden Monatsbe-
träge Partnerschaftsbonus nach § 
4b, 

a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 12 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld, 

b) kann Basiselterngeld abweichend 
von Absatz 1 Satz 3 bis zur Voll-
endung des 16. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) kann Elterngeld Plus abweichend 
von Absatz 1 Satz 4 bis zur Voll-
endung des 32. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden, so-
lange es ab dem 17. Lebensmonat 
in aufeinander folgenden Lebens-
monaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen 
wird; 

c) u n v e r ä n d e r t  

3. Satz 1 Nummer 3  3. Satzes 1 Nummer 3  
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a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 15 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld zuzüglich der höchs-
tens vier zustehenden Monatsbe-
träge Partnerschaftsbonus nach § 
4b, 

a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 13 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld, 

b) kann Basiselterngeld abweichend 
von Absatz 1 Satz 3 bis zur Voll-
endung des 17. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) kann Elterngeld Plus abweichend 
von Absatz 1 Satz 4 bis zur Voll-
endung des 32. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden, so-
lange es ab dem 18. Lebensmonat 
in aufeinander folgenden Lebens-
monaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen 
wird; 

c) u n v e r ä n d e r t  

4. Satz 1 Nummer 4  4. Satzes 1 Nummer 4  

a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 16 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld zuzüglich der höchs-
tens vier zustehenden Monatsbe-
träge Partnerschaftsbonus nach § 
4b, 

a) hat ein Elternteil abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf 
höchstens 14 Monatsbeträge Ba-
siselterngeld, 

b) kann Basiselterngeld abweichend 
von Absatz 1 Satz 3 bis zur Voll-
endung des 18. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) kann Elterngeld Plus abweichend 
von Absatz 1 Satz 4 bis zur Voll-
endung des 32. Lebensmonats 
des Kindes bezogen werden, so-
lange es ab dem 19. Lebensmonat 
in aufeinander folgenden Lebens-
monaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen 
wird. 

c) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Ein gleichzeitiger Bezug von Basi-
selterngeld beider Elternteile ist nur in ei-
nem der ersten zwölf Lebensmonate des 
Kindes möglich. Bezieht einer der beiden 
Elternteile Elterngeld Plus, so kann dieser 
Elternteil das Elterngeld Plus gleichzeitig 
zum Bezug von Basiselterngeld oder von 
Elterngeld Plus des anderen Elternteils 
beziehen. § 4b bleibt unberührt. Abwei-
chend von Satz 1 können bei Mehrlingsge-
burten und Frühgeburten im Sinne des Ab-
satzes 5 sowie bei Kindern, bei denen eine 
Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 
Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch ärztlich festgestellt wird und bei Kin-
dern, die einen Geschwisterbonus nach § 
2a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 
Satz 3 auslösen, beide Elternteile gleich-
zeitig Basiselterngeld beziehen. 

entfällt 

§ 4a § 4a 

Berechnung von Basiselterngeld und 
Elterngeld Plus 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Basiselterngeld wird allein nach 
den Vorgaben der §§ 2 bis 3 ermittelt. 

 

(2) Elterngeld Plus wird nach den 
Vorgaben der §§ 2 bis 3 und den zusätzli-
chen Vorgaben der Sätze 2 und 3 ermittelt. 
Das Elterngeld Plus beträgt monatlich 
höchstens die Hälfte des Basiselterngel-
des, das der berechtigten Person zustün-
de, wenn sie während des Elterngeldbe-
zugs keine Einnahmen im Sinne des § 2 
oder des § 3 hätte oder hat. Für die Be-
rechnung des Elterngeldes Plus halbieren 
sich:  

 

1. der Mindestbetrag für das Elterngeld 
nach § 2 Absatz 4 Satz 1, 

 

2. der Mindestbetrag des Geschwisterbo-
nus nach § 2a Absatz 1 Satz 1, 

 

3. der Mehrlingszuschlag nach § 2a Ab-
satz 4 sowie 

 

4. die von der Anrechnung freigestellten 
Elterngeldbeträge nach § 3 Absatz 2. 
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§ 4b § 4b 

Partnerschaftsbonus entfällt 

(1) Wenn beide Elternteile   

1. nicht weniger als 24 und nicht mehr als 
32 Wochenstunden im Durchschnitt 
des Lebensmonats erwerbstätig sind 
und 

 

2. die Voraussetzungen des § 1 erfüllen,  

hat jeder Elternteil für diesen Lebensmonat 
Anspruch auf einen zusätzlichen Monats-
betrag Elterngeld Plus (Partnerschaftsbo-
nus). 

 

(2) Die Eltern haben je Elternteil An-
spruch auf höchstens vier Monatsbeträge 
Partnerschaftsbonus. Sie können den 
Partnerschaftsbonus nur beziehen, wenn 
sie ihn jeweils für mindestens zwei Le-
bensmonate in Anspruch nehmen. 

 

(3) Die Eltern können den Partner-
schaftsbonus nur gleichzeitig und in aufei-
nander folgenden Lebensmonaten bezie-
hen. 

 

(4) Treten während des Bezugs des 
Partnerschaftsbonus die Voraussetzungen 
für einen alleinigen Bezug nach § 4c Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 3 ein, so kann der 
Bezug durch einen Elternteil nach § 4c Ab-
satz 2 fortgeführt werden. 

 

(5) Das Erfordernis des Bezugs in 
aufeinander folgenden Lebensmonaten 
nach Absatz 3 und § 4 Absatz 1 Satz 4 gilt 
auch dann als erfüllt, wenn sich während 
des Bezugs oder nach dem Ende des Be-
zugs herausstellt, dass die Voraussetzun-
gen für den Partnerschaftsbonus nicht in 
allen Lebensmonaten, für die der Partner-
schaftsbonus beantragt wurde, vorliegen 
oder vorlagen. 
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§ 4c § 4b 

Alleiniger Bezug durch einen Elternteil Alleiniger Bezug durch einen Elternteil 

(1) Ein Elternteil kann abweichend 
von § 4 Absatz 4 Satz 1 zusätzlich auch 
das Elterngeld für die Partnermonate nach 
§ 4 Absatz 3 Satz 2 beziehen, wenn das 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit für zwei 
Lebensmonate gemindert ist und  

Abweichend von § 4 Absatz 4 Satz 1 
kann ein Elternteil das Elterngeld für re-
servierte Monate des jeweils anderen 
Elternteils nach § 4 Absatz 3 Satz 2 be-
ziehen, wenn  

1. bei diesem Elternteil die Vorausset-
zungen für den Entlastungsbetrag für 
Alleinerziehende nach § 24b Absatz 1 
und 3 des Einkommensteuergesetzes 
vorliegen und der andere Elternteil we-
der mit ihm noch mit dem Kind in einer 
Wohnung lebt, 

1. bei diesem Elternteil die Vorausset-
zungen für den Entlastungsbetrag für 
Alleinerziehende nach § 24b Absatz 1 
und 3 des Einkommensteuergesetzes 
vorliegen und der jeweils andere El-
ternteil weder mit ihm noch mit dem 
Kind in einer Wohnung lebt, 

2. mit der Betreuung durch den anderen 
Elternteil eine Gefährdung des Kin-
deswohls im Sinne von § 1666 Absatz 
1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
verbunden wäre oder 

2. mit der Betreuung des Kindes durch 
den jeweils anderen Elternteil eine 
Gefährdung des Kindeswohls im Sinne 
von § 1666 Absatz 1 und 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs verbunden wäre 
oder 

3. die Betreuung durch den anderen El-
ternteil unmöglich ist, insbesondere, 
weil er wegen einer schweren Krank-
heit oder einer Schwerbehinderung 
sein Kind nicht betreuen kann; für die 
Feststellung der Unmöglichkeit der Be-
treuung bleiben wirtschaftliche Gründe 
und Gründe einer Verhinderung wegen 
anderweitiger Tätigkeiten außer Be-
tracht. 

3. die Betreuung durch den jeweils ande-
ren Elternteil unmöglich ist, insbeson-
dere, weil er wegen einer schweren 
Krankheit oder einer Schwerbehinde-
rung das Kind nicht betreuen kann.  

 Für die Feststellung der Unmöglichkeit 
der Betreuung (Satz 1 Nummer 3) blei-
ben wirtschaftliche Gründe und Gründe 
einer Verhinderung wegen anderweiti-
ger Tätigkeiten außer Betracht. 
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(2) Liegt eine der Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 vor, so hat 
ein Elternteil, der in mindestens zwei bis 
höchstens vier aufeinander folgenden Le-
bensmonaten nicht weniger als 24 und 
nicht mehr als 32 Wochenstunden im 
Durchschnitt des Lebensmonats erwerbstä-
tig ist, für diese Lebensmonate Anspruch 
auf zusätzliche Monatsbeträge Elterngeld 
Plus. § 4b Absatz 5 gilt entsprechend. 

entfällt 

§ 4d § 4c 

Weitere Berechtigte Weitere Berechtigte 

Die §§ 4 bis 4c gelten in den Fällen 
des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. Der 
Bezug von Elterngeld durch nicht sorgebe-
rechtigte Elternteile und durch Personen, 
die nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
und 3 Anspruch auf Elterngeld haben, be-
darf der Zustimmung des sorgeberechtig-
ten Elternteils. 

Die §§ 4 bis 4b gelten in den Fällen 
des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. Der 
Bezug von Elterngeld durch nicht sorgebe-
rechtigte Elternteile und durch Personen, 
die nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
und 3 Anspruch auf Elterngeld haben, be-
darf der Zustimmung des sorgeberechtig-
ten Elternteils. 

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  

V e r f a h r e n  u n d  O r g a n i s a -
t i o n  

V e r f a h r e n  u n d  O r g a n i s a -
t i o n  

§ 5 § 5 

Zusammentreffen von Ansprüchen Zusammentreffen von Ansprüchen 

(1) Erfüllen beide Elternteile die An-
spruchsvoraussetzungen, bestimmen sie, 
wer von ihnen die Monatsbeträge für wel-
che Lebensmonate des Kindes in Anspruch 
nimmt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Beanspruchen beide Elternteile 
zusammen mehr als die ihnen nach § 4 
Absatz 3 und § 4b oder nach § 4 Absatz 3 
und § 4b in Verbindung mit § 4d zustehen-
den Monatsbeträge, so besteht der An-
spruch eines Elternteils, der nicht über die 
Hälfte der zustehenden Monatsbeträge 
hinausgeht, ungekürzt; der Anspruch des 
anderen Elternteils wird gekürzt auf die 
vom Gesamtanspruch verbleibenden Mo-
natsbeträge. Beansprucht jeder der beiden 
Elternteile mehr als die Hälfte der ihm zu-
stehenden Monatsbeträge, steht jedem 
Elternteil die Hälfte des Gesamtanspruchs 
der Monatsbeträge zu. 

(2) Beanspruchen beide Elternteile 
zusammen mehr als die ihnen nach § 4 
Absatz 3 oder nach § 4 Absatz 3 in Verbin-
dung mit § 4c zustehenden Monatsbeträge, 
so besteht der Anspruch eines Elternteils, 
der nicht über die Hälfte der zustehenden 
Monatsbeträge hinausgeht, ungekürzt; der 
Anspruch des anderen Elternteils wird ge-
kürzt auf die vom Gesamtanspruch verblei-
benden Monatsbeträge. Beansprucht jeder 
der beiden Elternteile mehr als die Hälfte 
der ihm zustehenden Monatsbeträge, steht 
jedem Elternteil die Hälfte des Gesamtan-
spruchs der Monatsbeträge zu. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in den 
Fällen des § 1 Absatz 3 und 4 entspre-
chend. Wird eine Einigung mit einem nicht 
sorgeberechtigten Elternteil oder einer Per-
son, die nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 
2 und 3 Anspruch auf Elterngeld hat, nicht 
erzielt, so kommt es abweichend von Ab-
satz 2 allein auf die Entscheidung des sor-
geberechtigten Elternteils an. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 6 § 6 

Auszahlung u n v e r ä n d e r t  

Elterngeld wird im Laufe des Lebens-
monats gezahlt, für den es bestimmt ist. 

 

§ 7 § 7 

Antragstellung Antragstellung 

(1) Elterngeld ist schriftlich zu bean-
tragen. Es wird rückwirkend nur für die letz-
ten drei Lebensmonate vor Beginn des 
Lebensmonats geleistet, in dem der Antrag 
auf Elterngeld eingegangen ist. Im Antrag 
ist anzugeben, für welche Lebensmonate 
Basiselterngeld, für welche Lebensmonate 
Elterngeld Plus oder für welche Lebens-
monate Partnerschaftsbonus beantragt 
wird. 

(1) Elterngeld ist schriftlich zu bean-
tragen. Es wird rückwirkend nur für die letz-
ten drei Lebensmonate vor Beginn des 
Lebensmonats geleistet, in dem der Antrag 
auf Elterngeld eingegangen ist. Im Antrag 
ist anzugeben, für welche Lebensmonate 
Basiselterngeld oder für welche Lebens-
monate Elterngeld Plus beantragt wird. 
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(2) Die im Antrag getroffenen Ent-
scheidungen können bis zum Ende des 
Bezugszeitraums geändert werden. Eine 
Änderung kann rückwirkend nur für die 
letzten drei Lebensmonate vor Beginn des 
Lebensmonats verlangt werden, in dem der 
Änderungsantrag eingegangen ist. Sie ist 
außer in den Fällen besonderer Härte un-
zulässig, soweit Monatsbeträge bereits 
ausgezahlt sind. Abweichend von den Sät-
zen 2 und 3 kann für einen Lebensmonat, 
in dem bereits Elterngeld Plus bezogen 
wurde, nachträglich Basiselterngeld bean-
tragt werden. Im Übrigen finden die für die 
Antragstellung geltenden Vorschriften auch 
auf den Änderungsantrag Anwendung. 

(2) Die im Antrag getroffenen Ent-
scheidungen können bis zum Ende des 
Bezugszeitraums geändert werden. Eine 
Änderung kann rückwirkend nur für die 
letzten drei Lebensmonate vor Beginn des 
Lebensmonats verlangt werden, in dem der 
Änderungsantrag eingegangen ist. Sie ist 
außer in den Fällen besonderer Härte un-
zulässig, soweit Monatsbeträge bereits 
ausgezahlt sind. Im Übrigen finden die für 
die Antragstellung geltenden Vorschriften 
auch auf den Änderungsantrag Anwen-
dung. 

(3) Der Antrag ist, außer im Fall des § 
4c und der Antragstellung durch eine allein 
sorgeberechtigte Person, zu unterschrei-
ben von der Person, die ihn stellt, und zur 
Bestätigung der Kenntnisnahme auch von 
der anderen berechtigten Person. Die an-
dere berechtigte Person kann gleichzeitig  

(3) Der Antrag ist, außer im Fall des § 
4b und der Antragstellung durch eine allein 
sorgeberechtigte Person, zu unterschrei-
ben von der Person, die ihn stellt, und zur 
Bestätigung der Kenntnisnahme auch von 
der anderen berechtigten Person. Die an-
dere berechtigte Person kann gleichzeitig  

1. einen Antrag auf Elterngeld stellen 
oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Behörde anzeigen, wie viele Mo-
natsbeträge sie beansprucht, wenn mit 
ihrem Anspruch die Höchstgrenzen 
nach § 4 Absatz 3 in Verbindung mit § 
4b überschritten würden. 

2. der Behörde anzeigen, wie viele Mo-
natsbeträge sie beansprucht, wenn mit 
ihrem Anspruch die Höchstgrenzen 
nach § 4 Absatz 3 überschritten wür-
den. 

Liegt der Behörde von der anderen berech-
tigten Person weder ein Antrag auf Eltern-
geld noch eine Anzeige nach Satz 2 vor, so 
werden sämtliche Monatsbeträge der be-
rechtigten Person ausgezahlt, die den An-
trag gestellt hat; die andere berechtigte 
Person kann bei einem späteren Antrag 
abweichend von § 5 Absatz 2 nur die unter 
Berücksichtigung von § 4 Absatz 3 in Ver-
bindung mit § 4b vom Gesamtanspruch 
verbleibenden Monatsbeträge erhalten. 

Liegt der Behörde von der anderen berech-
tigten Person weder ein Antrag auf Eltern-
geld noch eine Anzeige nach Satz 2 vor, so 
werden sämtliche Monatsbeträge der be-
rechtigten Person ausgezahlt, die den An-
trag gestellt hat; die andere berechtigte 
Person kann bei einem späteren Antrag 
abweichend von § 5 Absatz 2 nur die unter 
Berücksichtigung von § 4 Absatz 3 vom 
Gesamtanspruch verbleibenden Monatsbe-
träge erhalten. 
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§ 8 § 8 

Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen 

(1) Soweit im Antrag auf Elterngeld 
Angaben zum voraussichtlichen Einkom-
men aus Erwerbstätigkeit gemacht wurden, 
ist nach Ablauf des Bezugszeitraums für 
diese Zeit das tatsächliche Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit nachzuweisen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(1a) Die Mitwirkungspflichten nach § 
60 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
gelten  

(1a) Die Mitwirkungspflichten nach § 
60 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
gelten im Falle des § 1 Absatz 8 Satz 2 
auch für die andere Person im Sinne 
des § 1 Absatz 8 Satz 2. § 65 Absatz 1 
und 3 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch gilt entsprechend. 

1. im Falle des § 1 Absatz 8 Satz 2 auch 
für die andere Person im Sinne des § 1 
Absatz 8 Satz 2 und 

entfällt 

2. im Falle des § 4b oder des § 4b in 
Verbindung mit § 4d Satz 1 für beide 
Personen, die den Partnerschaftsbo-
nus beantragt haben. 

entfällt 

§ 65 Absatz 1 und 3 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

 

(2) Elterngeld wird in den Fällen, in 
denen die berechtigte Person nach ihren 
Angaben im Antrag im Bezugszeitraum 
voraussichtlich kein Einkommen aus Er-
werbstätigkeit haben wird, unter dem Vor-
behalt des Widerrufs für den Fall gezahlt, 
dass sie entgegen ihren Angaben im An-
trag Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat. 
In den Fällen, in denen zum Zeitpunkt der 
Antragstellung der Steuerbescheid für den 
letzten abgeschlossenen steuerlichen Ver-
anlagungszeitraum vor der Geburt des 
Kindes nicht vorliegt und nach den Anga-
ben im Antrag die Beträge nach § 1 Absatz 
8 voraussichtlich nicht überschritten wer-
den, wird das Elterngeld unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs für den Fall gezahlt, 
dass entgegen den Angaben im Antrag die 
Beträge nach § 1 Absatz 8 überschritten 
werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Über die Höhe des Elterngeldes 
wird bis zum Nachweis der jeweils erforder-
lichen Angaben vorläufig unter Berücksich-
tigung der glaubhaft gemachten Angaben 
entschieden, wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. zum Zeitpunkt der Antragstellung der 
Steuerbescheid für den letzten abge-
schlossenen Veranlagungszeitraum 
vor der Geburt des Kindes nicht vor-
liegt und noch nicht angegeben wer-
den kann, ob die Beträge nach § 1 Ab-
satz 8 überschritten werden, 

 

2. das Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
vor der Geburt nicht ermittelt werden 
kann oder 

 

3. die berechtigte Person nach den An-
gaben im Antrag auf Elterngeld im Be-
zugszeitraum voraussichtlich Einkom-
men aus Erwerbstätigkeit hat. 

 

§ 9 § 9 

Einkommens- und Arbeitszeitnachweis, 
Auskunftspflicht des Arbeitgebers 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Soweit es zum Nachweis des Ein-
kommens aus Erwerbstätigkeit oder der 
wöchentlichen Arbeitszeit erforderlich ist, 
hat der Arbeitgeber der nach § 12 zustän-
digen Behörde für bei ihm Beschäftigte das 
Arbeitsentgelt, die für die Ermittlung der 
nach den §§ 2e und 2f erforderlichen Ab-
zugsmerkmale für Steuern und Sozialab-
gaben sowie die Arbeitszeit auf Verlangen 
zu bescheinigen; das Gleiche gilt für ehe-
malige Arbeitgeber. Für die in Heimarbeit 
Beschäftigten und die ihnen Gleichgestell-
ten (§ 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeits-
gesetzes) tritt an die Stelle des Arbeitge-
bers der Auftraggeber oder Zwischenmeis-
ter. 
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(2) Für den Nachweis des Einkom-
mens aus Erwerbstätigkeit kann die nach § 
12 Absatz 1 zuständige Behörde auch das 
in § 108a Absatz 1 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch vorgesehene Verfahren 
zur elektronischen Abfrage und Übermitt-
lung von Entgeltbescheinigungsdaten nut-
zen. Sie darf dieses Verfahren nur nutzen, 
wenn die betroffene Arbeitnehmerin oder 
der betroffene Arbeitnehmer zuvor in des-
sen Nutzung eingewilligt hat. Wenn der 
betroffene Arbeitgeber ein systemgeprüftes 
Entgeltabrechnungsprogramm nutzt, ist er 
verpflichtet, die jeweiligen Entgeltbeschei-
nigungsdaten mit dem in § 108a Absatz 1 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vor-
gesehenen Verfahren zu übermitteln. 

 

§ 10 § 10 

Verhältnis zu anderen Sozialleistungen u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Elterngeld und vergleichbare 
Leistungen der Länder sowie die nach § 3 
auf die Leistung angerechneten Einnah-
men oder Leistungen bleiben bei Sozial-
leistungen, deren Zahlung von anderen 
Einkommen abhängig ist, bis zu einer Höhe 
von insgesamt 300 Euro im Monat als Ein-
kommen unberücksichtigt. 

 

(2) Das Elterngeld und vergleichbare 
Leistungen der Länder sowie die nach § 3 
auf die Leistung angerechneten Einnah-
men oder Leistungen dürfen bis zu einer 
Höhe von insgesamt 300 Euro nicht dafür 
herangezogen werden, um auf Rechtsvor-
schriften beruhende Leistungen anderer, 
auf die kein Anspruch besteht, zu versa-
gen. 

 

(3) Soweit die berechtigte Person El-
terngeld Plus bezieht, bleibt das Elterngeld 
nur bis zur Hälfte des Anrechnungsfreibe-
trags, der nach Abzug der anderen nach 
Absatz 1 nicht zu berücksichtigenden Ein-
nahmen für das Elterngeld verbleibt, als 
Einkommen unberücksichtigt und darf nur 
bis zu dieser Höhe nicht dafür herangezo-
gen werden, um auf Rechtsvorschriften 
beruhende Leistungen anderer, auf die 
kein Anspruch besteht, zu versagen. 
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(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 
nicht zu berücksichtigenden oder nicht her-
anzuziehenden Beträge vervielfachen sich 
bei Mehrlingsgeburten mit der Zahl der 
geborenen Kinder. 

 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht 
bei Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch, dem Zwölften Buch So-
zialgesetzbuch, § 6a des Bundeskinder-
geldgesetzes und dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz. Bei den in Satz 1 bezeichne-
ten Leistungen bleiben das Elterngeld und 
vergleichbare Leistungen der Länder sowie 
die nach § 3 auf das Elterngeld angerech-
neten Einnahmen in Höhe des nach § 2 
Absatz 1 berücksichtigten Einkommens 
aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt bis zu 
300 Euro im Monat als Einkommen unbe-
rücksichtigt. Soweit die berechtigte Person 
Elterngeld Plus bezieht, verringern sich die 
Beträge nach Satz 2 um die Hälfte. Abwei-
chend von Satz 2 bleibt Mutterschaftsgeld 
gemäß § 19 des Mutterschutzgesetzes in 
voller Höhe unberücksichtigt. 

 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten ent-
sprechend, soweit für eine Sozialleistung 
ein Kostenbeitrag erhoben werden kann, 
der einkommensabhängig ist. 

 

§ 11 § 11 

Unterhaltspflichten Unterhaltspflichten 

Unterhaltsverpflichtungen werden 
durch die Zahlung des Elterngeldes und 
vergleichbarer Leistungen der Länder nur 
insoweit berührt, als die Zahlung 300 Euro 
monatlich übersteigt. Soweit die berechtig-
te Person Elterngeld Plus bezieht, werden 
die Unterhaltspflichten insoweit berührt, als 
die Zahlung 150 Euro übersteigt. Die in den 
Sätzen 1 und 2 genannten Beträge verviel-
fachen sich bei Mehrlingsgeburten mit der 
Zahl der geborenen Kinder. Die Sätze 1 bis 
3 gelten nicht in den Fällen des § 1361 
Absatz 3, der §§ 1579, 1603 Absatz 2 und 
des § 1611 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs. 

Unterhaltsverpflichtungen werden 
durch die Zahlung des Elterngeldes und 
vergleichbarer Leistungen der Länder nur 
insoweit berührt, als die Zahlung 330 Euro 
monatlich übersteigt. Soweit die berechtig-
te Person Elterngeld Plus bezieht, werden 
die Unterhaltspflichten insoweit berührt, als 
die Zahlung 165 Euro übersteigt. Die in den 
Sätzen 1 und 2 genannten Beträge verviel-
fachen sich bei Mehrlingsgeburten mit der 
Zahl der geborenen Kinder. Die Sätze 1 bis 
3 gelten nicht in den Fällen des § 1361 
Absatz 3, der §§ 1579, 1603 Absatz 2 und 
des § 1611 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs. 
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§ 12 § 12 

Zuständigkeit; Bewirtschaftung der Mit-
tel 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Landesregierungen oder die 
von ihnen beauftragten Stellen bestimmen 
die für die Ausführung dieses Gesetzes 
zuständigen Behörden. Zuständig ist die 
von den Ländern für die Durchführung die-
ses Gesetzes bestimmte Behörde des Be-
zirks, in dem das Kind, für das Elterngeld 
beansprucht wird, zum Zeitpunkt der ersten 
Antragstellung seinen inländischen Wohn-
sitz hat. Hat das Kind, für das Elterngeld 
beansprucht wird, in den Fällen des § 1 
Absatz 2 zum Zeitpunkt der ersten Antrag-
stellung keinen inländischen Wohnsitz, so 
ist die von den Ländern für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes bestimmte Behörde 
des Bezirks zuständig, in dem die berech-
tigte Person ihren letzten inländischen 
Wohnsitz hatte; hilfsweise ist die Behörde 
des Bezirks zuständig, in dem der entsen-
dende Dienstherr oder Arbeitgeber der be-
rechtigten Person oder der Arbeitgeber des 
Ehegatten oder der Ehegattin der berech-
tigten Person den inländischen Sitz hat. 

 

(2) Den nach Absatz 1 zuständigen 
Behörden obliegt auch die Beratung zur 
Elternzeit. 

 

(3) Der Bund trägt die Ausgaben für 
das Elterngeld. Die damit zusammenhän-
genden Einnahmen sind an den Bund ab-
zuführen. Für die Ausgaben und die mit 
ihnen zusammenhängenden Einnahmen 
sind die Vorschriften über das Haushalts-
recht des Bundes einschließlich der Ver-
waltungsvorschriften anzuwenden. 
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§ 13 § 13 

Rechtsweg u n v e r ä n d e r t  

(1) Über öffentlich-rechtliche Streitig-
keiten in Angelegenheiten der §§ 1 bis 12 
entscheiden die Gerichte der Sozialge-
richtsbarkeit. § 85 Absatz 2 Nummer 2 des 
Sozialgerichtsgesetzes gilt mit der Maßga-
be, dass die zuständige Stelle nach § 12 
bestimmt wird. 

 

(2) Widerspruch und Anfechtungskla-
ge haben keine aufschiebende Wirkung. 

 

§ 14 § 14 

Bußgeldvorschriften u n v e r ä n d e r t  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

 

1. entgegen § 8 Absatz 1 einen Nachweis 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig o-
der nicht rechtzeitig erbringt, 

 

2. entgegen § 9 Absatz 1 eine dort ge-
nannte Angabe nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
bescheinigt, 

 

3. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch, auch in Verbindung mit § 8 
Absatz 1a Satz 1, eine Angabe nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht, 

 

4. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch, auch in Verbindung mit § 8 
Absatz 1a Satz 1, eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht oder 

 

5. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch, auch in Verbindung mit § 8 
Absatz 1a Satz 1, eine Beweisurkunde 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig o-
der nicht rechtzeitig vorlegt. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße von bis zu zweitausend 
Euro geahndet werden. 

 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne 
des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten sind die in 
§ 12 Absatz 1 genannten Behörden. 

 

A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  

E l t e r n z e i t  f ü r  A r b e i t n e h -
m e r i n n e n  u n d  A r b e i t n e h -

m e r  

E l t e r n z e i t  f ü r  A r b e i t n e h -
m e r i n n e n  u n d  A r b e i t n e h -

m e r  

§ 15 § 15 

Anspruch auf Elternzeit Anspruch auf Elternzeit 

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer haben Anspruch auf Elternzeit, 
wenn sie  

(1) u n v e r ä n d e r t  

a) mit ihrem Kind,  

b) mit einem Kind, für das sie die An-
spruchsvoraussetzungen nach § 1 
Absatz 3 oder 4 erfüllen, oder 

 

c) mit einem Kind, das sie in Vollzeit-
pflege nach § 33 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch aufge-
nommen haben, 

 

in einem Haushalt leben und  

2. dieses Kind selbst betreuen und erzie-
hen. 

 

Nicht sorgeberechtigte Elternteile und Per-
sonen, die nach Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b und c Elternzeit nehmen können, 
bedürfen der Zustimmung des sorgebe-
rechtigten Elternteils. 

 

(1a) Anspruch auf Elternzeit haben Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch, 
wenn sie mit ihrem Enkelkind in einem 
Haushalt leben und dieses Kind selbst be-
treuen und erziehen und  

u n v e r ä n d e r t  
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1. ein Elternteil des Kindes minderjährig 
ist oder 

 

2. ein Elternteil des Kindes sich in einer 
Ausbildung befindet, die vor Vollen-
dung des 18. Lebensjahres begonnen 
wurde und die Arbeitskraft des Eltern-
teils im Allgemeinen voll in Anspruch 
nimmt. 

 

Der Anspruch besteht nur für Zeiten, in 
denen keiner der Elternteile des Kindes 
selbst Elternzeit beansprucht. 

 

(2) Der Anspruch auf Elternzeit be-
steht bis zur Vollendung des dritten Le-
bensjahres eines Kindes. Ein Anteil von bis 
zu 24 Monaten kann zwischen dem dritten 
Geburtstag und dem vollendeten achten 
Lebensjahr des Kindes in Anspruch ge-
nommen werden. Die Zeit der Mutter-
schutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des 
Mutterschutzgesetzes wird für die Eltern-
zeit der Mutter auf die Begrenzung nach 
den Sätzen 1 und 2 angerechnet. Bei meh-
reren Kindern besteht der Anspruch auf 
Elternzeit für jedes Kind, auch wenn sich 
die Zeiträume im Sinne der Sätze 1 und 2 
überschneiden. Bei einem angenommenen 
Kind und bei einem Kind in Vollzeit- oder 
Adoptionspflege kann Elternzeit von insge-
samt bis zu drei Jahren ab der Aufnahme 
bei der berechtigten Person, längstens bis 
zur Vollendung des achten Lebensjahres 
des Kindes genommen werden; die Sätze 
2 und 4 sind entsprechend anwendbar, 
soweit sie die zeitliche Aufteilung regeln. 
Der Anspruch kann nicht durch Vertrag 
ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Elternzeit kann, auch anteilig, 
von jedem Elternteil allein oder von beiden 
Elternteilen gemeinsam genommen wer-
den. Satz 1 gilt in den Fällen des Absatzes 
1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c 
entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Die Arbeitnehmerin oder der Ar-
beitnehmer darf während der Elternzeit 
nicht mehr als 32 Wochenstunden im 
Durchschnitt des Monats erwerbstätig sein. 
Die Beschränkung auf 32 Wochenstunden 
im Durchschnitt des Monats gilt nicht für 
die Tätigkeit einer im Sinne der §§ 23 und 
43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
geeigneten Kindertagespflegeperson. Die 
Ausübung einer Teilzeitarbeit bei einem 
anderen Arbeitgeber oder einer selbständi-
gen Erwerbstätigkeit nach Satz 1 bedürfen 
der Zustimmung des Arbeitgebers. Dieser 
kann seine Zustimmung nur innerhalb von 
vier Wochen nach der Beantragung aus 
dringenden betrieblichen Gründen in Text-
form verweigern. 

(4) Die Arbeitnehmerin oder der Ar-
beitnehmer darf während der Elternzeit 
nicht mehr als 32 Wochenstunden im 
Durchschnitt des Monats erwerbstätig sein. 
Die Beschränkung auf 32 Wochenstunden 
im Durchschnitt des Monats gilt nicht für 
die Tätigkeit einer im Sinne der §§ 23 und 
43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
geeigneten Kindertagespflegeperson. Die 
Ausübung einer Teilzeitarbeit bei einem 
anderen Arbeitgeber oder einer selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit nach Satz 1 
bedürfen der Zustimmung des Arbeitge-
bers. Dieser kann seine Zustimmung nur 
innerhalb von vier Wochen nach der Bean-
tragung aus dringenden betrieblichen 
Gründen in Textform verweigern. 

(5) Der Arbeitnehmer oder die Arbeit-
nehmerin kann eine Verringerung der Ar-
beitszeit und ihre Verteilung beantragen. 
Der Antrag kann mit der Mitteilung nach 
Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 in Textform 
verbunden werden. Über den Antrag sollen 
sich der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
oder die Arbeitnehmerin innerhalb von vier 
Wochen einigen. Lehnt der Arbeitgeber 
den Antrag ab, so hat er dies dem Arbeit-
nehmer oder der Arbeitnehmerin innerhalb 
der Frist nach Satz 3 mit einer Begründung 
mitzuteilen. Unberührt bleibt das Recht, 
sowohl die vor der Elternzeit bestehende 
Teilzeitarbeit unverändert während der El-
ternzeit fortzusetzen, soweit Absatz 4 be-
achtet ist, als auch nach der Elternzeit zu 
der Arbeitszeit zurückzukehren, die vor 
Beginn der Elternzeit vereinbart war. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Der Arbeitnehmer oder die Arbeit-
nehmerin kann gegenüber dem Arbeitge-
ber, soweit eine Einigung nach Absatz 5 
nicht möglich ist, unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 7 während der Gesamt-
dauer der Elternzeit zweimal eine Verringe-
rung seiner oder ihrer Arbeitszeit bean-
spruchen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Für den Anspruch auf Verringe-
rung der Arbeitszeit gelten folgende Vo-
raussetzungen:  

(7) u n v e r ä n d e r t  
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1. Der Arbeitgeber beschäftigt, unabhän-
gig von der Anzahl der Personen in 
Berufsbildung, in der Regel mehr als 
15 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen, 

 

2. das Arbeitsverhältnis in demselben 
Betrieb oder Unternehmen besteht oh-
ne Unterbrechung länger als sechs 
Monate, 

 

3. die vertraglich vereinbarte regelmäßige 
Arbeitszeit soll für mindestens zwei 
Monate auf einen Umfang von nicht 
weniger als 15 und nicht mehr als 32 
Wochenstunden im Durchschnitt des 
Monats verringert werden, 

 

4. dem Anspruch stehen keine dringen-
den betrieblichen Gründe entgegen 
und 

 

5. der Anspruch auf Teilzeit wurde dem 
Arbeitgeber  

 

a) für den Zeitraum bis zum vollende-
ten dritten Lebensjahr des Kindes 
sieben Wochen und 

 

b) für den Zeitraum zwischen dem 
dritten Geburtstag und dem voll-
endeten achten Lebensjahr des 
Kindes 13 Wochen 

 

vor Beginn der Teilzeittätigkeit in Text-
form mitgeteilt. 

 

Der Antrag muss den Beginn und den Um-
fang der verringerten Arbeitszeit enthalten. 
Die gewünschte Verteilung der verringerten 
Arbeitszeit soll im Antrag angegeben wer-
den. Falls der Arbeitgeber die beanspruch-
te Verringerung oder Verteilung der Ar-
beitszeit ablehnt, muss die Ablehnung in-
nerhalb der in Satz 5 genannten Frist und 
mit Begründung in Textform erfolgen. Hat 
ein Arbeitgeber die Verringerung der Ar-
beitszeit  

 

1. in einer Elternzeit zwischen der Geburt 
und dem vollendeten dritten Lebens-
jahr des Kindes nicht spätestens vier 
Wochen nach Zugang des Antrags o-
der 
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2. in einer Elternzeit zwischen dem dritten 
Geburtstag und dem vollendeten ach-
ten Lebensjahr des Kindes nicht spä-
testens acht Wochen nach Zugang des 
Antrags 

 

in Textform abgelehnt, gilt die Zustimmung 
als erteilt und die Verringerung der Arbeits-
zeit entsprechend den Wünschen der Ar-
beitnehmerin oder des Arbeitnehmers als 
festgelegt. Haben Arbeitgeber und Arbeit-
nehmerin oder Arbeitnehmer über die Ver-
teilung der Arbeitszeit kein Einvernehmen 
nach Absatz 5 Satz 2 erzielt und hat der 
Arbeitgeber nicht innerhalb der in Satz 5 
genannten Fristen die gewünschte Vertei-
lung in Textform abgelehnt, gilt die Vertei-
lung der Arbeitszeit entsprechend den 
Wünschen der Arbeitnehmerin oder des 
Arbeitnehmers als festgelegt. Soweit der 
Arbeitgeber den Antrag auf Verringerung 
oder Verteilung der Arbeitszeit rechtzeitig 
ablehnt, kann die Arbeitnehmerin oder der 
Arbeitnehmer Klage vor dem Gericht für 
Arbeitssachen erheben. 

 

§ 16 § 16 

Inanspruchnahme der Elternzeit u n v e r ä n d e r t  

(1) Wer Elternzeit beanspruchen will, 
muss sie  

 

1. für den Zeitraum bis zum vollendeten 
dritten Lebensjahr des Kindes spätes-
tens sieben Wochen und 

 

2. für den Zeitraum zwischen dem dritten 
Geburtstag und dem vollendeten ach-
ten Lebensjahr des Kindes spätestens 
13 Wochen 
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vor Beginn der Elternzeit in Textform vom 
Arbeitgeber verlangen. Verlangt die Arbeit-
nehmerin oder der Arbeitnehmer Elternzeit 
nach Satz 1 Nummer 1, muss sie oder er 
gleichzeitig erklären, für welche Zeiten in-
nerhalb von zwei Jahren Elternzeit ge-
nommen werden soll. Bei dringenden 
Gründen ist ausnahmsweise eine ange-
messene kürzere Frist möglich. Nimmt die 
Mutter die Elternzeit im Anschluss an die 
Mutterschutzfrist, wird die Zeit der Mutter-
schutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des 
Mutterschutzgesetzes auf den Zeitraum 
nach Satz 2 angerechnet. Nimmt die Mutter 
die Elternzeit im Anschluss an einen auf 
die Mutterschutzfrist folgenden Erholungs-
urlaub, werden die Zeit der Mutterschutz-
frist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mutter-
schutzgesetzes und die Zeit des Erho-
lungsurlaubs auf den Zweijahreszeitraum 
nach Satz 2 angerechnet. Jeder Elternteil 
kann seine Elternzeit auf drei Zeitabschnit-
te verteilen; eine Verteilung auf weitere 
Zeitabschnitte ist nur mit der Zustimmung 
des Arbeitgebers möglich. Der Arbeitgeber 
kann die Inanspruchnahme eines dritten 
Abschnitts einer Elternzeit innerhalb von 
acht Wochen nach Zugang des Antrags 
aus dringenden betrieblichen Gründen ab-
lehnen, wenn dieser Abschnitt im Zeitraum 
zwischen dem dritten Geburtstag und dem 
vollendeten achten Lebensjahr des Kindes 
liegen soll. Der Arbeitgeber hat dem Ar-
beitnehmer oder der Arbeitnehmerin die 
Elternzeit zu bescheinigen. Bei einem Ar-
beitgeberwechsel ist bei der Anmeldung 
der Elternzeit auf Verlangen des neuen 
Arbeitgebers eine Bescheinigung des 
früheren Arbeitgebers über bereits ge-
nommene Elternzeit durch die Arbeitneh-
merin oder den Arbeitnehmer vorzulegen. 

 

(2) Können Arbeitnehmerinnen aus 
einem von ihnen nicht zu vertretenden 
Grund eine sich unmittelbar an die Mutter-
schutzfrist des § 3 Absatz 2 und 3 des Mut-
terschutzgesetzes anschließende Elternzeit 
nicht rechtzeitig verlangen, können sie dies 
innerhalb einer Woche nach Wegfall des 
Grundes nachholen. 
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(3) Die Elternzeit kann vorzeitig been-
det oder im Rahmen des § 15 Absatz 2 
verlängert werden, wenn der Arbeitgeber 
zustimmt. Die vorzeitige Beendigung we-
gen der Geburt eines weiteren Kindes oder 
in Fällen besonderer Härte, insbesondere 
bei Eintritt einer schweren Krankheit, 
Schwerbehinderung oder Tod eines Eltern-
teils oder eines Kindes der berechtigten 
Person oder bei erheblich gefährdeter wirt-
schaftlicher Existenz der Eltern nach Inan-
spruchnahme der Elternzeit, kann der Ar-
beitgeber unbeschadet von Satz 3 nur in-
nerhalb von vier Wochen aus dringenden 
betrieblichen Gründen schriftlich ablehnen. 
Die Elternzeit kann zur Inanspruchnahme 
der Schutzfristen des § 3 des Mutter-
schutzgesetzes auch ohne Zustimmung 
des Arbeitgebers vorzeitig beendet werden; 
in diesen Fällen soll die Arbeitnehmerin 
dem Arbeitgeber die Beendigung der El-
ternzeit rechtzeitig mitteilen. Eine Verlänge-
rung der Elternzeit kann verlangt werden, 
wenn ein vorgesehener Wechsel der An-
spruchsberechtigten aus einem wichtigen 
Grund nicht erfolgen kann. 

 

(4) Stirbt das Kind während der El-
ternzeit, endet diese spätestens drei Wo-
chen nach dem Tod des Kindes. 

 

(5) Eine Änderung in der Anspruchs-
berechtigung hat der Arbeitnehmer oder 
die Arbeitnehmerin dem Arbeitgeber un-
verzüglich mitzuteilen. 

 

§ 17 § 17 

Urlaub u n v e r ä n d e r t  

(1) Der Arbeitgeber kann den Erho-
lungsurlaub, der dem Arbeitnehmer oder 
der Arbeitnehmerin für das Urlaubsjahr 
zusteht, für jeden vollen Kalendermonat 
der Elternzeit um ein Zwölftel kürzen. Dies 
gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer oder die 
Arbeitnehmerin während der Elternzeit bei 
seinem oder ihrem Arbeitgeber Teilzeitar-
beit leistet. 
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(2) Hat der Arbeitnehmer oder die Ar-
beitnehmerin den ihm oder ihr zustehenden 
Urlaub vor dem Beginn der Elternzeit nicht 
oder nicht vollständig erhalten, hat der Ar-
beitgeber den Resturlaub nach der Eltern-
zeit im laufenden oder im nächsten Ur-
laubsjahr zu gewähren. 

 

(3) Endet das Arbeitsverhältnis wäh-
rend der Elternzeit oder wird es im An-
schluss an die Elternzeit nicht fortgesetzt, 
so hat der Arbeitgeber den noch nicht ge-
währten Urlaub abzugelten. 

 

(4) Hat der Arbeitnehmer oder die Ar-
beitnehmerin vor Beginn der Elternzeit 
mehr Urlaub erhalten, als ihm oder ihr nach 
Absatz 1 zusteht, kann der Arbeitgeber den 
Urlaub, der dem Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin nach dem Ende der Eltern-
zeit zusteht, um die zu viel gewährten Ur-
laubstage kürzen. 

 

§ 18 § 18 

Kündigungsschutz u n v e r ä n d e r t  

(1) Der Arbeitgeber darf das Arbeits-
verhältnis ab dem Zeitpunkt, von dem an 
Elternzeit verlangt worden ist, nicht kündi-
gen. Der Kündigungsschutz nach Satz 1 
beginnt  

 

1. frühestens acht Wochen vor Beginn 
einer Elternzeit bis zum vollendeten 
dritten Lebensjahr des Kindes und 

 

2. frühestens 14 Wochen vor Beginn ei-
ner Elternzeit zwischen dem dritten 
Geburtstag und dem vollendeten ach-
ten Lebensjahr des Kindes. 
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Während der Elternzeit darf der Arbeitge-
ber das Arbeitsverhältnis nicht kündigen. In 
besonderen Fällen kann ausnahmsweise 
eine Kündigung für zulässig erklärt werden. 
Die Zulässigkeitserklärung erfolgt durch die 
für den Arbeitsschutz zuständige oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle. Die Bundesregierung kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung 
des Satzes 4 erlassen. 

 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn 
Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen  

 

1. während der Elternzeit bei demselben 
Arbeitgeber Teilzeitarbeit leisten oder 

 

2. ohne Elternzeit in Anspruch zu neh-
men, Teilzeitarbeit leisten und An-
spruch auf Elterngeld nach § 1 wäh-
rend des Zeitraums nach § 4 Absatz 1 
Satz 2, 3 und 5 haben. 

 

§ 19 § 19 

Kündigung zum Ende der Elternzeit u n v e r ä n d e r t  

Der Arbeitnehmer oder die Arbeitneh-
merin kann das Arbeitsverhältnis zum Ende 
der Elternzeit nur unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von drei Monaten kündi-
gen. 

 

§ 20 § 20 

Zur Berufsbildung Beschäftigte, in 
Heimarbeit Beschäftigte 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Die zu ihrer Berufsbildung Be-
schäftigten gelten als Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im Sinne dieses Geset-
zes. Die Elternzeit wird auf die Dauer einer 
Berufsausbildung nicht angerechnet, es sei 
denn, dass während der Elternzeit die Be-
rufsausbildung nach § 7a des Berufsbil-
dungsgesetzes oder § 27b der Hand-
werksordnung in Teilzeit durchgeführt wird. 
§ 15 Absatz 4 Satz 1 bleibt unberührt. 
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(2) Anspruch auf Elternzeit haben 
auch die in Heimarbeit Beschäftigten und 
die ihnen Gleichgestellten (§ 1 Absatz 1 
und 2 des Heimarbeitsgesetzes), soweit sie 
am Stück mitarbeiten. Für sie tritt an die 
Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber 
oder Zwischenmeister und an die Stelle 
des Arbeitsverhältnisses das Beschäfti-
gungsverhältnis. 

 

§ 21 § 21 

Befristete Arbeitsverträge u n v e r ä n d e r t  

(1) Ein sachlicher Grund, der die Be-
fristung eines Arbeitsverhältnisses rechtfer-
tigt, liegt vor, wenn ein Arbeitnehmer oder 
eine Arbeitnehmerin zur Vertretung eines 
anderen Arbeitnehmers oder einer anderen 
Arbeitnehmerin für die Dauer eines Be-
schäftigungsverbotes nach dem Mutter-
schutzgesetz, einer Elternzeit, einer auf 
Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder 
einzelvertraglicher Vereinbarung beruhen-
den Arbeitsfreistellung zur Betreuung eines 
Kindes oder für diese Zeiten zusammen 
oder für Teile davon eingestellt wird. 

 

(2) Über die Dauer der Vertretung 
nach Absatz 1 hinaus ist die Befristung für 
notwendige Zeiten einer Einarbeitung zu-
lässig. 

 

(3) Die Dauer der Befristung des Ar-
beitsvertrags muss kalendermäßig be-
stimmt oder bestimmbar oder den in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Zwecken zu 
entnehmen sein. 

 

(4) Der Arbeitgeber kann den befriste-
ten Arbeitsvertrag unter Einhaltung einer 
Frist von mindestens drei Wochen, jedoch 
frühestens zum Ende der Elternzeit, kündi-
gen, wenn die Elternzeit ohne Zustimmung 
des Arbeitgebers vorzeitig endet und der 
Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin die 
vorzeitige Beendigung der Elternzeit mitge-
teilt hat. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der 
Arbeitgeber die vorzeitige Beendigung der 
Elternzeit in den Fällen des § 16 Absatz 3 
Satz 2 nicht ablehnen darf. 
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(5) Das Kündigungsschutzgesetz ist 
im Falle des Absatzes 4 nicht anzuwenden. 

 

(6) Absatz 4 gilt nicht, soweit seine 
Anwendung vertraglich ausgeschlossen ist. 

 

(7) Wird im Rahmen arbeitsrechtlicher 
Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl 
der beschäftigten Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen abgestellt, so sind bei der 
Ermittlung dieser Zahl Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, die sich in der Eltern-
zeit befinden oder zur Betreuung eines 
Kindes freigestellt sind, nicht mitzuzählen, 
solange für sie aufgrund von Absatz 1 ein 
Vertreter oder eine Vertreterin eingestellt 
ist. Dies gilt nicht, wenn der Vertreter oder 
die Vertreterin nicht mitzuzählen ist. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
im Rahmen arbeitsrechtlicher Gesetze oder 
Verordnungen auf die Zahl der Arbeitsplät-
ze abgestellt wird. 

 

A b s c h n i t t  4  A b s c h n i t t  4  

S t a t i s t i k  u n d  S c h l u s s v o r -
s c h r i f t e n  

S t a t i s t i k  u n d  S c h l u s s v o r -
s c h r i f t e n  

§ 22 § 22 

Bundesstatistik Bundesstatistik 

(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen 
dieses Gesetzes sowie zu seiner Fortent-
wicklung sind laufende Erhebungen zum 
Bezug von Elterngeld als Bundesstatistiken 
durchzuführen. Die Erhebungen erfolgen 
zentral beim Statistischen Bundesamt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Statistik zum Bezug von El-
terngeld erfasst vierteljährlich zum jeweils 
letzten Tag des aktuellen und der vorange-
gangenen zwei Kalendermonate für Perso-
nen, die in einem dieser Kalendermonate 
Elterngeld bezogen haben, für jedes den 
Anspruch auslösende Kind folgende Erhe-
bungsmerkmale:  

(2) Die Statistik zum Bezug von El-
terngeld erfasst vierteljährlich zum jeweils 
letzten Tag des aktuellen und der vorange-
gangenen zwei Kalendermonate für Perso-
nen, die in einem dieser Kalendermonate 
Elterngeld bezogen haben, für jedes den 
Anspruch auslösende Kind folgende Erhe-
bungsmerkmale:  

1. Art der Berechtigung nach § 1, 1. u n v e r ä n d e r t  
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2. Grundlagen der Berechnung des zu-
stehenden Monatsbetrags nach Art 
und Höhe (§ 2 Absatz 1, 2, 3 oder 4, § 
2a Absatz 1 oder 4, § 2c, die §§ 2d, 2e 
oder § 2f), 

2. Grundlagen der Berechnung des zu-
stehenden Monatsbetrags nach Art 
und Höhe (§ 2 Absatz 1, 2, 3 oder 4, § 
2a Absatz 1 oder 4, §§ 2c, 2d, 2e oder 
2f), 

3. Höhe und Art des zustehenden Mo-
natsbetrags (§ 4a Absatz 1 und 2 Satz 
1) ohne die Berücksichtigung der Ein-
nahmen nach § 3, 

3. Höhe und Art des zustehenden Mo-
natsbetrags (§ 4a Absatz 1 und Ab-
satz 2) ohne die Berücksichtigung der 
Einnahmen nach § 3, 

4. Art und Höhe der Einnahmen nach § 3, 4. u n v e r ä n d e r t  

5. Inanspruchnahme der als Partner-
schaftsbonus gewährten Monatsbeträ-
ge nach § 4b Absatz 1 und der weite-
ren Monatsbeträge Elterngeld Plus 
nach § 4c Absatz 2, 

5. Inanspruchnahme der flexiblen Mona-
te nach § 4 Absatz 3 Satz 1 und der 
reservierten Monate nach § 4 Absatz 
3 Satz 2 sowie Verteilung der Be-
zugsmonate zwischen den Elterntei-
len, 

6. Höhe des monatlichen Auszahlungsbe-
trags, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. Geburtstag des Kindes, 7. u n v e r ä n d e r t  

8. für die Elterngeld beziehende Person:  8. Für die Elterngeld beziehende Person:  

a) Geschlecht, Geburtsjahr und -
monat, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Staatsangehörigkeit, b) u n v e r ä n d e r t  

c) Wohnsitz oder gewöhnlicher Auf-
enthalt, 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) Familienstand und unverheiratetes 
Zusammenleben mit dem anderen 
Elternteil, 

d) Ausübung einer Erwerbstätig-
keit und Anzahl der Wochen-
stunden während des Bezugs 
von Elterngeld, 

e) Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 4c Absatz 1 Nummer 1 und 

e) Familienstand und unverheirate-
tes Zusammenleben mit dem 
anderen Elternteil, 

f) Anzahl der im Haushalt lebenden 
Kinder. 

f) Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 4b Satz 1 Nummer 1 und 

 g) Anzahl der im Haushalt leben-
den Kinder. 
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Die Angaben nach den Nummern 2, 3, 5 
und 6 sind für jeden Lebensmonat des Kin-
des bezogen auf den nach § 4 Absatz 1 
möglichen Zeitraum des Leistungsbezugs 
zu melden. 

Die Angaben nach den Nummern 2, 3, 5, 6 
und 8d sind für jeden Lebensmonat des 
Kindes bezogen auf den nach § 4 Absatz 1 
möglichen Zeitraum des Leistungsbezugs 
zu melden. 

(3) Hilfsmerkmale sind:  (3) u n v e r ä n d e r t  

1. Name und Anschrift der zuständigen 
Behörde, 

 

2. Name und Telefonnummer sowie Ad-
resse für elektronische Post der für 
eventuelle Rückfragen zur Verfügung 
stehenden Person und 

 

3. Kennnummer des Antragstellers oder 
der Antragstellerin. 

 

§ 23 § 23 

Auskunftspflicht; Datenübermittlung an 
das Statistische Bundesamt 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Für die Erhebung nach § 22 be-
steht Auskunftspflicht. Die Angaben nach § 
22 Absatz 3 Nummer 2 sind freiwillig. Aus-
kunftspflichtig sind die nach § 12 Absatz 1 
zuständigen Stellen. 

 

(2) Die Antragstellerin oder der An-
tragsteller ist gegenüber den nach § 12 
Absatz 1 zuständigen Stellen zu den Erhe-
bungsmerkmalen nach § 22 Absatz 2 aus-
kunftspflichtig. Die zuständigen Stellen 
nach § 12 Absatz 1 dürfen die Angaben 
nach § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8, so-
weit sie für den Vollzug dieses Gesetzes 
nicht erforderlich sind, nur durch techni-
sche und organisatorische Maßnahmen 
getrennt von den übrigen Daten nach § 22 
Absatz 2 und nur für die Übermittlung an 
das Statistische Bundesamt verwenden 
und haben diese unverzüglich nach Über-
mittlung an das Statistische Bundesamt zu 
löschen. 

 

(3) Die in sich schlüssigen Angaben 
sind als Einzeldatensätze elektronisch bis 
zum Ablauf von 30 Arbeitstagen nach Ab-
lauf des Berichtszeitraums an das Statisti-
sche Bundesamt zu übermitteln. 
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§ 24 § 24 

Übermittlung von Tabellen mit statisti-
schen Ergebnissen durch das Statisti-

sche Bundesamt 

u n v e r ä n d e r t  

Zur Verwendung gegenüber den ge-
setzgebenden Körperschaften und zu Zwe-
cken der Planung, jedoch nicht zur Rege-
lung von Einzelfällen, übermittelt das Sta-
tistische Bundesamt Tabellen mit statisti-
schen Ergebnissen, auch soweit Tabellen-
felder nur einen einzigen Fall ausweisen, 
an die fachlich zuständigen obersten Bun-
des- oder Landesbehörden. Tabellen, de-
ren Tabellenfelder nur einen einzigen Fall 
ausweisen, dürfen nur dann übermittelt 
werden, wenn sie nicht differenzierter als 
auf Regierungsbezirksebene, im Falle der 
Stadtstaaten auf Bezirksebene, aufbereitet 
sind. 

 

§ 24a § 24a 

Übermittlung von Einzelangaben durch 
das Statistische Bundesamt 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Zur Abschätzung von Auswirkun-
gen der Änderungen dieses Gesetzes im 
Rahmen der Zwecke nach § 24 übermittelt 
das Statistische Bundesamt auf Anforde-
rung des fachlich zuständigen Bundesmi-
nisteriums diesem oder von ihm beauftrag-
ten Forschungseinrichtungen Einzelanga-
ben ab dem Jahr 2007 ohne Hilfsmerkmale 
mit Ausnahme des Merkmals nach § 22 
Absatz 3 Nummer 3 für die Entwicklung 
und den Betrieb von Mikrosimulationsmo-
dellen. Die Einzelangaben dürfen nur im 
hierfür erforderlichen Umfang und mittels 
eines sicheren Datentransfers übermittelt 
werden. 
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(2) Bei der Verarbeitung der Daten 
nach Absatz 1 ist das Statistikgeheimnis 
nach § 16 des Bundesstatistikgesetzes zu 
wahren. Dafür ist die Trennung von statisti-
schen und nichtstatistischen Aufgaben 
durch Organisation und Verfahren zu ge-
währleisten. Die nach Absatz 1 übermittel-
ten Daten dürfen nur für die Zwecke ver-
wendet werden, für die sie übermittelt wur-
den. Die übermittelten Einzeldaten sind 
nach dem Erreichen des Zweckes zu lö-
schen, zu dem sie übermittelt wurden. 

 

(3) Personen, die Empfängerinnen 
und Empfänger von Einzelangaben nach 
Absatz 1 Satz 1 sind, unterliegen der 
Pflicht zur Geheimhaltung nach § 16 Ab-
satz 1 und 10 des Bundesstatistikgesetzes. 
Personen, die Einzelangaben nach Absatz 
1 Satz 1 erhalten sollen, müssen Amtsträ-
ger oder für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichtete sein. Personen, die Ein-
zelangaben erhalten sollen und die nicht 
Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichtete sind, sind vor der 
Übermittlung zur Geheimhaltung zu ver-
pflichten. § 1 Absatz 2, 3 und 4 Nummer 2 
des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl. I S. 469, 547), das durch § 1 
Nummer 4 des Gesetzes vom 15. August 
1974 (BGBl. I S. 1942) geändert worden 
ist, gilt in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend. Die Empfängerinnen und 
Empfänger von Einzelangaben dürfen aus 
ihrer Tätigkeit gewonnene Erkenntnisse nur 
für die in Absatz 1 genannten Zwecke ver-
wenden. 
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§ 25 § 25 

Automatisierter Datenabruf bei den 
Standesämtern 

u n v e r ä n d e r t  

Beantragt eine Person Elterngeld, so 
ist die nach § 12 Absatz 1 zuständige Be-
hörde berechtigt, zur Prüfung des An-
spruchs nach § 1 die folgenden Daten über 
die Beurkundung der Geburt eines Kindes 
bei dem für die Entgegennahme der Anzei-
ge der Geburt zuständigen Standesamt 
gemäß § 68 Absatz 3 des Personen-
standsgesetzes automatisiert abzurufen, 
wenn die antragstellende Person zuvor in 
die elektronische Datenübermittlung ein-
gewilligt hat:  

 

1. Tag und Ort der Geburt des Kindes,  

2. Geburtsname und Vornamen des Kin-
des, 

 

3. Familiennamen, Geburtsnamen und 
Vornamen der Eltern des Kindes. 

 

§ 26 § 26 

Anwendung der Bücher des Sozialge-
setzbuches 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Soweit dieses Gesetz zum Eltern-
geld keine ausdrückliche Regelung trifft, ist 
bei der Ausführung des Ersten und Zweiten 
Abschnitts das Erste Kapitel des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch anzuwenden. 

 

(2) § 328 Absatz 3 und § 331 des Drit-
ten Buches Sozialgesetzbuch gelten ent-
sprechend. 
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§ 27 § 27 

Sonderregelung aus Anlass der COVID-
19-Pandemie 

entfällt 

(1) Übt ein Elternteil eine systemrele-
vante Tätigkeit aus, so kann sein Bezug 
von Elterngeld auf Antrag für die Zeit vom 
1. März 2020 bis 31. Dezember 2020 auf-
geschoben werden. Der Bezug der ver-
schobenen Lebensmonate ist spätestens 
bis zum 30. Juni 2021 anzutreten. Wird von 
der Möglichkeit des Aufschubs Gebrauch 
gemacht, so kann das Basiselterngeld ab-
weichend von § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 
auch noch nach Vollendung des 14. Le-
bensmonats bezogen werden. In der Zeit 
vom 1. März 2020 bis 30. Juni 2021 ent-
stehende Lücken im Elterngeldbezug sind 
abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 4 un-
schädlich. 

 

(2) Für ein Verschieben des Partner-
schaftsbonus genügt es, wenn nur ein El-
ternteil einen systemrelevanten Beruf aus-
übt. Hat der Bezug des Partnerschaftsbo-
nus bereits begonnen, so gelten allein die 
Bestimmungen des Absatzes 3. 

 

(3) Liegt der Bezug des Partner-
schaftsbonus ganz oder teilweise vor dem 
Ablauf des 23. September 2022 und kann 
die berechtigte Person die Voraussetzun-
gen des Bezugs aufgrund der COVID-19-
Pandemie nicht einhalten, gelten die Anga-
ben zur Höhe des Einkommens und zum 
Umfang der Arbeitszeit, die bei der Bean-
tragung des Partnerschaftsbonus glaubhaft 
gemacht worden sind. 

 

(4) (weggefallen)  

§ 28 § 27 

Übergangsvorschrift Übergangsvorschrift 

(1) Für die vor dem 1. September 
2021 geborenen oder mit dem Ziel der 
Adoption aufgenommenen Kinder ist die-
ses Gesetz in der bis zum 31. August 2021 
geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(1a) Für die nach dem 31. August 2021 
und vor dem 1. April 2024 geborenen oder 
mit dem Ziel der Adoption aufgenommenen 
Kinder ist dieses Gesetz in der bis zum 31. 
März 2024 geltenden Fassung weiter an-
zuwenden. 

u n v e r ä n d e r t  

(1b) Für die nach dem 31. März 
2024 und vor dem 1. Mai 2025 geborenen 
oder mit dem Ziel der Adoption aufgenom-
menen Kinder ist dieses Gesetz in der bis 
zum 30. April 2025 geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden. 

(1b) u n v e r ä n d e r t  

 (1c) Für die nach dem 30. April 2025 
und vor dem 1. November 2027 ge-
borenen oder mit dem Ziel der 
Adoption aufgenommenen Kinder 
ist dieses Gesetz in der bis zum 31. 
Oktober 2027 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden. 

(2) Für die dem Erziehungsgeld ver-
gleichbaren Leistungen der Länder sind § 8 
Absatz 1 und § 9 des Bundeserziehungs-
geldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 
2006 geltenden Fassung weiter anzuwen-
den. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) § 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 bis 
4 in der Fassung des Artikels 36 des Ge-
setzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2451) ist für Entscheidungen anzuwenden, 
die Zeiträume betreffen, die nach dem 29. 
Februar 2020 beginnen. § 1 Absatz 7 Satz 
1 Nummer 5 in der Fassung des Artikels 36 
des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2451) ist für Entscheidungen 
anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die 
nach dem 31. Dezember 2019 beginnen. § 
1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c 
in der Fassung des Artikels 12 Nummer 1 
des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I 
S. 760) ist für Entscheidungen anzuwen-
den, die Zeiträume betreffen, die nach dem 
31. Mai 2022 beginnen. § 1 Absatz 7 Satz 
1 Nummer 2 Buchstabe a und b in der 
Fassung des Artikels 43 des Gesetzes vom 
2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) 
ist für Entscheidungen anzuwenden, die 
Zeiträume betreffen, die nach dem 31. Mai 
2024 beginnen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) § 9 Absatz 2 ist auf Kinder an-
wendbar, die nach dem 31. Dezember 
2021 geboren oder mit dem Ziel der Adop-
tion aufgenommen worden sind. § 25 ist 
auf Kinder anwendbar, die nach dem 31. 
Oktober 2024 geboren oder mit dem Ziel 
der Adoption aufgenommen worden sind. 
Für die nach dem 31. Dezember 2021 und 
vor dem 1. November 2024 geborenen 
oder mit dem Ziel der Adoption aufgenom-
menen Kinder ist § 25 in der bis zum 31. 
Oktober 2024 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. Zur Erprobung des Verfah-
rens können diese Regelungen in Pilotpro-
jekten mit Zustimmung des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales und des Bundesministeriums 
des Innern und für Heimat auf Kinder, die 
vor dem 1. Januar 2022 geboren oder mit 
dem Ziel der Adoption aufgenommen wor-
den sind, angewendet werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) § 1 Absatz 8 ist auf Kinder an-
wendbar, die ab dem 1. April 2025 geboren 
oder mit dem Ziel der Adoption angenom-
men worden sind. Für die ab dem 1. April 
2024 und vor dem 1. April 2025 geborenen 
oder mit dem Ziel der Adoption angenom-
menen Kinder gilt § 1 Absatz 8 mit der 
Maßgabe, dass ein Anspruch entfällt, wenn 
die berechtigte Person im letzten abge-
schlossenen Veranlagungszeitraum vor der 
Geburt des Kindes ein zu versteuerndes 
Einkommen nach § 2 Absatz 5 des Ein-
kommensteuergesetzes in Höhe von mehr 
als 200 000 Euro erzielt hat. Erfüllt auch 
eine andere Person die Voraussetzungen 
des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 
des Absatzes 3 oder 4, entfällt in diesem 
Zeitraum abweichend von § 1 Absatz 8 
Satz 1 der Anspruch, wenn die Summe des 
zu versteuernden Einkommens beider Per-
sonen mehr als 200 000 Euro beträgt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n  u n v e r ä n d e r t  

§ 1 

 

Anwendungsbereich, Ziel des Mutter-
schutzes 

 

(1) Dieses Gesetz schützt die Ge-
sundheit der Frau und ihres Kindes am 
Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplatz 
während der Schwangerschaft, nach der 
Entbindung und in der Stillzeit. Das Gesetz 
ermöglicht es der Frau, ihre Beschäftigung 
oder sonstige Tätigkeit in dieser Zeit ohne 
Gefährdung ihrer Gesundheit oder der ih-
res Kindes fortzusetzen und wirkt Benach-
teiligungen während der Schwangerschaft, 
nach der Entbindung und in der Stillzeit 
entgegen. Regelungen in anderen Arbeits-
schutzgesetzen bleiben unberührt. 

 

(2) Dieses Gesetz gilt für Frauen in 
einer Beschäftigung im Sinne von § 7 Ab-
satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch. Unabhängig davon, ob ein solches 
Beschäftigungsverhältnis vorliegt, gilt die-
ses Gesetz auch für  

 

1. Frauen in betrieblicher Berufsbildung 
und Praktikantinnen im Sinne von § 26 
des Berufsbildungsgesetzes, 

 

2. Frauen mit Behinderung, die in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen 
beschäftigt sind, 
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3. Frauen, die als Entwicklungshelferin-
nen im Sinne des Entwicklungshelfer-
Gesetzes tätig sind, jedoch mit der 
Maßgabe, dass die §§ 18 bis 22 auf 
sie nicht anzuwenden sind, 

 

4. Frauen, die als Freiwillige im Sinne des 
Jugendfreiwilligendienstegesetzes o-
der des Bundesfreiwilligendienstgeset-
zes tätig sind, 

 

5. Frauen, die als Mitglieder einer geistli-
chen Genossenschaft, Diakonissen 
oder Angehörige einer ähnlichen Ge-
meinschaft auf einer Planstelle oder 
aufgrund eines Gestellungsvertrages 
für diese tätig werden, auch während 
der Zeit ihrer dortigen außerschuli-
schen Ausbildung, 

 

6. Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt 
sind, und ihnen Gleichgestellte im Sin-
ne von § 1 Absatz 1 und 2 des Heim-
arbeitsgesetzes, soweit sie am Stück 
mitarbeiten, jedoch mit der Maßgabe, 
dass die §§ 10 und 14 auf sie nicht an-
zuwenden sind und § 9 Absatz 1 bis 5 
auf sie entsprechend anzuwenden ist, 

 

7. Frauen, die wegen ihrer wirtschaftli-
chen Unselbstständigkeit als arbeit-
nehmerähnliche Person anzusehen 
sind, jedoch mit der Maßgabe, dass 
die §§ 18, 19 Absatz 2 und § 20 auf sie 
nicht anzuwenden sind, und 

 

8. Schülerinnen und Studentinnen, soweit 
die Ausbildungsstelle Ort, Zeit und Ab-
lauf der Ausbildungsveranstaltung ver-
pflichtend vorgibt oder die ein im Rah-
men der schulischen oder hochschuli-
schen Ausbildung verpflichtend vorge-
gebenes Praktikum ableisten, jedoch 
mit der Maßgabe, dass die §§ 17 bis 
24 auf sie nicht anzuwenden sind. 

 

(3) Das Gesetz gilt nicht für Beamtin-
nen und Richterinnen. Das Gesetz gilt 
ebenso nicht für Soldatinnen, auch soweit 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt 
sind, es sei denn, sie werden aufgrund 
dienstlicher Anordnung oder Gestattung 
außerhalb des Geschäftsbereiches des 
Bundesministeriums der Verteidigung tätig. 

 



 - 5 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

(4) Dieses Gesetz gilt für jede Person, 
die schwanger ist, ein Kind geboren hat 
oder stillt. Die Absätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 

 

§ 2 

 

Begriffsbestimmungen  

(1) Arbeitgeber im Sinne dieses Ge-
setzes ist die natürliche oder juristische 
Person oder die rechtsfähige Personenge-
sellschaft, die Personen nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 beschäftigt. Dem Arbeitgeber ste-
hen gleich:  

 

1. die natürliche oder juristische Person 
oder die rechtsfähige Personengesell-
schaft, die Frauen im Fall von § 1 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 1 ausbildet oder 
für die Praktikantinnen im Fall von § 1 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 tätig sind, 

 

2. der Träger der Werkstatt für behinderte 
Menschen im Fall von § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 2, 

 

3. der Träger des Entwicklungsdienstes 
im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 3, 

 

4. die Einrichtung, in der der Freiwilligen-
dienst nach dem Jugendfreiwilligen-
dienstegesetz oder nach dem Bundes-
freiwilligendienstgesetz im Fall von § 1 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 geleistet 
wird, 

 

5. die geistliche Genossenschaft und 
ähnliche Gemeinschaft im Fall von § 1 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 5, 

 

6. der Auftraggeber und der Zwischen-
meister von Frauen im Fall von § 1 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 6, 

 

7. die natürliche oder juristische Person 
oder die rechtsfähige Personengesell-
schaft, für die Frauen im Sinne von § 1 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 7 tätig sind, 
und 
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8. die natürliche oder juristische Person 
oder die rechtsfähige Personengesell-
schaft, mit der das Ausbildungs- oder 
Praktikumsverhältnis im Fall von § 1 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 besteht 
(Ausbildungsstelle). 

 

(2) Eine Beschäftigung im Sinne der 
nachfolgenden Vorschriften erfasst jede 
Form der Betätigung, die eine Frau im 
Rahmen eines Beschäftigungsverhältnis-
ses nach § 1 Absatz 2 Satz 1 oder die eine 
Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 im 
Rahmen ihres Rechtsverhältnisses zu ih-
rem Arbeitgeber nach § 2 Absatz 1 Satz 2 
ausübt. 

 

(3) Ein Beschäftigungsverbot im Sin-
ne dieses Gesetzes ist nur ein Beschäfti-
gungsverbot nach den §§ 3 bis 6, 10 Ab-
satz 3, § 13 Absatz 1 Nummer 3 und § 16. 
Für eine in Heimarbeit beschäftigte Frau 
und eine ihr Gleichgestellte tritt an die Stel-
le des Beschäftigungsverbots das Verbot 
der Ausgabe von Heimarbeit nach den §§ 
3, 8, 13 Absatz 2 und § 16. Für eine Frau, 
die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbst-
ständigkeit als arbeitnehmerähnliche Per-
son anzusehen ist, tritt an die Stelle des 
Beschäftigungsverbots nach Satz 1 die 
Befreiung von der vertraglich vereinbarten 
Leistungspflicht; die Frau kann sich jedoch 
gegenüber der dem Arbeitgeber gleichge-
stellten Person oder Gesellschaft im Sinne 
von Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 dazu bereit 
erklären, die vertraglich vereinbarte Leis-
tung zu erbringen. 

 

(4) Alleinarbeit im Sinne dieses Ge-
setzes liegt vor, wenn der Arbeitgeber eine 
Frau an einem Arbeitsplatz in seinem 
räumlichen Verantwortungsbereich be-
schäftigt, ohne dass gewährleistet ist, dass 
sie jederzeit den Arbeitsplatz verlassen 
oder Hilfe erreichen kann. 
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(5) Arbeitsentgelt im Sinne dieses 
Gesetzes ist das Arbeitsentgelt, das nach § 
14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit einer aufgrund des § 17 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch er-
lassenen Verordnung bestimmt wird. Für 
Frauen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 
gilt als Arbeitsentgelt ihre jeweilige Vergü-
tung. 

 

(6) Eine Entbindung ist eine Lebend- 
oder eine Totgeburt. Die Regelungen zur 
Entbindung finden im Falle einer Fehlge-
burt ab der 13. Schwangerschaftswoche 
entsprechende Anwendung, soweit nicht in 
diesem oder einem anderen Gesetz Ab-
weichendes geregelt ist. 

 

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  

G e s u n d h e i t s s c h u t z  G e s u n d h e i t s s c h u t z  

Unterabschnitt 1 Unterabschnitt 1 

Arbeitszeitlicher Gesundheitsschutz Arbeitszeitlicher Gesundheitsschutz 

§ 3 § 3 

Schutzfristen vor und nach der Entbin-
dung 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau in den letzten sechs Wochen vor 
der Entbindung nicht beschäftigen (Schutz-
frist vor der Entbindung), soweit sie sich 
nicht zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit 
erklärt. Sie kann die Erklärung nach Satz 1 
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft wider-
rufen. Für die Berechnung der Schutzfrist 
vor der Entbindung ist der voraussichtliche 
Tag der Entbindung maßgeblich, wie er 
sich aus dem ärztlichen Zeugnis oder dem 
Zeugnis einer Hebamme oder eines Ent-
bindungspflegers ergibt. Entbindet eine 
Frau nicht am voraussichtlichen Tag, ver-
kürzt oder verlängert sich die Schutzfrist 
vor der Entbindung entsprechend. 
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(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau bis 
zum Ablauf von acht Wochen nach der 
Entbindung nicht beschäftigen (Schutzfrist 
nach der Entbindung). Die Schutzfrist nach 
der Entbindung verlängert sich auf zwölf 
Wochen  

 

1. bei Frühgeburten,  

2. bei Mehrlingsgeburten und,  

3. wenn vor Ablauf von acht Wochen 
nach der Entbindung bei dem Kind ei-
ne Behinderung im Sinne von § 2 Ab-
satz 1 Satz 1 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch ärztlich festgestellt 
wird. 

 

Bei vorzeitiger Entbindung verlängert sich 
die Schutzfrist nach der Entbindung nach 
Satz 1 oder nach Satz 2 um den Zeitraum 
der Verkürzung der Schutzfrist vor der Ent-
bindung nach Absatz 1 Satz 4. Nach Satz 2 
Nummer 3 verlängert sich die Schutzfrist 
nach der Entbindung nur, wenn die Frau 
dies beantragt. Satz 2 gilt nicht bei einer 
Totgeburt. 

 

(3) Die Ausbildungsstelle darf eine 
Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 8 bereits in der Schutzfrist nach 
der Entbindung im Rahmen der schuli-
schen oder hochschulischen Ausbildung 
tätig werden lassen, wenn die Frau dies 
ausdrücklich gegenüber ihrer Ausbildungs-
stelle verlangt. Die Frau kann ihre Erklä-
rung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen. 

 

(4) Der Arbeitgeber darf eine Frau 
nach dem Tod ihres Kindes bereits nach 
Ablauf der ersten zwei Wochen nach der 
Entbindung beschäftigen, wenn  

 

1. die Frau dies ausdrücklich verlangt und  

2. nach ärztlichem Zeugnis nichts dage-
gen spricht. 

 

Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 Num-
mer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen. 
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(5) Bei einer Fehlgeburt darf der Ar-
beitgeber eine Frau nicht beschäftigen, 
soweit sie sich nicht zur Arbeitsleistung 
ausdrücklich bereit erklärt,  

 

1. bis zum Ablauf von zwei Wochen bei 
einer Fehlgeburt ab der 13. Schwan-
gerschaftswoche oder 

 

2. bis zum Ablauf von sechs Wochen bei 
einer Fehlgeburt ab der 17. Schwan-
gerschaftswoche oder 

 

3. bis zum Ablauf von acht Wochen bei 
einer Fehlgeburt ab der 20. Schwan-
gerschaftswoche. 

 

Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 jeder-
zeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. 
Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht. 

 

§ 4 § 4 

Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit 

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere oder stillende Frau, die 18 Jahre oder 
älter ist, nicht mit einer Arbeit beschäftigen, 
die die Frau über achteinhalb Stunden täg-
lich oder über 90 Stunden in der Doppel-
woche hinaus zu leisten hat. Eine schwan-
gere oder stillende Frau unter 18 Jahren 
darf der Arbeitgeber nicht mit einer Arbeit 
beschäftigen, die die Frau über acht Stun-
den täglich oder über 80 Stunden in der 
Doppelwoche hinaus zu leisten hat. In die 
Doppelwoche werden die Sonntage einge-
rechnet. Der Arbeitgeber darf eine 
schwangere oder stillende Frau nicht in 
einem Umfang beschäftigen, der die ver-
traglich vereinbarte wöchentliche Arbeits-
zeit im Durchschnitt des Monats übersteigt. 
Bei mehreren Arbeitgebern sind die Ar-
beitszeiten zusammenzurechnen. 

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere oder stillende Frau nicht über die 
nachfolgend genannten Arbeitszeiten 
hinaus beschäftigen: 

 1. eine Frau, die 18 Jahre oder älter ist, 
nicht 

 a) über achteinhalb Stunden täg-
lich oder 
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 b) über 90 Stunden in der Doppel-
woche, oder 

 2. eine Frau, die unter 18 Jahren ist, 
nicht 

 a) über acht Stunden täglich oder 

 b) über 80 Stunden in der Doppel-
woche. 

 In die Doppelwoche werden die Sonnta-
ge eingerechnet. 

(2) Der Arbeitgeber muss der 
schwangeren oder stillenden Frau nach 
Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine 
ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 
elf Stunden gewähren. 

(2) Der Arbeitgeber darf eine 
schwangere oder stillende Frau nicht in 
einem Umfang beschäftigen, der die ver-
traglich vereinbarte wöchentliche Ar-
beitszeit im Durchschnitt des Monats 
übersteigt. Bei mehreren Arbeitgebern 
sind die Arbeitszeiten zusammenzu-
rechnen. 

 (3) Der Arbeitgeber muss der 
schwangeren oder stillenden Frau nach 
Beendigung der täglichen Arbeitszeit 
eine ununterbrochene Ruhezeit von 
mindestens elf Stunden gewähren. 

 (4) Ausnahmen vom Verbot der 
Mehrarbeit nach Absatz 1 Satz 1 oder 
Absatz 2 Satz 1 sind von der Aufsichts-
behörde zu bewilligen, sofern die Vo-
raussetzungen des § 27 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 erfüllt sind. 

 (5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für 
eine stillende Frau während der ersten 
zwölf Monate nach der Entbindung. 

§ 5 § 5 

Verbot der Nachtarbeit Verbot der Nachtarbeit 

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere oder stillende Frau nicht zwischen 20 
Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Er darf sie bis 
22 Uhr beschäftigen, wenn die Vorausset-
zungen des § 28 erfüllt sind. 

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere oder stillende Frau nicht zwischen 20 
Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Er darf sie bis 
22 Uhr nur dann beschäftigen, wenn 

 1. sich die Frau dazu ausdrücklich be-
reit erklärt, 
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 2. nach ärztlichem Zeugnis nichts ge-
gen die Beschäftigung spricht und 

 3. insbesondere eine unverantwortba-
re Gefährdung für die schwangere 
Frau oder ihr Kind durch Alleinar-
beit ausgeschlossen ist.  

 Die schwangere oder stillende Frau 
kann ihre Erklärung nach Satz 2 Num-
mer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen. 

(2) Die Ausbildungsstelle darf eine 
schwangere oder stillende Frau im Sinne 
von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht 
zwischen 20 Uhr und 6 Uhr im Rahmen der 
schulischen oder hochschulischen Ausbil-
dung tätig werden lassen. Die Ausbil-
dungsstelle darf sie an Ausbildungsveran-
staltungen bis 22 Uhr teilnehmen lassen, 
wenn  

(2) Die Ausbildungsstelle darf eine 
schwangere oder stillende Frau im Sinne 
des § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht 
zwischen 20 Uhr und 6 Uhr im Rahmen der 
schulischen oder hochschulischen Ausbil-
dung tätig werden lassen. Die Ausbil-
dungsstelle darf sie an Ausbildungsveran-
staltungen bis 22 Uhr teilnehmen lassen, 
wenn  

1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit 
erklärt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Teilnahme zu Ausbildungszwecken 
zu dieser Zeit erforderlich ist und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. insbesondere eine unverantwortbare 
Gefährdung für die schwangere Frau 
oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Die schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 je-
derzeit mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen. 

Die schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 je-
derzeit mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen. 

 (3) Ausnahmen vom Verbot der 
Nachtarbeit für die Zeit zwischen 22 und 
6 Uhr sind von der Aufsichtsbehörde zu 
bewilligen, sofern die Voraussetzungen 
des § 27 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 er-
füllt sind. 

 (4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für 
eine stillende Frau während der ersten 
zwölf Monate nach der Entbindung. 
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§ 6 § 6 

Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit 

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere oder stillende Frau nicht an Sonn- und 
Feiertagen beschäftigen. Er darf sie an 
Sonn- und Feiertagen nur dann beschäfti-
gen, wenn  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit 
erklärt, 

 

2. eine Ausnahme vom allgemeinen Ver-
bot der Arbeit an Sonn- und Feiertagen 
nach § 10 des Arbeitszeitgesetzes zu-
gelassen ist, 

 

3. der Frau in jeder Woche im Anschluss 
an eine ununterbrochene Nachtruhe-
zeit von mindestens elf Stunden ein 
Ersatzruhetag gewährt wird und 

 

4. insbesondere eine unverantwortbare 
Gefährdung für die schwangere Frau 
oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist. 

 

Die schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 je-
derzeit mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen. 

 

(2) Die Ausbildungsstelle darf eine 
schwangere oder stillende Frau im Sinne 
von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht an 
Sonn- und Feiertagen im Rahmen der 
schulischen oder hochschulischen Ausbil-
dung tätig werden lassen. Die Ausbil-
dungsstelle darf sie an Ausbildungsveran-
staltungen an Sonn- und Feiertagen teil-
nehmen lassen, wenn  

(2) Die Ausbildungsstelle darf eine 
schwangere oder stillende Frau im Sinne 
des § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht 
an Sonn- und Feiertagen im Rahmen der 
schulischen oder hochschulischen Ausbil-
dung tätig werden lassen. Die Ausbil-
dungsstelle darf sie an Ausbildungsveran-
staltungen an Sonn- und Feiertagen teil-
nehmen lassen, wenn  

1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit 
erklärt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Teilnahme zu Ausbildungszwecken 
zu dieser Zeit erforderlich ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. der Frau in jeder Woche im Anschluss 
an eine ununterbrochene Nachtruhe-
zeit von mindestens elf Stunden ein 
Ersatzruhetag gewährt wird und 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. insbesondere eine unverantwortbare 
Gefährdung für die schwangere Frau 
oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist. 

4. u n v e r ä n d e r t  

Die schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 je-
derzeit mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen. 

Die schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 je-
derzeit mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen. 

 (3) Die Absätze 1 und 2 gelten für 
eine stillende Frau während der ersten 
zwölf Monate nach der Entbindung. 

§ 7 § 7 

Freistellung für Untersuchungen und 
zum Stillen 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Der Arbeitgeber hat eine Frau für 
die Zeit freizustellen, die zur Durchführung 
der Untersuchungen im Rahmen der Leis-
tungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung bei Schwangerschaft und Mutterschaft 
erforderlich sind. Entsprechendes gilt zu-
gunsten einer Frau, die nicht in der gesetz-
lichen Krankenversicherung versichert ist. 

 

(2) Der Arbeitgeber hat eine stillende 
Frau auf ihr Verlangen während der ersten 
zwölf Monate nach der Entbindung für die 
zum Stillen erforderliche Zeit freizustellen, 
mindestens aber zweimal täglich für eine 
halbe Stunde oder einmal täglich für eine 
Stunde. Bei einer zusammenhängenden 
Arbeitszeit von mehr als acht Stunden soll 
auf Verlangen der Frau zweimal eine Still-
zeit von mindestens 45 Minuten oder, wenn 
in der Nähe der Arbeitsstätte keine Stillge-
legenheit vorhanden ist, einmal eine Still-
zeit von mindestens 90 Minuten gewährt 
werden. Die Arbeitszeit gilt als zusammen-
hängend, wenn sie nicht durch eine Ruhe-
pause von mehr als zwei Stunden unter-
brochen wird. 
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§ 8 § 8 

Beschränkung von Heimarbeit Beschränkung von Heimarbeit 

(1) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf Heimarbeit an eine schwange-
re in Heimarbeit beschäftigte Frau oder an 
eine ihr Gleichgestellte nur in solchem Um-
fang und mit solchen Fertigungsfristen 
ausgeben, dass die Arbeit werktags wäh-
rend einer achtstündigen Tagesarbeitszeit 
ausgeführt werden kann. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf Heimarbeit an eine stillende in 
Heimarbeit beschäftigte Frau oder an eine 
ihr Gleichgestellte nur in solchem Umfang 
und mit solchen Fertigungsfristen ausge-
ben, dass die Arbeit werktags während 
einer siebenstündigen Tagesarbeitszeit 
ausgeführt werden kann. 

(2) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf Heimarbeit an eine stillende in 
Heimarbeit beschäftigte Frau oder an eine 
ihr Gleichgestellte nur in solchem Umfang 
und mit solchen Fertigungsfristen ausge-
ben, dass die Arbeit werktags während 
einer siebenstündigen Tagesarbeitszeit 
ausgeführt werden kann. Satz 1 gilt für 
eine stillende Frau während der ersten 
zwölf Monate nach der Entbindung. 
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Unterabschnitt 2 Unterabschnitt 2 

Betrieblicher Gesundheitsschutz Betrieblicher Gesundheitsschutz 

§ 9 § 9 

Gestaltung der Arbeitsbedingungen; 
unverantwortbare Gefährdung 

Gestaltung der Arbeitsbedingungen; 
unverantwortbare Gefährdung 

(1) Der Arbeitgeber hat bei der Ge-
staltung der Arbeitsbedingungen einer 
schwangeren oder stillenden Frau alle auf-
grund der Gefährdungsbeurteilung nach § 
10 erforderlichen Maßnahmen für den 
Schutz ihrer physischen und psychischen 
Gesundheit sowie der ihres Kindes zu tref-
fen. Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirk-
samkeit zu überprüfen und erforderlichen-
falls den sich ändernden Gegebenheiten 
anzupassen. Soweit es nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes verantwortbar ist, ist 
der Frau auch während der Schwanger-
schaft, nach der Entbindung und in der 
Stillzeit die Fortführung ihrer Tätigkeiten zu 
ermöglichen. Nachteile aufgrund der 
Schwangerschaft, der Entbindung oder der 
Stillzeit sollen vermieden oder ausgegli-
chen werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbe-
dingungen so zu gestalten, dass Gefähr-
dungen einer schwangeren oder stillenden 
Frau oder ihres Kindes möglichst vermie-
den werden und eine unverantwortbare 
Gefährdung ausgeschlossen wird. Eine 
Gefährdung ist unverantwortbar, wenn die 
Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesund-
heitsbeeinträchtigung angesichts der zu 
erwartenden Schwere des möglichen Ge-
sundheitsschadens nicht hinnehmbar ist. 
Eine unverantwortbare Gefährdung gilt als 
ausgeschlossen, wenn der Arbeitgeber alle 
Vorgaben einhält, die aller Wahrscheinlich-
keit nach dazu führen, dass die Gesundheit 
einer schwangeren oder stillenden Frau 
oder ihres Kindes nicht beeinträchtigt wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Der Arbeitgeber hat sicherzustel-
len, dass die schwangere oder stillende 
Frau ihre Tätigkeit am Arbeitsplatz, soweit 
es für sie erforderlich ist, kurz unterbrechen 
kann. Er hat darüber hinaus sicherzustel-
len, dass sich die schwangere oder stillen-
de Frau während der Pausen und Arbeits-
unterbrechungen unter geeigneten Bedin-
gungen hinlegen, hinsetzen und ausruhen 
kann. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Alle Maßnahmen des Arbeitgebers 
nach diesem Unterabschnitt sowie die Be-
urteilung der Arbeitsbedingungen nach § 
10 müssen dem Stand der Technik, der 
Arbeitsmedizin und der Hygiene sowie den 
sonstigen gesicherten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen entsprechen. Der Arbeitge-
ber hat bei seinen Maßnahmen die vom 
Ausschuss für Mutterschutz ermittelten und 
nach § 30 Absatz 4 im Gemeinsamen Mi-
nisterialblatt veröffentlichten Regeln und 
Erkenntnisse zu berücksichtigen; bei Ein-
haltung dieser Regeln und bei Beachtung 
dieser Erkenntnisse ist davon auszugehen, 
dass die in diesem Gesetz gestellten An-
forderungen erfüllt sind. 

(4) Alle Maßnahmen des Arbeitgebers 
nach diesem Unterabschnitt sowie die Be-
urteilung der Arbeitsbedingungen nach § 
10 müssen dem Stand der Technik, der 
Arbeitsmedizin und der Hygiene sowie den 
sonstigen gesicherten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen entsprechen. Der Arbeitge-
ber hat bei seinen Maßnahmen die vom 
Ausschuss für Mutterschutz ermittelten und 
nach § 28 Absatz 4 im Gemeinsamen Mi-
nisterialblatt veröffentlichten Regeln und 
Erkenntnisse zu berücksichtigen; bei Ein-
haltung dieser Regeln und bei Beachtung 
dieser Erkenntnisse ist davon auszugehen, 
dass die in diesem Gesetz gestellten An-
forderungen erfüllt sind. 

(5) Der Arbeitgeber kann zuverlässige 
und fachkundige Personen schriftlich damit 
beauftragen, ihm obliegende Aufgaben 
nach diesem Unterabschnitt in eigener 
Verantwortung wahrzunehmen. 

(5) Der Arbeitgeber kann zuverlässige 
und fachkundige Personen in Textform 
damit beauftragen, ihm obliegende Aufga-
ben nach diesem Unterabschnitt in eigener 
Verantwortung wahrzunehmen. 

(6) Kosten für Maßnahmen nach die-
sem Gesetz darf der Arbeitgeber nicht den 
Personen auferlegen, die bei ihm beschäf-
tigt sind. Die Kosten für Zeugnisse und 
Bescheinigungen, die die schwangere 
Frau, die Frau nach der Entbindung oder 
die stillende Frau auf Verlangen des Ar-
beitgebers vorzulegen hat, trägt der Arbeit-
geber. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 10 § 10 

Beurteilung der Arbeitsbedingungen; 
Schutzmaßnahmen 

Beurteilung der Arbeitsbedingungen; 
Schutzmaßnahmen 

(1) Im Rahmen der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen nach § 5 des Arbeits-
schutzgesetzes hat der Arbeitgeber für 
jede Tätigkeit  

(1) Im Rahmen der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen nach § 5 des Arbeits-
schutzgesetzes hat der Arbeitgeber für 
jede Tätigkeit  

1. die Gefährdungen nach Art, Ausmaß 
und Dauer zu beurteilen, denen eine 
schwangere oder stillende Frau oder 
ihr Kind ausgesetzt ist oder sein kann, 
und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. unter Berücksichtigung des Ergebnis-
ses der Beurteilung der Gefährdung 
nach Nummer 1 zu ermitteln, ob für ei-
ne schwangere oder stillende Frau o-
der ihr Kind voraussichtlich  

2. u n v e r ä n d e r t  

a) keine Schutzmaßnahmen erforder-
lich sein werden, 

 

b) eine Umgestaltung der Arbeitsbe-
dingungen nach § 13 Absatz 1 
Nummer 1 erforderlich sein wird 
oder 

 

c) eine Fortführung der Tätigkeit der 
Frau an diesem Arbeitsplatz nicht 
möglich sein wird. 

 

Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist 
die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder 
einer Tätigkeit ausreichend. Die Verpflich-
tung des Arbeitgebers nach Satz 1 entfällt, 
wenn gemäß einer zu diesem Zweck nach 
§ 30 Absatz 4 veröffentlichten Regel oder 
Erkenntnis des Ausschusses für Mutter-
schutz eine schwangere oder stillende Frau 
die Tätigkeit nicht ausüben oder einer Ar-
beitsbedingung nicht ausgesetzt sein darf. 

Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist 
die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder 
einer Tätigkeit ausreichend. Die Verpflich-
tung des Arbeitgebers nach Satz 1 entfällt, 
wenn gemäß einer zu diesem Zweck nach 
§ 28 Absatz 4 veröffentlichten Regel oder 
Erkenntnis des Ausschusses für Mutter-
schutz eine schwangere oder stillende Frau 
die Tätigkeit nicht ausüben oder einer Ar-
beitsbedingung nicht ausgesetzt sein darf. 
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(2) Sobald eine Frau dem Arbeitgeber 
mitgeteilt hat, dass sie schwanger ist oder 
stillt, hat der Arbeitgeber unverzüglich die 
nach Maßgabe der Gefährdungsbeurtei-
lung nach Absatz 1 oder nach Maßgabe 
des § 13 erforderlichen Schutzmaßnahmen 
festzulegen. Zusätzlich hat der Arbeitgeber 
der Frau ein Gespräch über weitere An-
passungen ihrer Arbeitsbedingungen an-
zubieten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere oder stillende Frau nur diejenigen Tä-
tigkeiten ausüben lassen, für die er die er-
forderlichen Schutzmaßnahmen nach Ab-
satz 2 Satz 1 getroffen hat. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 11 § 11 

Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbe-
dingungen für schwangere Frauen 

Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbe-
dingungen für schwangere Frauen 

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau keine Tätigkeiten ausüben las-
sen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß 
Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt. Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere vor, 
wenn die schwangere Frau Tätigkeiten 
ausübt oder Arbeitsbedingungen ausge-
setzt ist, bei denen sie folgenden Gefahr-
stoffen ausgesetzt ist oder sein kann:  

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau keine Tätigkeiten ausüben las-
sen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß 
Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt. Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere vor, 
wenn die schwangere Frau Tätigkeiten 
ausübt oder Arbeitsbedingungen ausge-
setzt ist, bei denen sie folgenden Gefahr-
stoffen ausgesetzt ist oder sein kann:  

1. Gefahrstoffen, die nach den Kriterien 
des Anhangs I zur Verordnung (EG) 
Nr. 1272/2008 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 16. De-
zember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von 
Stoffen und Gemischen, zur Änderung 
und Aufhebung der Richtlinien 
67/548/EWG und 1999/45/EG und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 (ABl. L 353 vom 
31.12.2008, S. 1) zu bewerten sind  

1. Gefahrstoffen, die nach den Kriterien 
des Anhangs I zur Verordnung (EG) 
Nr. 1272/2008 zu bewerten sind  
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a) als reproduktionstoxisch nach der 
Kategorie 1A, 1B oder 2 oder nach 
der Zusatzkategorie für Wirkungen 
auf oder über die Laktation, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) als keimzellmutagen nach der Ka-
tegorie 1A oder 1B, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) als karzinogen nach der Kategorie 
1A oder 1B, 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) als spezifisch zielorgantoxisch 
nach einmaliger Exposition nach 
der Kategorie 1 oder 

d) u n v e r ä n d e r t  

e) als akut toxisch nach der Katego-
rie 1, 2 oder 3, 

e) u n v e r ä n d e r t  

2. Blei und Bleiderivaten, soweit die Ge-
fahr besteht, dass diese Stoffe vom 
menschlichen Körper aufgenommen 
werden, oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Gefahrstoffen, die als Stoffe ausgewie-
sen sind, die auch bei Einhaltung der 
arbeitsplatzbezogenen Vorgaben mög-
licherweise zu einer Fruchtschädigung 
führen können. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Eine unverantwortbare Gefährdung im Sin-
ne von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere als 
ausgeschlossen,  

Eine unverantwortbare Gefährdung im Sin-
ne von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere als 
ausgeschlossen,  

1. wenn  1. u n v e r ä n d e r t  

a) für den jeweiligen Gefahrstoff die 
arbeitsplatzbezogenen Vorgaben 
eingehalten werden und es sich 
um einen Gefahrstoff handelt, der 
als Stoff ausgewiesen ist, der bei 
Einhaltung der arbeitsplatzbezo-
genen Vorgaben hinsichtlich einer 
Fruchtschädigung als sicher be-
wertet wird, oder 

 

b) der Gefahrstoff nicht in der Lage 
ist, die Plazentaschranke zu über-
winden, oder aus anderen Grün-
den ausgeschlossen ist, dass eine 
Fruchtschädigung eintritt, und 
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2. wenn der Gefahrstoff nach den Krite-
rien des Anhangs I zur Verordnung 
(EG) Nr. 1272/2008 nicht als reproduk-
tionstoxisch nach der Zusatzkategorie 
für Wirkungen auf oder über die Lakta-
tion zu bewerten ist. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Die vom Ausschuss für Mutterschutz ermit-
telten wissenschaftlichen Erkenntnisse sind 
zu beachten. 

Die vom Ausschuss für Mutterschutz ermit-
telten wissenschaftlichen Erkenntnisse sind 
zu beachten. 

(2) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau keine Tätigkeiten ausüben las-
sen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß mit 
Biostoffen der Risikogruppe 2, 3 oder 4 im 
Sinne von § 3 Absatz 1 der Biostoffverord-
nung in Kontakt kommt oder kommen 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt. Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere vor, 
wenn die schwangere Frau Tätigkeiten 
ausübt oder Arbeitsbedingungen ausge-
setzt ist, bei denen sie mit folgenden 
Biostoffen in Kontakt kommt oder kommen 
kann:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. mit Biostoffen, die in die Risikogruppe 
4 im Sinne von § 3 Absatz 1 der 
Biostoffverordnung einzustufen sind, 
oder 

 

2. mit Rötelnvirus oder mit Toxoplasma.  

Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der 
Kontakt mit Biostoffen im Sinne von Satz 1 
oder 2 therapeutische Maßnahmen erfor-
derlich macht oder machen kann, die selbst 
eine unverantwortbare Gefährdung darstel-
len. Eine unverantwortbare Gefährdung im 
Sinne von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere 
als ausgeschlossen, wenn die schwangere 
Frau über einen ausreichenden Immun-
schutz verfügt. 
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(3) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau keine Tätigkeiten ausüben las-
sen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie physikalischen 
Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt ist 
oder sein kann, dass dies für sie oder für 
ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt. Als physikalische Einwirkungen im 
Sinne von Satz 1 sind insbesondere zu 
berücksichtigen:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. ionisierende und nicht ionisierende 
Strahlungen, 

 

2. Erschütterungen, Vibrationen und 
Lärm sowie 

 

3. Hitze, Kälte und Nässe.  

(4) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau keine Tätigkeiten ausüben las-
sen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie einer belastenden 
Arbeitsumgebung in einem Maß ausgesetzt 
ist oder sein kann, dass dies für sie oder 
für ihr Kind eine unverantwortbare Gefähr-
dung darstellt. Der Arbeitgeber darf eine 
schwangere Frau insbesondere keine Tä-
tigkeiten ausüben lassen  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. in Räumen mit einem Überdruck im 
Sinne von § 2 der Druckluftverordnung, 

 

2. in Räumen mit sauerstoffreduzierter 
Atmosphäre oder 

 

3. im Bergbau unter Tage.  

(5) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau keine Tätigkeiten ausüben las-
sen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie körperlichen Be-
lastungen oder mechanischen Einwirkun-
gen in einem Maß ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt. Der Arbeitgeber darf eine schwange-
re Frau insbesondere keine Tätigkeiten 
ausüben lassen, bei denen  

(5) u n v e r ä n d e r t  
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1. sie ohne mechanische Hilfsmittel re-
gelmäßig Lasten von mehr als 5 Kilo-
gramm Gewicht oder gelegentlich Las-
ten von mehr als 10 Kilogramm Ge-
wicht von Hand heben, halten, bewe-
gen oder befördern muss, 

 

2. sie mit mechanischen Hilfsmitteln Las-
ten von Hand heben, halten, bewegen 
oder befördern muss und dabei ihre 
körperliche Beanspruchung der von 
Arbeiten nach Nummer 1 entspricht, 

 

3. sie nach Ablauf des fünften Monats der 
Schwangerschaft überwiegend bewe-
gungsarm ständig stehen muss und 
wenn diese Tätigkeit täglich vier Stun-
den überschreitet, 

 

4. sie sich häufig erheblich strecken, 
beugen, dauernd hocken, sich gebückt 
halten oder sonstige Zwangshaltungen 
einnehmen muss, 

 

5. sie auf Beförderungsmitteln eingesetzt 
wird, wenn dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt, 

 

6. Unfälle, insbesondere durch Ausglei-
ten, Fallen oder Stürzen, oder Tätlich-
keiten zu befürchten sind, die für sie 
oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellen, 

 

7. sie eine Schutzausrüstung tragen 
muss und das Tragen eine Belastung 
darstellt oder 

 

8. eine Erhöhung des Drucks im Bauch-
raum zu befürchten ist, insbesondere 
bei Tätigkeiten mit besonderer Fußbe-
anspruchung. 

 

(6) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau folgende Arbeiten nicht ausüben 
lassen:  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, 
bei denen durch ein gesteigertes Ar-
beitstempo ein höheres Entgelt erzielt 
werden kann, 

 

2. Fließarbeit oder  
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3. getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem 
Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit 
oder das Arbeitstempo für die schwan-
gere Frau oder für ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefährdung darstellt. 

 

§ 12 § 12 

Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbe-
dingungen für stillende Frauen 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und 
sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie in einem Maß Gefahrstoffen 
ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellt. Eine unverantwortba-
re Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt 
insbesondere vor, wenn die stillende Frau 
Tätigkeiten ausübt oder Arbeitsbedingun-
gen ausgesetzt ist, bei denen sie folgenden 
Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein 
kann:  

 

1. Gefahrstoffen, die nach den Kriterien 
des Anhangs I zur Verordnung (EG) 
Nr. 1272/2008 als reproduktionstoxisch 
nach der Zusatzkategorie für Wirkun-
gen auf oder über die Laktation zu be-
werten sind oder 

 

2. Blei und Bleiderivaten, soweit die Ge-
fahr besteht, dass diese Stoffe vom 
menschlichen Körper aufgenommen 
werden. 
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(2) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und 
sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie in einem Maß mit Biostoffen 
der Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne von 
§ 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung in 
Kontakt kommt oder kommen kann, dass 
dies für sie oder für ihr Kind eine unverant-
wortbare Gefährdung darstellt. Eine unver-
antwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 
1 liegt insbesondere vor, wenn die stillende 
Frau Tätigkeiten ausübt oder Arbeitsbedin-
gungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit 
Biostoffen in Kontakt kommt oder kommen 
kann, die in die Risikogruppe 4 im Sinne 
von § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung 
einzustufen sind. Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch, wenn der Kontakt mit Biostoffen im 
Sinne von Satz 1 oder 2 therapeutische 
Maßnahmen erforderlich macht oder ma-
chen kann, die selbst eine unverantwortba-
re Gefährdung darstellen. Eine unverant-
wortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 
oder 2 gilt als ausgeschlossen, wenn die 
stillende Frau über einen ausreichenden 
Immunschutz verfügt. 

 

(3) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und 
sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie physikalischen Einwirkungen 
in einem Maß ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt. Als physikalische Einwirkungen im 
Sinne von Satz 1 sind insbesondere ioni-
sierende und nicht ionisierende Strahlun-
gen zu berücksichtigen. 

 

(4) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und 
sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie einer belastenden Ar-
beitsumgebung in einem Maß ausgesetzt 
ist oder sein kann, dass dies für sie oder 
für ihr Kind eine unverantwortbare Gefähr-
dung darstellt. Der Arbeitgeber darf eine 
stillende Frau insbesondere keine Tätigkei-
ten ausüben lassen  

 

1. in Räumen mit einem Überdruck im 
Sinne von § 2 der Druckluftverordnung 
oder 
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2. im Bergbau unter Tage.  

(5) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau folgende Arbeiten nicht ausüben las-
sen:  

 

1. Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, 
bei denen durch ein gesteigertes Ar-
beitstempo ein höheres Entgelt erzielt 
werden kann, 

 

2. Fließarbeit oder  

3. getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem 
Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit 
oder das Arbeitstempo für die stillende 
Frau oder für ihr Kind eine unverant-
wortbare Gefährdung darstellt. 

 

§ 13 § 13 

Rangfolge der Schutzmaßnahmen: Um-
gestaltung der Arbeitsbedingungen, 

Arbeitsplatzwechsel und betriebliches 
Beschäftigungsverbot 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Werden unverantwortbare Gefähr-
dungen im Sinne von § 9, § 11 oder § 12 
festgestellt, hat der Arbeitgeber für jede 
Tätigkeit einer schwangeren oder stillenden 
Frau Schutzmaßnahmen in folgender 
Rangfolge zu treffen:  

 

1. Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedin-
gungen für die schwangere oder stil-
lende Frau durch Schutzmaßnahmen 
nach Maßgabe des § 9 Absatz 2 um-
zugestalten. 
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2. Kann der Arbeitgeber unverantwortba-
re Gefährdungen für die schwangere 
oder stillende Frau nicht durch die 
Umgestaltung der Arbeitsbedingungen 
nach Nummer 1 ausschließen oder ist 
eine Umgestaltung wegen des nach-
weislich unverhältnismäßigen Aufwan-
des nicht zumutbar, hat der Arbeitge-
ber die Frau an einem anderen geeig-
neten Arbeitsplatz einzusetzen, wenn 
er einen solchen Arbeitsplatz zur Ver-
fügung stellen kann und dieser Ar-
beitsplatz der schwangeren oder stil-
lenden Frau zumutbar ist. 

 

3. Kann der Arbeitgeber unverantwortba-
re Gefährdungen für die schwangere 
oder stillende Frau weder durch 
Schutzmaßnahmen nach Nummer 1 
noch durch einen Arbeitsplatzwechsel 
nach Nummer 2 ausschließen, darf er 
die schwangere oder stillende Frau 
nicht weiter beschäftigen. 

 

(2) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf keine Heimarbeit an schwan-
gere oder stillende Frauen ausgeben, wenn 
unverantwortbare Gefährdungen nicht 
durch Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 
Nummer 1 ausgeschlossen werden kön-
nen. 

 

§ 14 § 14 

Dokumentation und Information durch 
den Arbeitgeber 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Der Arbeitgeber hat die Beurtei-
lung der Arbeitsbedingungen nach § 10 
durch Unterlagen zu dokumentieren, aus 
denen Folgendes ersichtlich ist:  

 

1. das Ergebnis der Gefährdungsbeurtei-
lung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und der Bedarf an Schutzmaß-
nahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2, 

 



 - 27 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

2. die Festlegung der erforderlichen 
Schutzmaßnahmen nach § 10 Absatz 
2 Satz 1 sowie das Ergebnis ihrer 
Überprüfung nach § 9 Absatz 1 Satz 2 
und 

 

3. das Angebot eines Gesprächs mit der 
Frau über weitere Anpassungen ihrer 
Arbeitsbedingungen nach § 10 Absatz 
2 Satz 2 oder der Zeitpunkt eines sol-
chen Gesprächs. 

 

Wenn die Beurteilung nach § 10 Absatz 1 
ergibt, dass die schwangere oder stillende 
Frau oder ihr Kind keiner Gefährdung im 
Sinne von § 9 Absatz 2 ausgesetzt ist oder 
sein kann, reicht es aus, diese Feststellung 
in einer für den Arbeitsplatz der Frau oder 
für die Tätigkeit der Frau bereits erstellten 
Dokumentation der Beurteilung der Ar-
beitsbedingungen nach § 5 des Arbeits-
schutzgesetzes zu vermerken. 

 

(2) Der Arbeitgeber hat alle Personen, 
die bei ihm beschäftigt sind, über das Er-
gebnis der Gefährdungsbeurteilung nach § 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und über 
den Bedarf an Schutzmaßnahmen nach § 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu informie-
ren. 

 

(3) Der Arbeitgeber hat eine schwan-
gere oder stillende Frau über die Gefähr-
dungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 und über die damit verbunde-
nen für sie erforderlichen Schutzmaßnah-
men nach § 10 Absatz 2 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 13 zu informieren. 

 

§ 15 § 15 

Mitteilungen und Nachweise der 
schwangeren und stillenden Frauen 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Eine schwangere Frau soll ihrem 
Arbeitgeber ihre Schwangerschaft und den 
voraussichtlichen Tag der Entbindung mit-
teilen, sobald sie weiß, dass sie schwanger 
ist. Eine stillende Frau soll ihrem Arbeitge-
ber so früh wie möglich mitteilen, dass sie 
stillt. 
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(2) Auf Verlangen des Arbeitgebers 
soll eine schwangere Frau als Nachweis 
über ihre Schwangerschaft ein ärztliches 
Zeugnis oder das Zeugnis einer Hebamme 
oder eines Entbindungspflegers vorlegen. 
Das Zeugnis über die Schwangerschaft soll 
den voraussichtlichen Tag der Entbindung 
enthalten. 

 

Unterabschnitt 3 Unterabschnitt 3 

Ärztlicher Gesundheitsschutz Ärztlicher Gesundheitsschutz 

§ 16 § 16 

Ärztliches Beschäftigungsverbot Ärztliches Beschäftigungsverbot 

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere Frau nicht beschäftigen, soweit nach 
einem ärztlichen Zeugnis ihre Gesundheit 
oder die ihres Kindes bei Fortdauer der 
Beschäftigung gefährdet ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau, die 
nach einem ärztlichen Zeugnis in den ers-
ten Monaten nach der Entbindung nicht voll 
leistungsfähig ist, nicht mit Arbeiten be-
schäftigen, die ihre Leistungsfähigkeit 
übersteigen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Tätigkeiten, die der Arbeitgeber 
die Frau nicht ausüben lassen darf, oder 
Arbeitsbedingungen, denen der Arbeit-
geber die Frau nicht aussetzen darf, soll 
der Arzt in dem ärztlichen Zeugnis nach 
Absatz 1 oder 2 benennen. In der Folge 
gilt § 13. 
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A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  

K ü n d i g u n g s s c h u t z  K ü n d i g u n g s s c h u t z  

§ 17 § 17 

Kündigungsverbot Kündigungsverbot 

(1) Die Kündigung gegenüber einer 
Frau ist unzulässig  

(1) Die Kündigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses gegenüber einer Frau 
ist unzulässig  

1. während ihrer Schwangerschaft, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. bis zum Ablauf von vier Monaten nach 
einer Fehlgeburt nach der zwölften 
Schwangerschaftswoche und 

2. bis zum Ablauf von vier Monaten nach 
einer Fehlgeburt ab der 13. Schwan-
gerschaftswoche und 

3. bis zum Ende ihrer Schutzfrist nach 
der Entbindung, mindestens jedoch bis 
zum Ablauf von vier Monaten nach der 
Entbindung, 

3. u n v e r ä n d e r t  

wenn dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der 
Kündigung die Schwangerschaft, die Fehl-
geburt nach der zwölften Schwanger-
schaftswoche oder die Entbindung bekannt 
ist oder wenn sie ihm innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Kündigung mit-
geteilt wird. Das Überschreiten dieser Frist 
ist unschädlich, wenn die Überschreitung 
auf einem von der Frau nicht zu vertreten-
den Grund beruht und die Mitteilung unver-
züglich nachgeholt wird. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend für Vorbereitungs-
maßnahmen des Arbeitgebers, die er im 
Hinblick auf eine Kündigung der Frau trifft. 

wenn dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der 
Kündigung die Schwangerschaft, die Fehl-
geburt ab der 13. Schwangerschaftswoche 
oder die Entbindung bekannt ist oder wenn 
sie ihm innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Kündigung mitgeteilt wird. Das 
Überschreiten dieser Frist ist unschädlich, 
wenn die Überschreitung auf einem von 
der Frau nicht zu vertretenden Grund be-
ruht und die Mitteilung unverzüglich nach-
geholt wird. Die Sätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend für Vorbereitungsmaßnahmen 
des Arbeitgebers, die er im Hinblick auf 
eine Kündigung der Frau trifft. 

(2) Die für den Arbeitsschutz zustän-
dige oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann in besonderen 
Fällen, die nicht mit dem Zustand der Frau 
in der Schwangerschaft, nach einer Fehl-
geburt nach der zwölften Schwanger-
schaftswoche oder nach der Entbindung in 
Zusammenhang stehen, ausnahmsweise 
die Kündigung für zulässig erklären. Die 
Kündigung bedarf der Schriftform und 
muss den Kündigungsgrund angeben. 

(2) Die für den Arbeitsschutz zustän-
dige oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann in besonderen 
Fällen, die nicht mit dem Zustand der Frau 
in der Schwangerschaft, nach einer Fehl-
geburt ab der 13. Schwangerschaftswoche 
oder nach der Entbindung in Zusammen-
hang stehen, ausnahmsweise die Kündi-
gung für zulässig erklären. Die Kündigung 
bedarf der Schriftform und muss den Kün-
digungsgrund angeben. 
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(3) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf eine in Heimarbeit beschäftigte 
Frau in den Fristen nach Absatz 1 Satz 1 
nicht gegen ihren Willen bei der Ausgabe 
von Heimarbeit ausschließen; die §§ 3, 8, 
11, 12, 13 Absatz 2 und § 16 bleiben unbe-
rührt. Absatz 1 gilt auch für eine Frau, die 
der in Heimarbeit beschäftigten Frau 
gleichgestellt ist und deren Gleichstellung 
sich auch auf § 29 des Heimarbeitsgeset-
zes erstreckt. Absatz 2 gilt für eine in 
Heimarbeit beschäftigte Frau und eine ihr 
Gleichgestellte entsprechend. 

(3) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister einer in Heimarbeit beschäftigten 
Frau darf diese in den Fristen nach Absatz 
1 Satz 1 nicht gegen ihren Willen bei der 
Ausgabe von Heimarbeit ausschließen. Die 
§§ 3, 8, 11, 12, 13 Absatz 2 und § 16 blei-
ben unberührt. Absatz 1 gilt auch für eine 
Frau, die der in Heimarbeit beschäftigten 
Frau gleichgestellt ist und deren Gleichstel-
lung sich auch auf § 29 des Heimarbeits-
gesetzes erstreckt. Absatz 2 gilt für eine in 
Heimarbeit beschäftigte Frau und eine ihr 
Gleichgestellte entsprechend. 

A b s c h n i t t  4  A b s c h n i t t  4  

L e i s t u n g e n  u n v e r ä n d e r t  

§ 18 

 

Mutterschutzlohn  

Eine Frau, die wegen eines Beschäfti-
gungsverbots außerhalb der Schutzfristen 
vor oder nach der Entbindung teilweise 
oder gar nicht beschäftigt werden darf, er-
hält von ihrem Arbeitgeber Mutterschutz-
lohn. Als Mutterschutzlohn wird das durch-
schnittliche Arbeitsentgelt der letzten drei 
abgerechneten Kalendermonate vor dem 
Eintritt der Schwangerschaft gezahlt. Dies 
gilt auch, wenn wegen dieses Verbots die 
Beschäftigung oder die Entlohnungsart 
wechselt. Beginnt das Beschäftigungsver-
hältnis erst nach Eintritt der Schwanger-
schaft, ist das durchschnittliche Arbeitsent-
gelt aus dem Arbeitsentgelt der ersten drei 
Monate der Beschäftigung zu berechnen. 
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§ 19 

 

Mutterschaftsgeld  

(1) Eine Frau, die Mitglied einer ge-
setzlichen Krankenkasse ist, erhält für die 
Zeit der Schutzfristen vor und nach der 
Entbindung sowie für den Entbindungstag 
Mutterschaftsgeld nach den Vorschriften 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder 
nach den Vorschriften des Zweiten Geset-
zes über die Krankenversicherung der 
Landwirte. 

 

(2) Eine Frau, die nicht Mitglied einer 
gesetzlichen Krankenkasse ist, erhält für 
die Zeit der Schutzfristen vor und nach der 
Entbindung sowie für den Entbindungstag 
Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes in 
entsprechender Anwendung der Vorschrif-
ten des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
über das Mutterschaftsgeld, jedoch insge-
samt höchstens 210 Euro. Das Mutter-
schaftsgeld wird dieser Frau auf Antrag 
vom Bundesamt für Soziale Sicherung ge-
zahlt. Endet das Beschäftigungsverhältnis 
nach Maßgabe von § 17 Absatz 2 durch 
eine Kündigung, erhält die Frau Mutter-
schaftsgeld in entsprechender Anwendung 
der Sätze 1 und 2 für die Zeit nach dem 
Ende des Beschäftigungsverhältnisses. 
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§ 20 

 

Zuschuss zum Mutterschaftsgeld  

(1) Eine Frau erhält während ihres 
bestehenden Beschäftigungsverhältnisses 
für die Zeit der Schutzfristen vor und nach 
der Entbindung sowie für den Entbin-
dungstag von ihrem Arbeitgeber einen Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld. Als Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld wird der 
Unterschiedsbetrag zwischen 13 Euro und 
dem um die gesetzlichen Abzüge vermin-
derten durchschnittlichen kalendertäglichen 
Arbeitsentgelt der letzten drei abgerechne-
ten Kalendermonate vor Beginn der 
Schutzfrist vor der Entbindung gezahlt. 
Einer Frau, deren Beschäftigungsverhältnis 
während der Schutzfristen vor oder nach 
der Entbindung beginnt, wird der Zuschuss 
zum Mutterschaftsgeld von Beginn des 
Beschäftigungsverhältnisses an gezahlt. 

 

(2) Ist eine Frau für mehrere Arbeit-
geber tätig, sind für die Berechnung des 
Arbeitgeberzuschusses nach Absatz 1 die 
durchschnittlichen kalendertäglichen Ar-
beitsentgelte aus diesen Beschäftigungs-
verhältnissen zusammenzurechnen. Den 
sich daraus ergebenden Betrag zahlen die 
Arbeitgeber anteilig im Verhältnis der von 
ihnen gezahlten durchschnittlichen kalen-
dertäglichen Arbeitsentgelte. 

 

(3) Endet das Beschäftigungsverhält-
nis nach Maßgabe von § 17 Absatz 2 durch 
eine Kündigung, erhält die Frau für die Zeit 
nach dem Ende des Beschäftigungsver-
hältnisses den Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld nach Absatz 1 von der für die 
Zahlung des Mutterschaftsgeldes zuständi-
gen Stelle. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
der Arbeitgeber wegen eines Insolvenzer-
eignisses im Sinne von § 165 Absatz 1 
Satz 2 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch den Zuschuss nach Absatz 1 nicht 
zahlen kann. 

 



 - 33 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

(4) Bei Personen, die nach einem Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässig sind und deren An-
sässigkeitsstaat nach diesem Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
das Besteuerungsrecht für den Zuschuss 
zum Mutterschaftsgeld zusteht, sind für die 
Berechnung des Zuschusses zum Mutter-
schaftsgeld nur die Beiträge zur Sozialver-
sicherung als das durchschnittliche kalen-
dertägliche Arbeitsentgelt nach Absatz 1 
Satz 2 vermindernde gesetzliche Abzüge 
zu berücksichtigen. Unterliegt der Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld im Ansäs-
sigkeitsstaat nach dessen maßgebenden 
Vorschriften nicht der Steuer, sind alle ge-
setzlichen Abzüge nach Absatz 1 Satz 2 zu 
berücksichtigen. 

 

§ 21 

 

Ermittlung des durchschnittlichen Ar-
beitsentgelts 

 

(1) Bei der Bestimmung des Berech-
nungszeitraumes für die Ermittlung des 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts für die 
Leistungen nach den §§ 18 bis 20 bleiben 
Zeiten unberücksichtigt, in denen die Frau 
infolge unverschuldeter Fehlzeiten kein 
Arbeitsentgelt erzielt hat. War das Beschäf-
tigungsverhältnis kürzer als drei Monate, ist 
der Berechnung der tatsächliche Zeitraum 
des Beschäftigungsverhältnisses zugrunde 
zu legen. 

 

(2) Für die Ermittlung des durch-
schnittlichen Arbeitsentgelts für die Leis-
tungen nach den §§ 18 bis 20 bleiben un-
berücksichtigt:  

 

1. einmalig gezahltes Arbeitsentgelt im 
Sinne von § 23a des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch, 

 

2. Kürzungen des Arbeitsentgelts, die im 
Berechnungszeitraum infolge von 
Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder un-
verschuldetem Arbeitsversäumnis ein-
treten, und 
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3. im Fall der Beendigung der Elternzeit 
nach dem Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetz das Arbeitsentgelt aus 
Teilzeitbeschäftigung, das vor der Be-
endigung der Elternzeit während der 
Elternzeit erzielt wurde, soweit das 
durchschnittliche Arbeitsentgelt ohne 
die Berücksichtigung der Zeiten, in de-
nen dieses Arbeitsentgelt erzielt wur-
de, höher ist. 

 

(3) Ist die Ermittlung des durchschnitt-
lichen Arbeitsentgelts entsprechend den 
Absätzen 1 und 2 nicht möglich, ist das 
durchschnittliche kalendertägliche Arbeits-
entgelt einer vergleichbar beschäftigten 
Person zugrunde zu legen. 

 

(4) Bei einer dauerhaften Änderung 
der Arbeitsentgelthöhe ist die geänderte 
Arbeitsentgelthöhe bei der Ermittlung des 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts für die 
Leistungen nach den §§ 18 bis 20 zugrun-
de zu legen, und zwar  

 

1. für den gesamten Berechnungszeit-
raum, wenn die Änderung während 
des Berechnungszeitraums wirksam 
wird, 

 

2. ab Wirksamkeit der Änderung der Ar-
beitsentgelthöhe, wenn die Änderung 
der Arbeitsentgelthöhe nach dem Be-
rechnungszeitraum wirksam wird. 

 

§ 22 

 

Leistungen während der Elternzeit  

Während der Elternzeit sind Ansprüche 
auf Leistungen nach den §§ 18 und 20 aus 
dem wegen der Elternzeit ruhenden Ar-
beitsverhältnis ausgeschlossen. Übt die 
Frau während der Elternzeit eine Teilzeit-
arbeit aus, ist für die Ermittlung des durch-
schnittlichen Arbeitsentgelts nur das Ar-
beitsentgelt aus dieser Teilzeitarbeit zu-
grunde zu legen. 
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§ 23 

 

Entgelt bei Freistellung für Untersu-
chungen und zum Stillen 

 

(1) Durch die Gewährung der Freistel-
lung nach § 7 darf bei der schwangeren 
oder stillenden Frau kein Entgeltausfall 
eintreten. Freistellungszeiten sind weder 
vor- noch nachzuarbeiten. Sie werden nicht 
auf Ruhepausen angerechnet, die im Ar-
beitszeitgesetz oder in anderen Vorschrif-
ten festgelegt sind. 

 

(2) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister hat einer in Heimarbeit beschäftig-
ten Frau und der ihr Gleichgestellten für die 
Stillzeit ein Entgelt zu zahlen, das nach der 
Höhe des durchschnittlichen Stundenent-
gelts für jeden Werktag zu berechnen ist. 
Ist eine Frau für mehrere Auftraggeber o-
der Zwischenmeister tätig, haben diese das 
Entgelt für die Stillzeit zu gleichen Teilen zu 
zahlen. Auf das Entgelt finden die Vor-
schriften der §§ 23 bis 25 des Heimarbeits-
gesetzes über den Entgeltschutz Anwen-
dung. 

 

§ 24 

 

Fortbestehen des Erholungsurlaubs bei 
Beschäftigungsverboten 

 

Für die Berechnung des Anspruchs auf 
bezahlten Erholungsurlaub gelten die Aus-
fallzeiten wegen eines Beschäftigungsver-
bots als Beschäftigungszeiten. Hat eine 
Frau ihren Urlaub vor Beginn eines Be-
schäftigungsverbots nicht oder nicht voll-
ständig erhalten, kann sie nach dem Ende 
des Beschäftigungsverbots den Resturlaub 
im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr 
beanspruchen. 
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§ 25 

 

Beschäftigung nach dem Ende des Be-
schäftigungsverbots 

 

Mit dem Ende eines Beschäftigungs-
verbots im Sinne von § 2 Absatz 3 hat eine 
Frau das Recht, entsprechend den vertrag-
lich vereinbarten Bedingungen beschäftigt 
zu werden. 

 

A b s c h n i t t  5  A b s c h n i t t  5  

D u r c h f ü h r u n g  d e s  G e s e t -
z e s  

D u r c h f ü h r u n g  d e s  G e s e t -
z e s  

§ 26 § 26 

Aushang des Gesetzes entfällt 

(1) In Betrieben und Verwaltungen, in 
denen regelmäßig mehr als drei Frauen 
beschäftigt werden, hat der Arbeitgeber 
eine Kopie dieses Gesetzes an geeigneter 
Stelle zur Einsicht auszulegen oder auszu-
hängen. Dies gilt nicht, wenn er das Gesetz 
für die Personen, die bei ihm beschäftigt 
sind, in einem elektronischen Verzeichnis 
jederzeit zugänglich gemacht hat. 

 

(2) Für eine in Heimarbeit beschäftig-
te Frau oder eine ihr Gleichgestellte muss 
der Auftraggeber oder Zwischenmeister in 
den Räumen der Ausgabe oder Abnahme 
von Heimarbeit eine Kopie dieses Geset-
zes an geeigneter Stelle zur Einsicht aus-
legen oder aushängen. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
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§ 27 § 26 

Mitteilungs- und Aufbewahrungspflich-
ten des Arbeitgebers, Offenbarungsver-
bot der mit der Überwachung beauftrag-

ten Personen 

Mitteilungs- und Aufbewahrungspflich-
ten des Arbeitgebers, Offenbarungsver-
bot der mit der Überwachung beauftrag-

ten Personen 

(1) Der Arbeitgeber hat die Aufsichts-
behörde unverzüglich zu benachrichtigen,  

(1) Der Arbeitgeber hat die Aufsichts-
behörde unverzüglich zu benachrichtigen, 
wenn 

1. wenn eine Frau ihm mitgeteilt hat,  1. eine Frau ihm mitgeteilt hat, dass 

a) dass sie schwanger ist oder a) sie schwanger ist oder 

b) dass sie stillt, es sei denn, er hat 
die Aufsichtsbehörde bereits über 
die Schwangerschaft dieser Frau 
benachrichtigt, oder 

b) stillt, es sei denn, der Arbeitgeber 
hatte die Aufsichtsbehörde bereits 
über die Schwangerschaft dieser 
Frau benachrichtigt, oder 

2. wenn er beabsichtigt, eine schwangere 
oder stillende Frau zu beschäftigen  

2. er beabsichtigt, eine schwangere oder 
stillende Frau getaktete Arbeit im 
Sinne des § 11 Absatz 6 Nummer 3 
oder § 12 Absatz 5 Nummer 3 ausü-
ben zu lassen. 

a) bis 22 Uhr nach den Vorgaben des 
§ 5 Absatz 2 Satz 2 und 3, 

entfällt 

b) an Sonn- und Feiertagen nach den 
Vorgaben des § 6 Absatz 1 Satz 2 
und 3 oder Absatz 2 Satz 2 und 3 
oder 

entfällt 

c) mit getakteter Arbeit im Sinne von 
§ 11 Absatz 6 Nummer 3 oder § 
12 Absatz 5 Nummer 3. 

entfällt 

Er darf diese Informationen nicht unbefugt 
an Dritte weitergeben. 

Er darf die Informationen nach Satz 1 
Nummer 1 nicht unbefugt an Dritte weiter-
geben. 

(2) Der Arbeitgeber hat der Aufsichts-
behörde auf Verlangen die Angaben zu 
machen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
dieser Behörde erforderlich sind. Er hat die 
Angaben wahrheitsgemäß, vollständig und 
rechtzeitig zu machen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Der Arbeitgeber hat der Aufsichts-
behörde auf Verlangen die Unterlagen zur 
Einsicht vorzulegen oder einzusenden, aus 
denen Folgendes ersichtlich ist:  

(3) Der Arbeitgeber hat der Aufsichts-
behörde auf Verlangen die Unterlagen zur 
Einsicht vorzulegen oder einzusenden, aus 
denen zu den bei ihm beschäftigten 
schwangeren oder stillenden Frauen 
Folgendes ersichtlich ist:  

1. die Namen der schwangeren oder stil-
lenden Frauen, die bei ihm beschäftigt 
sind, 

1. Namen, 

2. die Art und der zeitliche Umfang ihrer 
Beschäftigung, 

2. Art und zeitlicher Umfang der Be-
schäftigung, 

3. die Entgelte, die an sie gezahlt worden 
sind, 

3. Entgelte, 

4. die Ergebnisse der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen nach § 10 und 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. alle sonstigen nach Absatz 2 erforder-
lichen Angaben. 

5. u n v e r ä n d e r t  

(4) Die auskunftspflichtige Person 
kann die Auskunft auf solche Fragen oder 
die Vorlage derjenigen Unterlagen verwei-
gern, deren Beantwortung oder Vorlage sie 
selbst oder einen ihrer in § 383 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr der 
Verfolgung wegen einer Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit aussetzen würde. Die aus-
kunftspflichtige Person ist darauf hinzuwei-
sen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Arbeitgeber hat die in Absatz 
3 genannten Unterlagen mindestens bis 
zum Ablauf von zwei Jahren nach der letz-
ten Eintragung aufzubewahren. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Die mit der Überwachung beauf-
tragten Personen der Aufsichtsbehörde 
dürfen die ihnen bei ihrer Überwachungstä-
tigkeit zur Kenntnis gelangten Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisse nur in den ge-
setzlich geregelten Fällen oder zur Verfol-
gung von Rechtsverstößen oder zur Erfül-
lung von gesetzlich geregelten Aufgaben 
zum Schutz der Umwelt den dafür zustän-
digen Behörden offenbaren. Soweit es sich 
bei Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
um Informationen über die Umwelt im Sin-
ne des Umweltinformationsgesetzes han-
delt, richtet sich die Befugnis zu ihrer Of-
fenbarung nach dem Umweltinformations-
gesetz. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 28 § 28 

Behördliches Genehmigungsverfahren 
für eine Beschäftigung zwischen 20 Uhr 

und 22 Uhr 

entfällt 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann abwei-
chend von § 5 Absatz 1 Satz 1 auf Antrag 
des Arbeitgebers genehmigen, dass eine 
schwangere oder stillende Frau zwischen 
20 Uhr und 22 Uhr beschäftigt wird, wenn  

 

1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit 
erklärt, 

 

2. nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen 
die Beschäftigung der Frau bis 22 Uhr 
spricht und 

 

3. insbesondere eine unverantwortbare 
Gefährdung für die schwangere Frau 
oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist. 

 

Dem Antrag ist die Dokumentation der Be-
urteilung der Arbeitsbedingungen nach § 
14 Absatz 1 beizufügen. Die schwangere 
oder stillende Frau kann ihre Erklärung 
nach Satz 1 Nummer 1 jederzeit mit Wir-
kung für die Zukunft widerrufen. 
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(2) Solange die Aufsichtsbehörde den 
Antrag nicht ablehnt oder die Beschäfti-
gung zwischen 20 Uhr und 22 Uhr nicht 
vorläufig untersagt, darf der Arbeitgeber die 
Frau unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 beschäftigen. Die Aufsichtsbehör-
de hat dem Arbeitgeber nach Eingang des 
Antrags unverzüglich eine Mitteilung zu 
machen, wenn die für den Antrag nach 
Absatz 1 erforderlichen Unterlagen unvoll-
ständig sind. Die Aufsichtsbehörde kann 
die Beschäftigung vorläufig untersagen, 
soweit dies erforderlich ist, um den Schutz 
der Gesundheit der Frau oder ihres Kindes 
sicherzustellen. 

 

(3) Lehnt die Aufsichtsbehörde den 
Antrag nicht innerhalb von sechs Wochen 
nach Eingang des vollständigen Antrags 
ab, gilt die Genehmigung als erteilt. Auf 
Verlangen ist dem Arbeitgeber der Eintritt 
der Genehmigungsfiktion (§ 42a des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes) zu beschei-
nigen. 

 

(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

 

§ 29 § 27 

Zuständigkeit und Befugnisse der Auf-
sichtsbehörden, Jahresbericht 

Zuständigkeit, Befugnisse und Pflichten 
der Aufsichtsbehörden; Einschränkung 

eines Grundrechts; Jahresbericht 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und der 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften obliegt den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden (Aufsichtsbehör-
den). 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und der 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften obliegt den nach Landesrecht zu-
ständigen Behörden (Aufsichtsbehörden). 
Abweichend von Satz 1 ist die Auf-
sichtsbehörde für Betriebe und Verwal-
tungen im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Verteidigung das 
Bundesministerium der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Stelle. 
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(2) Die Aufsichtsbehörden haben die-
selben Befugnisse wie die nach § 22 Ab-
satz 2 und 3 des Arbeitsschutzgesetzes mit 
der Überwachung beauftragten Personen. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Aufsichtsbehörde kann in Ein-
zelfällen die erforderlichen Maßnahmen 
anordnen, die der Arbeitgeber zur Erfüllung 
derjenigen Pflichten zu treffen hat, die sich 
aus Abschnitt 2 dieses Gesetzes und aus 
den aufgrund des § 31 Nummer 1 bis 5 
erlassenen Rechtsverordnungen ergeben. 
Insbesondere kann die Aufsichtsbehörde: 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann in Ein-
zelfällen die erforderlichen Maßnahmen 
anordnen, die der Arbeitgeber zur Erfüllung 
derjenigen Pflichten zu treffen hat, die sich 
aus Abschnitt 2 und aus den aufgrund des 
§ 29 Nummer 1 bis 5 erlassenen Rechts-
verordnungen ergeben. Insbesondere kann 
die Aufsichtsbehörde 

1. in besonders begründeten Einzelfäl-
len Ausnahmen vom Verbot der Mehrarbeit 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 sowie 
vom Verbot der Nachtarbeit auch zwischen 
22 Uhr und 6 Uhr nach § 5 Absatz 1 Satz 1 
oder Absatz 2 Satz 1 bewilligen, wenn  

1. in besonders begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen vom Verbot der Mehrar-
beit nach § 4 Absatz 1 Satz 1 oder 
Absatz 2 Satz 1 sowie vom Verbot der 
Nachtarbeit auch zwischen 22 Uhr und 
6 Uhr nach § 5 Absatz 1 Satz 1 oder 
Absatz 2 Satz 1 bewilligen, wenn 

a) sich die Frau dazu ausdrücklich 
bereit erklärt, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) nach ärztlichem Zeugnis nichts ge-
gen die Beschäftigung spricht und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) in den Fällen des § 5 Absatz 1 Satz 
1 oder Absatz 2 Satz 1 insbesondere eine 
unverantwortbare Gefährdung für die 
schwangere Frau oder ihr Kind durch Al-
leinarbeit ausgeschlossen ist, 

c) u n v e r ä n d e r t  

2. verbieten, dass ein Arbeitgeber eine 
schwangere oder stillende Frau  

2. Einzelheiten zur Freistellung zum 
Stillen nach § 7 Absatz 2 und zur 
Bereithaltung von Räumlichkeiten, 
die zum Stillen geeignet sind, an-
ordnen, 

a) nach § 5 Absatz 2 Satz 2 zwischen 
20 Uhr und 22 Uhr beschäftigt oder 

3. Einzelheiten zum zulässigen Ar-
beitsumfang bei Heimarbeit anord-
nen, 

b) nach § 6 Absatz 1 Satz 2 oder nach 
§ 6 Absatz 2 Satz 2 an Sonn- und Feierta-
gen beschäftigt, 

4. Schutzmaßnahmen nach § 9 Absatz 
1 bis 3 und nach § 13 anordnen, 
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3. Einzelheiten zur Freistellung zum 
Stillen nach § 7 Absatz 2 und zur Bereithal-
tung von Räumlichkeiten, die zum Stillen 
geeignet sind, anordnen, 

5. Einzelheiten zu Art und Umfang der 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
nach § 10 anordnen, 

4. Einzelheiten zur zulässigen Ar-
beitsmenge nach § 8 anordnen, 

6. bestimmte Tätigkeiten oder Arbeits-
bedingungen nach § 11 oder 12 ver-
bieten, 

5. Schutzmaßnahmen nach § 9 Ab-
satz 1 bis 3 und nach § 13 anordnen, 

7. Ausnahmen von den Vorschriften 
des § 11 Absatz 6 Nummer 1 oder 2 
und des § 12 Absatz 5 Nummer 1 
und 2 bewilligen, wenn die Art der 
Arbeit und das Arbeitstempo keine 
unverantwortbare Gefährdung für 
die schwangere oder stillende Frau 
oder für ihr Kind darstellen, und 

6. Einzelheiten zu Art und Umfang der 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 
10 anordnen, 

8. Einzelheiten zu Art und Umfang der 
Dokumentation und Information 
nach § 14 anordnen. 

7. bestimmte Tätigkeiten oder Arbeits-
bedingungen nach § 11 oder nach § 12 
verbieten, 

Die schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 
Buchstabe a jederzeit mit Wirkung für 
die Zukunft widerrufen. 

8. Ausnahmen von den Vorschriften des 
§ 11 Absatz 6 Nummer 1 und 2 und 
des § 12 Absatz 5 Nummer 1 und 2 
bewilligen, wenn die Art der Arbeit und 
das Arbeitstempo keine unverantwort-
bare Gefährdung für die schwangere 
oder stillende Frau oder für ihr Kind 
darstellen, und 

entfällt 

9. Einzelheiten zu Art und Umfang der 
Dokumentation und Information nach § 
14 anordnen. 

entfällt 

Die schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 
Buchstabe a jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen. 

entfällt 

(4) Die Aufsichtsbehörde berät den Arbeit-
geber bei der Erfüllung seiner Pflichten 
nach diesem Gesetz sowie die bei ihm 
beschäftigten Personen zu ihren Rech-
ten und Pflichten nach diesem Gesetz; 
dies gilt nicht für die Rechte und Pflich-
ten nach den §§ 18 bis 22. 

(4) Die Aufsichtsbehörde berät den Arbeit-
geber bei der Erfüllung seiner Pflichten 
nach diesem Gesetz sowie die bei ihm 
beschäftigten Personen zu ihren Rech-
ten und Pflichten nach diesem Gesetz. 
Dies gilt nicht für die Rechte und 
Pflichten nach den §§ 18 bis 22. 



 - 43 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

(5) Für Betriebe und Verwaltungen im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung wird die Aufsicht nach 
Absatz 1 durch das Bundesministerium der 
Verteidigung oder die von ihm bestimmte 
Stelle in eigener Zuständigkeit durchge-
führt. 

(5) Die zuständigen obersten Lan-
desbehörden haben über die Überwa-
chungstätigkeit der ihnen unterstellten 
Behörden einen Jahresbericht zu veröf-
fentlichen. Der Jahresbericht umfasst 
auch Angaben zur Erfüllung von Unter-
richtungspflichten aus internationalen 
Übereinkommen oder Rechtsakten der 
Europäischen Union, soweit sie den 
Mutterschutz betreffen. 

(6) Die zuständigen obersten Landes-
behörden haben über die Überwachungstä-
tigkeit der ihnen unterstellten Behörden 
einen Jahresbericht zu veröffentlichen. Der 
Jahresbericht umfasst auch Angaben zur 
Erfüllung von Unterrichtungspflichten aus 
internationalen Übereinkommen oder 
Rechtsakten der Europäischen Union, so-
weit sie den Mutterschutz betreffen. 

entfällt 

§ 30 § 28 

Ausschuss für Mutterschutz Ausschuss für Mutterschutz 

(1) Beim Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend wird ein 
Ausschuss für Mutterschutz gebildet, in 
dem geeignete Personen vonseiten der 
öffentlichen und privaten Arbeitgeber, der 
Ausbildungsstellen, der Gewerkschaften, 
der Studierendenvertretungen und der 
Landesbehörden sowie weitere geeignete 
Personen, insbesondere aus der Wissen-
schaft, vertreten sein sollen. Dem Aus-
schuss sollen nicht mehr als 15 Mitglieder 
angehören. Für jedes Mitglied ist ein stell-
vertretendes Mitglied zu benennen.Die Mit-
gliedschaft im Ausschuss für Mutterschutz 
ist ehrenamtlich. 

(1) Beim Bundesministerium für Bil-
dung, Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend wird ein Ausschuss für Mutterschutz 
gebildet, in dem geeignete Personen von-
seiten der öffentlichen und privaten Arbeit-
geber, der Ausbildungsstellen, der Ge-
werkschaften, der Studierendenvertretun-
gen und der Landesbehörden sowie weite-
re geeignete Personen, insbesondere aus 
der Wissenschaft, vertreten sein sollen. 
Dem Ausschuss sollen nicht mehr als 15 
Mitglieder angehören. Für jedes Mitglied ist 
ein stellvertretendes Mitglied zu benennen. 
Die Mitgliedschaft im Ausschuss für Mut-
terschutz ist ehrenamtlich. 



 - 44 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

(2) Das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend beruft im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales, dem Bundesminis-
terium für Gesundheit und dem Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung die 
Mitglieder des Ausschusses für Mutter-
schutz und die stellvertretenden Mitglieder. 
Der Ausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung und wählt die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die 
Geschäftsordnung und die Wahl der oder 
des Vorsitzenden bedürfen der Zustim-
mung des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend. Die Zu-
stimmung erfolgt im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
und dem Bundesministerium für Gesund-
heit. 

(2) Das Bundesministerium für Bil-
dung, Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend beruft im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
dem Bundesministerium für Gesundheit 
und dem Bundesministerium für For-
schung, Technologie und Raumfahrt die 
Mitglieder des Ausschusses für Mutter-
schutz und die stellvertretenden Mitglieder. 
Der Ausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung und wählt die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die 
Geschäftsordnung und die Wahl der oder 
des Vorsitzenden bedürfen der Zustim-
mung des Bundesministeriums für Bil-
dung, Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend. Die Zustimmung erfolgt im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales und dem Bundesminis-
terium für Gesundheit. 

(3) Zu den Aufgaben des Ausschus-
ses für Mutterschutz gehört es,  

(3) Zu den Aufgaben des Ausschus-
ses für Mutterschutz gehört es,  

1. Art, Ausmaß und Dauer der möglichen 
unverantwortbaren Gefährdungen ei-
ner schwangeren oder stillenden Frau 
und ihres Kindes nach wissenschaftli-
chen Erkenntnissen zu ermitteln und 
zu begründen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. sicherheitstechnische, arbeitsmedizini-
sche und arbeitshygienische Regeln 
zum Schutz der schwangeren oder stil-
lenden Frau und ihres Kindes aufzu-
stellen und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend in allen 
mutterschutzbezogenen Fragen zu be-
raten. 

3. das Bundesministerium für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
in allen mutterschutzbezogenen Fra-
gen zu beraten. 

Der Ausschuss arbeitet eng mit den Aus-
schüssen nach § 18 Absatz 2 Nummer 5 
des Arbeitsschutzgesetzes zusammen. 

Der Ausschuss arbeitet eng mit den Aus-
schüssen nach § 18 Absatz 2 Nummer 5 
des Arbeitsschutzgesetzes zusammen. 
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(4) Nach Prüfung durch das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, durch das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales, durch das Bun-
desministerium für Gesundheit und durch 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung kann das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend im 
Einvernehmen mit den anderen in diesem 
Absatz genannten Bundesministerien die 
vom Ausschuss für Mutterschutz nach Ab-
satz 3 aufgestellten Regeln und Erkennt-
nisse im Gemeinsamen Ministerialblatt 
veröffentlichen. 

(4) Nach Prüfung durch das Bundes-
ministerium für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, durch das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales, durch 
das Bundesministerium für Gesundheit und 
durch das Bundesministerium für For-
schung, Technologie und Raumfahrt 
kann das Bundesministerium für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend im 
Einvernehmen mit den anderen in diesem 
Absatz genannten Bundesministerien die 
vom Ausschuss für Mutterschutz nach Ab-
satz 3 aufgestellten Regeln und Erkennt-
nisse im Gemeinsamen Ministerialblatt 
veröffentlichen. 

(5) Die Bundesministerien sowie die 
obersten Landesbehörden können zu den 
Sitzungen des Ausschusses für Mutter-
schutz Vertreterinnen oder Vertreter ent-
senden. Auf Verlangen ist ihnen in der Sit-
zung das Wort zu erteilen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die Geschäfte des Ausschusses 
für Mutterschutz werden vom Bundesamt 
für Familie und zivilgesellschaftliche Auf-
gaben geführt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 31 § 29 

Erlass von Rechtsverordnungen Erlass von Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Folgendes zu regeln:  

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Folgendes zu regeln:  

1. nähere Bestimmungen zum Begriff der 
unverantwortbaren Gefährdung nach § 
9 Absatz 2 Satz 2 und 3, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. nähere Bestimmungen zur Durchfüh-
rung der erforderlichen Schutzmaß-
nahmen nach § 9 Absatz 1 und 2 und 
nach § 13, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. nähere Bestimmungen zu Art und Um-
fang der Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen nach § 10, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. Festlegungen von unzulässigen Tätig-
keiten und Arbeitsbedingungen im Sin-
ne von § 11 oder § 12 oder von ande-
ren nach diesem Gesetz unzulässigen 
Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. nähere Bestimmungen zur Dokumen-
tation und Information nach § 14, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. nähere Bestimmungen zur Ermittlung 
des durchschnittlichen Arbeitsentgelts 
im Sinne der §§ 18 bis 22 und 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. nähere Bestimmungen zum erforderli-
chen Inhalt der Benachrichtigung, ihrer 
Form, der Art und Weise der Übermitt-
lung sowie die Empfänger der vom Ar-
beitgeber nach § 27 zu meldenden In-
formationen. 

7. nähere Bestimmungen zum erforderli-
chen Inhalt der Benachrichtigung, ihrer 
Form, der Art und Weise der Übermitt-
lung sowie die Empfänger der vom Ar-
beitgeber nach § 26 zu meldenden In-
formationen. 

A b s c h n i t t  6  A b s c h n i t t  6  

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n ,  
S t r a f v o r s c h r i f t e n  

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n ,  
S t r a f v o r s c h r i f t e n  

§ 32 § 30 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 4, entgegen § 3 
Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung 
mit Satz 2 oder 3, entgegen § 3 Absatz 
3 Satz 1, § 3 Absatz 5 Satz 1, § 4 Ab-
satz 1 Satz 1, 2 oder 4 oder § 5 Absatz 
1 Satz 1, § 6 Absatz 1 Satz 1, § 13 Ab-
satz 1 Nummer 3 oder § 16 eine Frau 
beschäftigt, 

1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 4, entgegen § 3 
Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung 
mit Satz 2 oder 3, entgegen § 3 Absatz 
3 Satz 1, § 3 Absatz 5 Satz 1, § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 
oder § 5 Absatz 1 Satz 1, § 6 Absatz 1 
Satz 1, § 13 Absatz 1 Nummer 3 oder 
§ 16 Absatz 1 und 2 eine Frau be-
schäftigt, 

2. entgegen § 4 Absatz 2 eine Ruhezeit 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
gewährt, 

2. entgegen § 4 Absatz 3 eine Ruhezeit 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
gewährt, 

3. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 oder § 6 
Absatz 2 Satz 1 eine Frau tätig werden 
lässt, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 2, oder entgegen 
§ 7 Absatz 2 Satz 1 eine Frau nicht 
freistellt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 8 oder § 13 Absatz 2 
Heimarbeit ausgibt, 

5. entgegen § 8 Absatz 1 oder 2 Satz 1 
oder § 13 Absatz 2 Heimarbeit aus-
gibt, 

6. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, auch 
in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 31 Nummer 3, eine Ge-
fährdung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig beurteilt oder eine Ermitt-
lung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig durchführt, 

6. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, auch 
in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 29 Nummer 3, eine Ge-
fährdung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig beurteilt oder eine Ermitt-
lung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig durchführt, 

7. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1, auch 
in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 31 Nummer 3, eine 
Schutzmaßnahme nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig festlegt, 

7. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1, auch 
in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 29 Nummer 3, eine 
Schutzmaßnahme nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig festlegt, 

8. entgegen § 10 Absatz 3 eine Frau eine 
andere als die dort bezeichnete Tätig-
keit ausüben lässt, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 31 Nummer 5 eine Dokumenta-
tion nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstellt, 

9. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 29 Nummer 5 eine Dokumenta-
tion nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstellt, 

10. entgegen § 14 Absatz 2 oder 3, jeweils 
in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 31 Nummer 5, eine Infor-
mation nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig gibt, 

10. entgegen § 14 Absatz 2 oder 3, jeweils 
in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 29 Nummer 5, eine Infor-
mation nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig gibt, 

11. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 die 
Aufsichtsbehörde nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig benachrichtigt, 

11. entgegen § 26 Absatz 1 Satz 1 die 
Aufsichtsbehörde nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig benachrichtigt, 

12. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 2 eine 
Information weitergibt, 

12. entgegen § 26 Absatz 1 Satz 2 eine 
Information weitergibt, 

13. entgegen § 27 Absatz 2 eine Angabe 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig o-
der nicht rechtzeitig macht, 

13. entgegen § 26 Absatz 2 eine Angabe 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig o-
der nicht rechtzeitig macht, 

14. entgegen § 27 Absatz 3 eine Unterlage 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
vorlegt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
einsendet, 

14. entgegen § 26 Absatz 3 eine Unterlage 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
vorlegt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
einsendet, 
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15. entgegen § 27 Absatz 5 eine Unterlage 
nicht oder nicht mindestens zwei Jahre 
aufbewahrt, 

15. entgegen § 26 Absatz 5 eine Unterlage 
nicht oder nicht mindestens zwei Jahre 
aufbewahrt, 

16. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
29 Absatz 3 Satz 1 zuwiderhandelt o-
der 

16. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
27 Absatz 3 zuwiderhandelt oder 

17. einer Rechtsverordnung nach § 31 
Nummer 4 oder einer vollziehbaren 
Anordnung aufgrund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 
soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

17. einer Rechtsverordnung nach § 29 
Nummer 4 oder einer vollziehbaren 
Anordnung aufgrund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 
soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 
5, 8, 16 und 17 mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, in den übrigen Fällen 
mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 33 § 31 

Strafvorschriften Strafvorschriften 

Wer eine in § 32 Absatz 1 Nummer 1 
bis 5, 8, 16 und 17 bezeichnete vorsätzli-
che Handlung begeht und dadurch die Ge-
sundheit der Frau oder ihres Kindes ge-
fährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu ei-
nem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

Wer eine in § 30 Absatz 1 Nummer 1 
bis 5, 8, 16 und 17 bezeichnete vorsätzli-
che Handlung begeht und dadurch die Ge-
sundheit der Frau oder ihres Kindes ge-
fährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu ei-
nem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
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A b s c h n i t t  7  A b s c h n i t t  7  

S c h l u s s v o r s c h r i f t e n  e n t f ä l l t  

§ 34 

 

Evaluationsbericht  

Die Bundesregierung legt dem Deut-
schen Bundestag zum 1. Januar 2021 ei-
nen Evaluationsbericht über die Auswir-
kungen des Gesetzes vor. Schwerpunkte 
des Berichts sollen die Handhabbarkeit der 
gesetzlichen Regelung in der betrieblichen 
und behördlichen Praxis, die Wirksamkeit 
und die Auswirkungen des Gesetzes im 
Hinblick auf seinen Anwendungsbereich, 
die Auswirkungen der Regelungen zum 
Verbot der Mehr- und Nachtarbeit sowie 
zum Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit 
und die Arbeit des Ausschusses für Mutter-
schutz sein. Der Bericht darf keine perso-
nenbezogenen Daten enthalten. 
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Verordnung über den Mutter-
schutz für Beamtinnen des 

Bundes und die Elternzeit für 
Beamtinnen und Beamte des 

Bundes 

Verordnung über den Mutter-
schutz für Beamtinnen des 

Bundes und die Elternzeit für 
Beamtinnen und Beamte des 

Bundes 

(Mutterschutz- und Elternzeit-
verordnung - MuSchEltZV) 

vom: 12.02.2009 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 3 G v. 24.2.2025 

I Nr. 59 

(Mutterschutz- und Elternzeit-
verordnung - MuSchEltZV) 

vom: 12.02.2009 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 3 G v. 24.2.2025 

I Nr. 59 

A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  

M u t t e r s c h u t z  M u t t e r s c h u t z  

§ 1 § 1 

Allgemeines u n v e r ä n d e r t  

Für den Mutterschutz von Personen in 
einem Beamtenverhältnis beim Bund sowie 
bei bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts gelten die §§ 2 bis 5. 

 

§ 2 § 2 

Anwendung des Mutterschutzgesetzes Anwendung des Mutterschutzgesetzes 

(1) Die folgenden Vorschriften des 
Mutterschutzgesetzes sind entsprechend 
anzuwenden:  

(1) Die folgenden Vorschriften des 
Mutterschutzgesetzes sind entsprechend 
anzuwenden:  

1. zu Begriffsbestimmungen (§ 2 Absatz 
1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 
und 6 des Mutterschutzgesetzes), 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. zur Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
(§§ 9, 10 Absatz 1 und 2, §§ 11, 12, 13 
Absatz 1 Nummer 1 des Mutterschutz-
gesetzes), 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. zum Arbeitsplatzwechsel (§ 13 Absatz 
1 Nummer 2 des Mutterschutzgeset-
zes), 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. zur Dokumentation und Information 
durch den Arbeitgeber (§ 14 des Mut-
terschutzgesetzes), 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. zu Beschäftigungsverboten (§§ 3 bis 6, 
10 Absatz 3, § 13 Absatz 1 Nummer 3 
und § 16 des Mutterschutzgesetzes), 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. zu Mitteilungen und Nachweisen über 
die Schwangerschaft und das Stillen (§ 
15 des Mutterschutzgesetzes), 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. zur Freistellung für Untersuchungen 
und zum Stillen (§ 7 des Mutterschutz-
gesetzes), 

7. zur Freistellung für Untersuchungen 
und zum Stillen (§ 7 des Mutterschutz-
gesetzes) sowie 

8. zu den Mitteilungs- und Aufbewah-
rungspflichten des Arbeitgebers (§ 27 
Absatz 1 bis 5 des Mutterschutzgeset-
zes) sowie 

8. zu den Mitteilungs- und Aufbewah-
rungspflichten des Arbeitgebers (§ 26 
Absatz 1 bis 5 des Mutterschutzgeset-
zes). 

9. zum behördlichen Genehmigungsver-
fahren für eine Beschäftigung zwi-
schen 20 und 22 Uhr (§ 28 des Mutter-
schutzgesetzes). 

entfällt 

Andere Arbeitsschutzvorschriften bleiben 
unberührt. 

Andere Arbeitsschutzvorschriften bleiben 
unberührt. 

(2) In jeder Dienststelle, bei der re-
gelmäßig mehr als drei Personen tätig sind, 
sind ein Abdruck des Mutterschutzgesetzes 
sowie ein Abdruck dieser Verordnung an 
geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen, 
auszuhändigen oder in einem elektroni-
schen Informationssystem jederzeit zu-
gänglich zu machen. 

entfällt 
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§ 3 § 3 

Besoldung bei Beschäftigungsverbot, 
Untersuchungen und Stillen 

Besoldung bei Beschäftigungsverbot, 
Untersuchungen und Stillen 

(1) Durch die mutterschutzrechtlichen 
Beschäftigungsverbote mit Ausnahme des 
Verbots der Mehrarbeit wird die Zahlung 
der Dienst- und Anwärterbezüge nicht be-
rührt (§§ 3 bis 6, 10 Absatz 3, § 13 Absatz 
1 Nummer 3 und § 16 des Mutterschutzge-
setzes). Dies gilt auch für das Dienstver-
säumnis wegen ärztlicher Untersuchungen 
bei Schwangerschaft und Mutterschaft so-
wie während des Stillens (§ 7 des Mutter-
schutzgesetzes). 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Im Fall der vorzeitigen Beendigung 
einer Elternzeit nach § 16 Absatz 3 Satz 3 
des Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setzes richtet sich die Höhe der Dienst- 
und Anwärterbezüge nach dem Beschäfti-
gungsumfang vor der Elternzeit oder wäh-
rend der Elternzeit, wobei die höheren Be-
züge maßgeblich sind. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bemessungsgrundlage für die 
Zahlung von Erschwerniszulagen nach der 
Erschwerniszulagenverordnung sowie für 
die Vergütung nach der Vollstreckungsver-
gütungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Januar 2003 
(BGBl. I S. 8) in der jeweils geltenden Fas-
sung ist der Durchschnitt der Zulagen und 
der Vergütungen der letzten drei Monate 
vor Beginn des Monats, in dem die 
Schwangerschaft eingetreten ist. 

(3) Bemessungsgrundlage für die 
Zahlung von Erschwerniszulagen nach der 
Erschwerniszulagenverordnung sowie für 
die Vergütung nach der Bundesvollzie-
hungsvergütungsverordnung vom 16. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 1840) in der jeweils 
geltenden Fassung ist der Durchschnitt der 
Zulagen und der Vergütungen der letzten 
drei Monate vor Beginn des Monats, in 
dem die Schwangerschaft eingetreten ist. 
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§ 4 § 4 

Entlassung während der Schwanger-
schaft, nach einer Fehlgeburt und nach 

der Entbindung 

Entlassung während der Schwanger-
schaft, nach einer Fehlgeburt und nach 

der Entbindung 

(1) Während der Schwangerschaft, 
bis zum Ablauf von vier Monaten nach ei-
ner Fehlgeburt nach der zwölften Schwan-
gerschaftswoche und bis zum Ende der 
Schutzfrist nach der Entbindung, mindes-
tens bis zum Ablauf von vier Monaten nach 
der Entbindung, darf die Entlassung von 
Beamtinnen auf Probe und von Beamtin-
nen auf Widerruf gegen ihren Willen nicht 
ausgesprochen werden, wenn der oder 
dem Dienstvorgesetzten die Schwanger-
schaft, die Fehlgeburt nach der zwölften 
Schwangerschaftswoche oder die Entbin-
dung bekannt ist. Eine ohne diese Kenntnis 
ergangene Entlassungsverfügung ist zu-
rückzunehmen, wenn innerhalb von zwei 
Wochen nach ihrer Zustellung der oder 
dem Dienstvorgesetzten die Schwanger-
schaft, die Fehlgeburt nach der zwölften 
Schwangerschaftswoche oder die Entbin-
dung mitgeteilt wird. Das Überschreiten 
dieser Frist ist unbeachtlich, wenn dies auf 
einem von der Beamtin nicht zu vertreten-
den Grund beruht und die Mitteilung über 
die Schwangerschaft, die Fehlgeburt oder 
die Entbindung unverzüglich nachgeholt 
wird. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für Vorbereitungsmaßnahmen des Dienst-
herrn, die er im Hinblick auf eine Entlas-
sung einer Beamtin trifft. 

(1) Während der Schwangerschaft, 
bis zum Ablauf von vier Monaten nach ei-
ner Fehlgeburt ab der 13. Schwanger-
schaftswoche und bis zum Ende der 
Schutzfrist nach der Entbindung, mindes-
tens bis zum Ablauf von vier Monaten nach 
der Entbindung, darf die Entlassung von 
Beamtinnen auf Probe und von Beamtin-
nen auf Widerruf gegen ihren Willen nicht 
ausgesprochen werden, wenn der oder 
dem Dienstvorgesetzten die Schwanger-
schaft, die Fehlgeburt ab der 13. Schwan-
gerschaftswoche oder die Entbindung be-
kannt ist. Eine ohne diese Kenntnis ergan-
gene Entlassungsverfügung ist zurückzu-
nehmen, wenn innerhalb von zwei Wochen 
nach ihrer Zustellung der oder dem Dienst-
vorgesetzten die Schwangerschaft, die 
Fehlgeburt ab der 13. Schwangerschafts-
woche oder die Entbindung mitgeteilt wird. 
Das Überschreiten dieser Frist ist unbe-
achtlich, wenn dies auf einem von der Be-
amtin nicht zu vertretenden Grund beruht 
und die Mitteilung über die Schwanger-
schaft, die Fehlgeburt oder die Entbindung 
unverzüglich nachgeholt wird. Die Sätze 1 
bis 3 gelten entsprechend für Vorberei-
tungsmaßnahmen des Dienstherrn, die er 
im Hinblick auf eine Entlassung einer Be-
amtin trifft. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann in 
besonderen Fällen, die nicht mit dem Zu-
stand der Beamtin in der Schwangerschaft, 
nach einer Fehlgeburt nach der zwölften 
Schwangerschaftswoche oder nach der 
Entbindung in Zusammenhang stehen, 
ausnahmsweise die Entlassung für zuläs-
sig erklären. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann in 
besonderen Fällen, die nicht mit dem Zu-
stand der Beamtin in der Schwangerschaft, 
nach einer Fehlgeburt ab der 13.  Schwan-
gerschaftswoche oder nach der Entbindung 
in Zusammenhang stehen, ausnahmsweise 
die Entlassung für zulässig erklären. 

(3) Die §§ 31, 32, 34 Absatz 4, § 35 
Satz 1, letzterer vorbehaltlich der Fälle des 
§ 24 Absatz 3, sowie die §§ 36 und 37 Ab-
satz 1 Satz 3 des Bundesbeamtengesetzes 
bleiben unberührt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  



 - 5 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

§ 5 § 5 

Zuschuss bei Beschäftigungsverbot 
während einer Elternzeit 

u n v e r ä n d e r t  

Beamtinnen erhalten einen Zuschuss 
von 13 Euro für jeden Kalendertag eines 
Beschäftigungsverbots in den letzten sechs 
Wochen vor der Entbindung und eines Be-
schäftigungsverbots nach der Entbindung – 
einschließlich des Entbindungstages –, der 
in eine Elternzeit fällt. Dies gilt nicht, wenn 
sie während der Elternzeit teilzeitbeschäf-
tigt sind. Der Zuschuss ist auf 210 Euro 
begrenzt, wenn die Dienst- oder Anwärter-
bezüge ohne die mit Rücksicht auf den 
Familienstand gewährten Zuschläge und 
ohne Leistungen nach Abschnitt 5 des 
Bundesbesoldungsgesetzes die Versiche-
rungspflichtgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung überschreiten oder 
überschreiten würden. 

 

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  

E l t e r n z e i t  E l t e r n z e i t  

§ 6 § 6 

Anwendung des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes 

Anwendung des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes 

Beamtinnen und Beamte haben An-
spruch auf Elternzeit ohne Dienst- oder 
Anwärterbezüge entsprechend des § 15 
Absatz 1 bis 3 sowie der §§ 16 und 28 Ab-
satz 1 Satz 1 des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes. 

Beamtinnen und Beamte haben An-
spruch auf Elternzeit ohne Dienst- oder 
Anwärterbezüge entsprechend des § 15 
Absatz 1 bis 3 sowie der §§ 16 und 27 Ab-
satz 1 bis 1c des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes. 
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§ 7 § 7 

Teilzeitbeschäftigung während der El-
ternzeit 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Während der Elternzeit ist Beam-
tinnen und Beamten, die Anspruch auf 
Dienst- oder Anwärterbezüge haben, auf 
Antrag eine Teilzeitbeschäftigung bei ihrem 
Dienstherrn bis zu 32 Wochenstunden im 
Durchschnitt eines Monats zu bewilligen, 
wenn zwingende dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. 

 

(2) Mit Genehmigung der zuständigen 
Dienstbehörde darf während der Elternzeit 
auch eine Teilzeitbeschäftigung außerhalb 
des Beamtenverhältnisses in dem in Ab-
satz 1 genannten Umfang ausgeübt wer-
den. Die Genehmigung kann nur innerhalb 
von vier Wochen ab Antragstellung versagt 
werden, wenn dringende dienstliche Be-
lange entgegenstehen. Sie ist zu versagen, 
wenn einer der in § 99 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 bis 6 des Bundesbeamtenge-
setzes genannten Gründe vorliegt. 

 

§ 8 § 8 

Entlassung während der Elternzeit u n v e r ä n d e r t  

(1) Während der Elternzeit darf die 
Entlassung von Beamtinnen und Beamten 
auf Probe und von Beamtinnen und Beam-
ten auf Widerruf gegen ihren Willen nicht 
ausgesprochen werden. Dies gilt nicht für 
Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung nach § 7 
Absatz 1. 

 

(2) In besonderen Fällen kann die 
oberste Dienstbehörde die Entlassung 
ausnahmsweise für zulässig erklären. 

 

(3) § 4 Absatz 3 gilt entsprechend.  
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§ 9 § 9 

Erstattung von Krankenversicherungs-
beiträgen 

Erstattung von Krankenversicherungs-
beiträgen 

(1) Beamtinnen und Beamten werden 
für die Dauer der Elternzeit die Beiträge für 
ihre Kranken- und Pflegeversicherung bis 
zu monatlich 31 Euro erstattet, wenn ihre 
Dienst- oder Anwärterbezüge vor Beginn 
der Elternzeit die Versicherungspflichtgren-
ze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nicht überschritten haben oder über-
schritten hätten. Hierbei werden die mit 
Rücksicht auf den Familienstand gewähr-
ten Zuschläge sowie Leistungen nach Ab-
schnitt 5 des Bundesbesoldungsgesetzes 
nicht berücksichtigt. Nehmen die Eltern 
gemeinsam Elternzeit, steht die Beitragser-
stattung nur dem Elternteil zu, bei dem das 
Kind im Familienzuschlag berücksichtigt 
wird oder berücksichtigt werden soll. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Für die Zeit, für die sie Elterngeld 
nach den §§ 4 und 4c des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes beziehen, 
werden Beamtinnen und Beamten mit 
Dienstbezügen bis einschließlich der Be-
soldungsgruppe A 8 sowie Beamtinnen und 
Beamten mit Anwärterbezügen auf Antrag 
die Beiträge für die Kranken- und Pflege-
versicherung über die Erstattung nach Ab-
satz 1 hinaus in voller Höhe erstattet, so-
weit sie auf einen auf den Beihilfebemes-
sungssatz abgestimmten Prozenttarif oder 
einen die jeweilige Beihilfe ergänzenden 
Tarif einschließlich etwaiger darin enthalte-
ner Altersrückstellungen entfallen. Für an-
dere Monate einer Elternzeit wird die Bei-
tragserstattung nach Satz 1 weitergezahlt, 
solange keine Beschäftigung mit mindes-
tens der Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit ausgeübt wird. 

(2) Für die Zeit, für die sie Elterngeld 
nach den §§ 4 und 4b des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes beziehen, 
werden Beamtinnen und Beamten mit 
Dienstbezügen bis einschließlich der Be-
soldungsgruppe A 8 sowie Beamtinnen und 
Beamten mit Anwärterbezügen auf Antrag 
die Beiträge für die Kranken- und Pflege-
versicherung über die Erstattung nach Ab-
satz 1 hinaus in voller Höhe erstattet, so-
weit sie auf einen auf den Beihilfebemes-
sungssatz abgestimmten Prozenttarif oder 
einen die jeweilige Beihilfe ergänzenden 
Tarif einschließlich etwaiger darin enthalte-
ner Altersrückstellungen entfallen. Für an-
dere Monate einer Elternzeit wird die Bei-
tragserstattung nach Satz 1 weitergezahlt, 
solange keine Beschäftigung mit mindes-
tens der Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit ausgeübt wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend für auf die Beamtin oder den 
Beamten entfallende Beiträge für die frei-
willige gesetzliche Krankenversicherung 
und Pflegeversicherung. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 10 § 10 

Sonderregelung für Richterinnen und 
Richter im Bundesdienst 

u n v e r ä n d e r t  

Während der Elternzeit ist eine Teil-
zeitbeschäftigung als Richterin oder Richter 
von mindestens der Hälfte bis zu drei Vier-
teln des regelmäßigen Dienstes zulässig. 

 

A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  

Ü b e r g a n g s -  u n d  S c h l u s s -
v o r s c h r i f t e n  

e n t f ä l l t  

§ 11 

 

Übergangsvorschrift  

Auf die vor dem 14. Februar 2009 ge-
borenen Kinder oder auf die vor diesem 
Zeitpunkt mit dem Ziel der Adoption aufge-
nommenen Kinder ist § 1 Absatz 2 Satz 2 
und 3 der Elternzeitverordnung in der bis 
zum 13. Februar 2009 geltenden Fassung 
anzuwenden. 
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Bundesbeamtengesetz Bundesbeamtengesetz 

( - BBG) 
vom: 05.02.2009 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 8 G v. 11.1.2026 

I Nr. 6 

( - BBG) 
vom: 05.02.2009 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 8 G v. 11.1.2026 

I Nr. 6 

§ 79 § 79 

Mutterschutz, Elternzeit und Jugendar-
beitsschutz 

Mutterschutz, Elternzeit und Jugendar-
beitsschutz 

(1) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung die der Eigenart des 
öffentlichen Dienstes entsprechende An-
wendung der Vorschriften des Mutter-
schutzgesetzes auf Beamtinnen. Diese 
Rechtsverordnung stellt für Beamtinnen 
hinsichtlich Inhalt, Art und Umfang den 
Schutz sicher, der Frauen nach dem Mut-
terschutzgesetz gewährleistet wird. Für die 
Kontrolle und Überwachung der Einhaltung 
der dem Gesundheitsschutz dienenden 
mutterschutzrechtlichen Vorschriften gilt § 
29 des Mutterschutzgesetzes entspre-
chend. 

(1) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung die der Eigenart des 
öffentlichen Dienstes entsprechende An-
wendung der Vorschriften des Mutter-
schutzgesetzes auf Beamtinnen. Diese 
Rechtsverordnung stellt für Beamtinnen 
hinsichtlich Inhalt, Art und Umfang den 
Schutz sicher, der Frauen nach dem Mut-
terschutzgesetz gewährleistet wird. Für die 
Kontrolle und Überwachung der Einhaltung 
der dem Gesundheitsschutz dienenden 
mutterschutzrechtlichen Vorschriften gilt § 
27 des Mutterschutzgesetzes entspre-
chend. 

(2) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung die der Eigenart des 
öffentlichen Dienstes entsprechende An-
wendung der Vorschriften des Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetzes über die 
Elternzeit auf Beamtinnen und Beamte. 
Das Bundesministerium des Innern und für 
Heimat kann in den Fällen des Artikels 91 
Absatz 2 Satz 1 und des Artikels 115f Ab-
satz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes den 
Anspruch auf Elternzeit für Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamte in 
der Bundespolizei aus zwingenden Grün-
den der inneren Sicherheit ausschließen 
oder einschränken. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Das Jugendarbeitsschutzgesetz 
gilt für jugendliche Beamtinnen und jugend-
liche Beamte entsprechend. Die Bundesre-
gierung kann durch Rechtsverordnung 
Ausnahmen von den Vorschriften des Ju-
gendarbeitsschutzgesetzes für jugendliche 
Polizeivollzugsbeamtinnen und jugendliche 
Polizeivollzugsbeamte bestimmen, soweit 
diese aufgrund der Eigenart des Polizei-
vollzugsdienstes oder aus Gründen der 
inneren Sicherheit erforderlich sind. 

(3) u n v e r ä n d e r t  



 - 1 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

Gesetz über den Versiche-
rungsvertrag 

Gesetz über den Versiche-
rungsvertrag 

(Versicherungsvertragsgesetz - 
VVG) 

vom: 23.11.2007 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 12 G v. 

26.5.2026 I Nr. 156 

(Versicherungsvertragsgesetz - 
VVG) 

vom: 23.11.2007 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 12 G v. 

26.5.2026 I Nr. 156 

§ 192 § 192 

Vertragstypische Leistungen des Versi-
cherers 

Vertragstypische Leistungen des Versi-
cherers 

(1) Bei der Krankheitskostenversiche-
rung ist der Versicherer verpflichtet, im 
vereinbarten Umfang die Aufwendungen 
für medizinisch notwendige Heilbehandlung 
wegen Krankheit oder Unfallfolgen und für 
sonstige vereinbarte Leistungen einschließ-
lich solcher bei Schwangerschaft und Ent-
bindung sowie für ambulante Vorsorgeun-
tersuchungen zur Früherkennung von 
Krankheiten nach gesetzlich eingeführten 
Programmen zu erstatten. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Versicherer ist zur Leistung 
nach Absatz 1 insoweit nicht verpflichtet, 
als die Aufwendungen für die Heilbehand-
lung oder sonstigen Leistungen in einem 
auffälligen Missverhältnis zu den erbrach-
ten Leistungen stehen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Als Inhalt der Krankheitskosten-
versicherung können zusätzliche Dienst-
leistungen, die in unmittelbarem Zusam-
menhang mit Leistungen nach Absatz 1 
stehen, vereinbart werden, insbesondere  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die Beratung über Leistungen nach 
Absatz 1 sowie über die Anbieter sol-
cher Leistungen; 

 

2. die Beratung über die Berechtigung 
von Entgeltansprüchen der Erbringer 
von Leistungen nach Absatz 1; 
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3. die Abwehr unberechtigter Entgeltan-
sprüche der Erbringer von Leistungen 
nach Absatz 1; 

 

4. die Unterstützung der versicherten 
Personen bei der Durchsetzung von 
Ansprüchen wegen fehlerhafter Erbrin-
gung der Leistungen nach Absatz 1 
und der sich hieraus ergebenden Fol-
gen; 

 

5. die unmittelbare Abrechnung der Leis-
tungen nach Absatz 1 mit deren Er-
bringern. 

 

(4) Bei der Krankenhaustagegeldver-
sicherung ist der Versicherer verpflichtet, 
bei medizinisch notwendiger stationärer 
Heilbehandlung das vereinbarte Kranken-
haustagegeld zu leisten. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bei der Krankentagegeldversiche-
rung ist der Versicherer verpflichtet, den als 
Folge von Krankheit oder Unfall durch Ar-
beitsunfähigkeit verursachten Verdienst-
ausfall durch das vereinbarte Krankenta-
gegeld zu ersetzen. Er ist außerdem ver-
pflichtet, den Verdienstausfall, der während 
der Schutzfristen nach § 3 Absatz 1 und 2 
des Mutterschutzgesetzes sowie am Ent-
bindungstag entsteht, durch das vereinbar-
te Krankentagegeld zu ersetzen, soweit der 
versicherten Person kein anderweitiger 
angemessener Ersatz für den während 
dieser Zeit verursachten Verdienstausfall 
zusteht. 

(5) Bei der Krankentagegeldversiche-
rung ist der Versicherer verpflichtet, den als 
Folge von Krankheit oder Unfall durch Ar-
beitsunfähigkeit verursachten Verdienst-
ausfall durch das vereinbarte Krankenta-
gegeld zu ersetzen. Er ist außerdem ver-
pflichtet, den Verdienstausfall, der während 
der Schutzfristen nach § 3 Absatz 1, 2 und 
5 des Mutterschutzgesetzes sowie am Ent-
bindungstag entsteht, durch das vereinbar-
te Krankentagegeld zu ersetzen, soweit der 
versicherten Person kein anderweitiger 
angemessener Ersatz für den während 
dieser Zeit verursachten Verdienstausfall 
zusteht. 

(6) Bei der Pflegekrankenversiche-
rung ist der Versicherer verpflichtet, im Fall 
der Pflegebedürftigkeit im vereinbarten 
Umfang die Aufwendungen für die Pflege 
der versicherten Person zu erstatten (Pfle-
gekostenversicherung) oder das vereinbar-
te Tagegeld zu leisten (Pflegetagegeldver-
sicherung). Absatz 2 gilt für die Pflegekos-
tenversicherung entsprechend. Die Rege-
lungen des Elften Buches Sozialgesetz-
buch über die private Pflegeversicherung 
bleiben unberührt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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(7) Bei der Krankheitskostenversiche-
rung im Basistarif nach § 152 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes und im Notla-
gentarif nach § 153 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes kann der Leistungserbringer 
seinen Anspruch auf Leistungserstattung 
auch gegen den Versicherer geltend ma-
chen, soweit der Versicherer aus dem Ver-
sicherungsverhältnis zur Leistung verpflich-
tet ist. Im Rahmen der Leistungspflicht des 
Versicherers aus dem Versicherungsver-
hältnis haften Versicherer und Versiche-
rungsnehmer gesamtschuldnerisch. Soweit 
im Notlagentarif nach § 153 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes der Versicherer die 
aus dem Versicherungsverhältnis geschul-
dete Leistung an den Leistungserbringer 
oder den Versicherungsnehmer erbringt, 
wird er von seiner Leistungspflicht gegen-
über dem Leistungserbringer frei. Der Ver-
sicherer kann im Basistarif nach § 152 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes und im 
Notlagentarif nach § 153 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes nicht mit einer ihm 
aus der Krankheitskostenversicherung oder 
der privaten Pflege-Pflichtversicherung 
zustehenden Prämienforderung gegen eine 
Forderung des Versicherungsnehmers aus 
diesen Versicherungen aufrechnen.  § 35 
ist nicht anwendbar. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Der Versicherungsnehmer kann 
vor Beginn einer Heilbehandlung, deren 
Kosten voraussichtlich 2 000 Euro über-
schreiten werden, in Textform vom Versi-
cherer Auskunft über den Umfang des Ver-
sicherungsschutzes für die beabsichtigte 
Heilbehandlung verlangen. Ist die Durch-
führung der Heilbehandlung dringlich, hat 
der Versicherer eine mit Gründen versehe-
ne Auskunft unverzüglich, spätestens nach 
zwei Wochen, zu erteilen, ansonsten nach 
vier Wochen; auf einen vom Versiche-
rungsnehmer vorgelegten Kostenvoran-
schlag und andere Unterlagen ist dabei 
einzugehen. Die Frist beginnt mit Eingang 
des Auskunftsverlangens beim Versicherer. 
Ist die Auskunft innerhalb der Frist nicht 
erteilt, wird bis zum Beweis des Gegenteils 
durch den Versicherer vermutet, dass die 
beabsichtigte medizinische Heilbehandlung 
notwendig ist. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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Einführungsgesetz zum Versi-
cherungsvertragsgesetz 

Einführungsgesetz zum Versi-
cherungsvertragsgesetz 

( - VVGEG) 
vom: 30.05.1908 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 16.1.2026 

I Nr. 14 

( - VVGEG) 
vom: 30.05.1908 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 16.1.2026 

I Nr. 14 

Artikel 10 Artikel 10 
u n v e r ä n d e r t  

(weggefallen) Krankentagegeldversicherung, 
§ 192 Absatz 5 Satz 2 des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes 

 Bei einer Krankentagegeldversiche-
rung, bei der die Prämie nach Art 
der Lebensversicherung berechnet 
wird und bei der das ordentliche 
Kündigungsrecht des Versicherers 
gesetzlich oder vertraglich ausge-
schlossen ist, ist der Versicherer 
berechtigt, die technischen Berech-
nungsgrundlagen auch für beste-
hende Versicherungsverhältnisse zu 
ändern und die Prämie entspre-
chend den geänderten Berech-
nungsgrundlagen neu festzusetzen, 

 1. soweit Leistungen nach § 192 
Absatz 5 Satz 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes in der ab 
dem … [einsetzen: Datum des 
Tages des Inkrafttretens nach 
Artikel 8 Satz 2 dieses Geset-
zes] geltenden Fassung noch 
nicht in den Berechnungsgrund-
lagen berücksichtigt sind und 

 2. sofern ein unabhängiger Treu-
händer die geänderten techni-
schen Berechnungsgrundlagen 
überprüft und der Prämienneu-
festsetzung zugestimmt hat. 



 - 5 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  13:50 

geltendes Recht Entwurf 

 § 155 Absatz 1 und 2 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes ist anzuwen-
den. Die Neufestsetzung der Prämie 
wird zu Beginn des zweiten Monats 
wirksam, der auf die Mitteilung der Neu-
festsetzung der Prämie an den Versi-
cherungsnehmer folgt. Gesetzlich oder 
vertraglich vorgesehene Sonderkündi-
gungsrechte des Versicherungsneh-
mers bleiben hiervon unberührt. 


